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Vorwort

Im Mittelpunkt der sechsten Tagung zur Genossenschaftsgeschichte 
standen die Wohnungsbaugenossenschaften. Die Veranstaltung fand im 
Museum der Arbeit, Hamburg, statt, wo im November 2012 die Sonder-
ausstellung „Eine Wohnung für uns - Genossenschaftlicher Wohnungs-
bau in Hamburg“ eröffnet wird. Die Tagung bildete damit den Auftakt für 
den Hamburger Themenschwerpunkt „Wohnungsbaugenossenschaften 
im Internationalen Jahr der Genossenschaften“. Dieser Ansatz wurde mit 
der Ringvorlesung „Genossenschaftlicher Wohnungsbau: Lösungsansätze 
für gesellschaftliche Herausforderungen einst und jetzt“ im Rahmen des 
Allgemeinen Vorlesungswesens der Universität Hamburg im Sommerse-
mester 2012 fortgeführt.

Die Versorgung mit Wohnraum gehört zu den elementaren Grundbedürf-
nissen der Menschen. Dass die Wohnungsbaugenossenschaften mit ih-
rem Selbsthilfeansatz aus bescheidenen Anfängen heraus einen wichtigen 
Beitrag zur Behebung der Wohnungsnot geleistet haben und heute mit 
2,2 Millionen Wohnungen für soziale Stabilität in unserer Gesellschaft 
sorgen, konnte auf der Tagung überzeugend belegt werden. Von Anfang 
an ging es um mehr als nur den Bau von Wohnungen. Der genossen-
schaftliche Wohnungsbau steht bis heute für fortschrittliche, experimen-
telle und reformorientierte Wohnprojekte.

Unter dem Leitthema der Tagung „Geschichte und Potential der Selbst-
hilfe: Die Wohnungsbaugenossenschaften“ wurden zunächst die Grün-
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dungen und Aktivitäten von Hamburger Baugenossenschaften vorgestellt. 
Anschließend konnten  anhand von Beispielen aus anderen Regionen, 
Entwicklungen vergleichend betrachtet werden, verbunden mit einem 
besonderen Blick auf die jeweilige lokale Bedeutung des genossenschaft-
lichen Wohnungsbaus. Im dritten Teil wurden insbesondere neuere Ent-
wicklungen des genossenschaftlichen Wohnens und dessen gesellschafts-
politische Bedeutung berücksich-tigt.

Die Herausgeber danken dem Arbeitskreis Hamburger Wohnungsbauge-
nossenschaften e.V., der Heinrich-Kaufmann-Stiftung und der Historiker-
Genossenschaft eG für die finanzielle Unterstützung des Tagungsbands. 
Dank gilt auch Frau Christine Lindner für die Edition der Texte sowie 
den Autorinnen und Autoren für die schriftliche Vorlage ihrer Vorträge.

Die Herausgeber
Hamburg im Juni 2012
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Holger Martens

Das Hamburger Genossenschaftsregister

Mit dem „Gesetz betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften“ vom 27. März 1867 war Hermann 
Schulze-Delitzsch am Ziel seiner langjährigen Bemühungen. Als neue 
Unternehmensform wurde die eingetragene Genossenschaft zunächst in 
Preußen eingeführt.1 Das preußische Genossenschaftsgesetz wurde 1868 
zum Gesetz des Norddeutschen Bundes erhoben und erlangte mit seinem 
Inkrafttreten am  
1.Januar 1869 auch Gültigkeit für Hamburg.
Mit der Anerkennung als eigenständige Unternehmensform war die Ein-
richtung eines Genossenschaftsregisters bei dem jeweils zuständigen Amts-
gericht verbunden, bei dem die Registrierung durchzuführen war. Erst 
dann durfte der Zusatz „eG“ für eingetragene Genossenschaft geführt 
werden. Die ersten Genossenschaften konnten sich demzufolge ab 1867 in 
Preußen registrieren lassen. In Hamburg sind daher die ersten eingetra-
genen Genossenschaften in den früheren preußischen Städten und Ge-
meinden zu suchen, die 1937 im Rahmen des Groß-Hamburg-Gesetzes 
eingemeindet wurden.2 Die preußischen Städte Altona, Wandsbek und 
Harburg hatten eigene Amtsgerichtsbezirke und damit eigene Genossen-
schaftsregister. 

Die erste Eintragung einer Genossenschaft erfolgte in das Genossen-
schaftsregister des Amtsgerichts Altona.3 Hier wurde am 17. Oktober 
1868 der Pinneberger Vorschussverein registriert. Nach den Registeran-
gaben hatte die Genossenschaft schon seit einigen Jahren bestanden 

1	  Rolf Steding: Das Genossenschaftsgesetz – das „Meisterstück“ von Hermann Schulze-Delitzsch, in: Hermann Schul-
ze-Delitzsch Weg – Werk – Wirken. Festschrift zum 200. Geburtstag am 29. August 2008, Delitzsch 2008, S. 54-66.
2	  Holger Martens: Hamburgs Weg zur Metropole. Von der Groß-Hamburg Frage zum Bezirksverwaltungsgesetz, 
Hamburg 2004, S. 114-127.
3	  Genossenschaftsregister Altona, Staatsarchiv der Freien und Hansestadt Hamburg (künftig: StAH), Amtsgericht 
Altona D a 10 Band 1 und Band 2. 
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und nannte sich seit dem 26. Juli 1868 eingetragene Genossenschaft. Der 
Pinneberger Vorschussverein hatte damit vom preußischen Genossen-
schaftsgesetz aus dem Jahr 1867 Gebrauch gemacht. Bei der zweiten in das 
Genossenschaftsregister Altona eingetragenen Genossenschaft handelte 
es sich um den Kreditverein Elmshorn, der am 31. März 1869 errichtet wor-
den war. Es folgte am 6. November 1869 die Pinneberger Hypothekenbank, 
die sich allerdings bereits zwei Jahre später wieder auflöste. Erst die vierte 
Genossenschaft, die Spar- und Creditbank von 1870, hatte ihren Sitz in 
Altona und damit auf dem Gebiet, das heute zu Hamburg gehört.
Die Zuständigkeit des Amtsgericht Altona reichte zunächst weit über die 
Stadt hinaus und erstreckte sich über das gesamte Gebiet nördlich der 
Elbe von Wedel über Elmshorn und Barmstedt bis nach Trittau, Bad 
Oldesloe, Ahrensburg und Wandsbek. Das waren Entfernungen von bis 
zu 40 Kilometer, die für eine Eintragung in das Genossenschaftsregister 
zurückgelegt werden mussten. Als Nr. fünf wurde 1870 im Altonaer Ge-
nossenschaftsregister der Vorschuss zu Wandsbeck eingetragen. Als Wands-
bek später ein eigenes Amtsgericht mit Genossenschaftsregister erhielt, 
wurde die Genossenschaft übertragen.

Beim Amtsgericht Altona wurden die Genossenschaften in ein speziell 
dafür angeschafftes Registerbuch eingetragen. Bei den ersten sechs Regis-
trierungen handelte es sich um Kreditgenossenschaften. 1872 wurde der 
Magazinverein in Altona eingetragen. Es folgten zwei weitere Kreditge-
nossenschaften und 1875 die Rohstoff - Association vereinigter Schneider, eine 
Genossenschaft ganz im Sinne der von Schulze-Delitzsch propagierten 
Einkaufsgenossenschaft.

Die elfte in das Altonaer Register eingetragene Genossenschaft war der 
Wohnungs-, Spar- und Vorschuß-Verein, gegründet Ende 1876. Die Genos-
senschaft sollte ihren Mitgliedern gute und billige Mietwohnungen sowie 
bare Vorschüsse gewähren. Fünf Jahre später wurde offensichtlich das Ge-
schäftsmodell geändert und auf den Wohnungsbau verzichtet, denn es 
erfolgte die Umbenennung in Spar- und Vorschuß-Verein, aus dem dann die 
Genossenschaftsbank Altona hervorging. Im gleichen Jahr erfolgte die Grün-
dung und Eintragung des Altonaer Bau-Vereins von 1876. Ziel war es, in 
Altona und Umgebung passende Grundstücke zu erwerben und diese mit 
kleinen und mittleren Wohnungen zu bebauen. Dem fünfköpfigen Vor-
stand gehörten Arbeiter und Handwerker an. Der Bauverein wurde aller-
dings 1889 wieder aufgelöst.
Es sollten wieder zwei Jahre vergehen bis eine neue Genossenschaft ge-
gründet wurde. Inzwischen hatte die Genossenschaftsidee offensichtlich 
den ländlichen Raum des Amtsgerichtsbezirks erreicht, denn bis 1886 
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wurden acht Meiereigenossenschaften und drei Konsumvereine, die von 
landwirtschaftlichen Vereinen betrieben wurden, gegründet. Mit einer 
weiteren Kreditgenossenschaft und einer Waldgenossenschaft hatte es bis 
Mitte 1886 insgesamt 25 Genossenschaftsgründungen gegeben, das waren 
durchschnittlich 1,5 Gründungen im Jahr. Von diesen 25 Genossenschaften 
hatten allerdings nur sechs ihren Sitz in Altona oder Ottensen, das später 
nach Altona eingemeindet wurde. Der bald darauf gegründete Altonaner 
Spar- und Bauverein erhielt seine heutige Registernummer 834 durch die 
spätere Übernahme in das Hamburger Genossenschaftsregister, die erst 
nach dem Zweiten Weltkrieg erfolgte.

Der erste Eintrag in das Hamburger Genossenschaftsregister erfolgte am 
24. Juni 1869.4 Das preußische Genossenschaftsgesetz war vom Norddeut-
schen Bundes übernommen worden und erlangte mit seinem Inkrafttre-
ten am 1. Januar 1869 auch Gültigkeit für Hamburg. Kein geringerer als 
Christoph Anton Balzer (1818-1871) erschien persönlich zur Anmeldung 
der ersten Hamburger Genossenschaft, die Volksbank. Balzer gehörte zu 
den Genossenschaftsgründern um Hermann Schulze-Delitzsch und hatte 
bereits 1860 die Volksbank in Hamburg nach genossenschaftlichen Prin-
zipien gegründet. Folgerichtig ließ er die Bank jetzt in der neuen Rechts-
form registrieren, für die die Genossenschaftsenthusiasten solange gestrit-
ten hatten. Auch hatte Balzer 1862 die Häuserbau-Genossenschaft zu 
Hamburg gegründet, die auf Steinwerder für die 48 Mitglieder 48 Wohn-
häuser errichtete. Die Genossenschaft gilt heute als die erste deutsche 
Baugenossenschaft.5 Allerdings erhielt sie nie die Rechtsform einer einge-
tragenen Genossenschaft.

Während das Genossenschaftsregister in Altona mit preußischer Gründ-
lichkeit geführt wurde, verwandten die Hamburger Amtskollegen ein – 
vermutlich herkömmliches – Handelsregisterbuch für die ersten Eintra-
gungen. Weder wurde ein besonderes Genossenschaftsregisterbuch 
verwendet, noch wurde eine der neuen Rechtsform angemessene Über-
sichtlichkeit geschaffen, durch die die wichtigsten Angaben sofort zu er-
kennen gewesen wären. In Hamburg wurde es noch nicht einmal für not-
wendig befunden, eine Genossenschaftsregisternummer zu vergeben. 
Bereits am 21. Juli 1869 beantragte die im Jahr zuvor gegründete St. Pauli 
Creditbank die Eintragung ins Genossenschaftsregister. Auf die Vergabe 
von Registernummern glaubte man in Hamburg vermutlich auch deshalb 
verzichten zu können, weil es nach dem ersten Andrang sechs Jahre dau-

4	  Das Hamburger Genossenschaftsregister, StAH, 231-3 Band 1, A 18 Band 1.
5	  Helmut Faust: Geschichte der Genossenschaftsbewegung, 3. Aufl., Frankfurt/M. 1977, S. 511f; ausführlich Rolf Spör-
hase: Bau-Verein zu Hamburg. Aktiengesellschaft. Entstehung und Geschichte im Werden des gemeinnützigen Wohnungs-
wesens in Hamburg seit 1842, Hamburg 1940, S. 55-59.



 

ern sollte, bis mit der St. Pauli Spar-und Vorschuß-Bank die dritte Genos-
senschaft in Hamburg eingetragen wurde. Die St. Pauli Creditbank war im 
Jahr zuvor gelöscht worden, so dass Anfang 1875 nur zwei eingetragene 
Genossenschaften existierten.
In Hamburg bekamen die Amtsgerichtsmitarbeiter in der zweiten Jahres-
hälfte 1875 eine gewisse Übung bei der Eintragung von Genossenschaften. 
Mit der Bautischler Vereinigung zu Hamburg, der Allgemeinen Schiffszimme-
rer-Genossenschaft und der Genossenschafts-Buchdruckerei zu Hamburg wur-
den bis zum Jahresende drei weitere Genossenschaften eingetragen. Die-
ser Ansturm veranlasste das Amtsgericht dazu, geordnete Verhältnisse zu 
schaffen.

Es wurde ein neues Genossenschaftsregister angelegt, in dem nun Regi-
sternummern vergeben wurden.6 Das war auch dringend notwendig, denn 
die Amtsgerichtsmitarbeiter hatten ganz offensichtlich Schwierigkeiten, 
den Überblick zu behalten. Die Bemühungen, die Registernummern in 
der Reihenfolge der Gründungen zu vergeben, scheiterten. Zwar erhielt 
die Volksbank die Nummer eins, doch die St. Pauli Spar und Vorschuß-Bank, 
die die zwei hätte erhalten müssen, bekam die Nummer vier. Die ur-
sprünglich vergebene Nummer zwei war durchgestrichen. Stattdessen 
hatte die Bautischler Vereinigung die Nummer zwei erhalten und die Allge-
meine deutsche Schiffszimmerergenossenschaft die Nummer drei. Hier war die 
ursprünglich vergebene Nummer vier durchgestrichen. Die Genossen-
schaftsbuchdruckerei zu Hamburg erhielt die Nummer fünf.
Die Allgemeine deutsche Schiffszimmerer-Genossenschaft von 1875 ist damit 
die älteste heute noch existierende Genossenschaft in Hamburg. Sie wur-
de als fünfte Genossenschaft in das erste Hamburger Genossenschaftsre-
gister eingetragen und bekam bei der Übertragung in das neue Genossen-
schaftsregister die Registernummer drei.7 Bei der neuerlichen 
Umschreibung des Genossenschaftsregisters im Jahre 1905 erhielt sie ihre 
heute noch gültige Nummer sechs. Die Übertragung erfolgte immer dann, 
wenn dem Register eine Änderung mitgeteilt wurde, die eine Eintragung 
erforderte.

Die neu gegründete Milch-Einkaufsgenossenschaft Hansa, die am 12. Januar 
1905 in das neue Genossenschaftsregister eingetragen wurde, erhielt somit 
die Nummer eins. Der ebenfalls neu gegründete Spar- und Bauverein der 

6	  Genossenschaftsregister, StAH, 231-3 Band 1, A 19 Band 1 ff (Laufzeit 1875-1904).
7	 Irreführend ist die Darstellung: „am nächsten Tag [ also am Tag nach der Gründung am 18. November 1875] wird 
das Statut beim Handelsgericht eingereicht und die neue Allgemeine Deutsche Schiffszimmerergenossenschaft eG unter der 
Nummer sechs ins Hamburger Genossenschaftsregister eingetragen“, Werner Sillescu: Die Schiffszimmerer-Genossenschaft. 
Chronik zum 125-jährigen Bestehen der Schiffszimmerer-Genossenschaft in Hamburg, Hamburg o.D. [2000], S. 18.
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Unterbeamten der Reichspost und Telegraphenverwaltung im Oberpostdirekti-
onsbezirk Hamburg, heute bekannt als Wohnungsgenossenschaft von 1904, er-
hielt die Registernummer vier. Veränderungen bei der Schiffszimmerer Ge-
nossenschaft führten zur Übernahme in das neue Register unter der Nummer 
sechs.

Die 1905 eingeführte Zählung wird bis heute fortgeführt. Das heißt aller-
dings nicht, dass seit 1905 in Hamburg 1054 Genossenschaften gegründet 
worden sind. Es können nicht einfach die Zahlen aus den verschiedenen 
Registern in Hamburg, Altona, Wandsbek und Harburg zusammenge-
zählt werden. Im Hamburger Genossenschaftsregister waren bis 1905 78 
Genossenschaften eingetragen worden.8 Von diesen 78 Genossenschaften 
wurden 37, also weniger als die Hälfte, in das neue Register übernommen. 
Alle anderen waren bereits wieder gelöscht worden.
Manche Genossenschaft bekam auch durch den Wechsel der Zuständig-
keit im Laufe der Zeit eine neue Registernummer. Eine Wandsbeker Ge-
nossenschaft, die zunächst im Genossenschaftsregister Altona registriert 
war, erhielt später vom Amtsgericht Wandsbek eine neue Nummer und 
durch die Übernahme in das Genossenschaftsregister Hamburg im Zuge 
des Groß- Hamburg Gesetzes wiederum eine neue Nummer. Der Kon-
sum-, Bau- und Sparverein Produktion. erhielt zunächst die Nummer 51, 
bekam im neuen Hamburger Genossenschaftsregister von 1905 die Num-
mer 25 und wurde nach der Liquidierung durch die Nationalsozialisten 
1946 unter der Nummer 739 neu gegründet.
Deutlich lassen sich Trends bei den Genossenschaftsgründungen ablesen. 
Bis 1889 wurden in Hamburg 20 Genossenschaften gegründet, das war 
durchschnittlich eine Genossenschaftsgründung pro Jahr. Bei acht der 20 
Genossenschaften handelte es sich um Kreditgenossenschaften. Mit dem 

1878  
gegründeten Consumverein der Arbeiter befand sich auch eine Konsumge-
nossenschaft unter den frühen Genossenschaftsgründungen. Darüber hi-
naus bildeten verschiedene Gewerke Einkaufsgenossenschaft zum Beispiel 
die Bautischler, die Glaser, die Schneider und die Friseure. Frühzeitig in-
teressierten sich auch die Anhänger der Arbeiterbewegung für die Rechts-
form der eingetragenen Genossenschaft. Als sechste Genossenschaft  
wurde in Hamburg 1875 von Sozialdemokraten die Genossenschafts-Buch-
druckerei zu Hamburg gegründet. Die Genossenschaft druckte mit großem 
Erfolg das „Hamburg-Altonaer Volksblatt“, das im März 1876 eine Aufla-
ge von 12.000 Exemplaren erreichte und schon im darauf folgenden Jahr 
mit über 15.000 Abonnenten das auflagenstärkste sozialdemokratische 

8	  Genossenschaftsregister, StAH, 231-7 A Band 1 ff (Laufzeit ab 1905).
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Blatt in Deutschland war. Ähnliche Erfolge erzielten die Sozialdemo-
kraten auch in anderen Städten. Von den staatlichen Repressalien gegen 
die Sozialdemokraten waren schließlich auch deren Genossenschaften be-
troffen, die ihren Betrieb einstellen mussten. Im Reichstag übte die SPD 
scharfe Kritik an dieser Solidarhaft, in der die Sozialdemokraten einen 
wesentlichen Hemmschuh für eine stärkere Verbreitung der Genossen-
schaftsidee in den Arbeiterkreisen sahen.9

Tatsächlich wurde in Hamburg bis 1890 nur eine Arbeiter-Produktiv Ge-
nossenschaft gegründet. Hamburger Bäcker gründeten nach einer unbe-
friedigend verlaufenen Tarifauseinandersetzung 1887 die Vereins-Bäckerei 
zu Hamburg. Mit der Aufhebung des Sozialistengesetzes folgten 1890/91 
gleich drei Genossenschaftsgründungen mit sozialdemokratischer Beteili-
gung. Diese Genossenschaften und die 1895 gegründete Produktivgenos-
senschaft der Bäckereiarbeiter Vorwärts , die mit großem Erfolg an die 
Arbeit der in Konkurs gegangenen Vereinsbäckerei anknüpfte, ebneten 
den Weg zur Gründung des Konsum-, Bau-und Sparverein Produktion.

Ab 1890 nahm die Gründung von Genossenschaften deutlich zu. Ob diese 
Entwicklung allein auf das geänderte Genossenschaftsgesetz zurückzu-
führen ist, das seit 1889 auch Genossenschaften mit beschränkter Haftung 
erlaubte, kann nicht abschließend gesagt werden. Das Register zeigt aber 
eindeutig, dass nach 1889 nur noch in wenigen Ausnahmefällen die unbe-
schränkte Haftung bei Neugründungen gewählt wurde.
Die Wohnungsbaugenossenschaften waren in der Frühphase kaum vertre-
ten. Zwar handelte es sich bei der Allgemeinen Deutschen Schiffszimmererge-
nossenschaft von 1875 um die älteste heute noch existierende Genossenschaft 
in Hamburg, aber die Schiffszimmerer erwarben erst 1890 durch Ankauf 
ihre ersten Wohnungen. 1878 war in Hamburg eine Zimmerer-Bau-Genos-
senschaft gegründet worden, die allerdings schon wenige Jahre später ge-
löscht wurde.

Abgesehen von der erfolgreichen Gründung des Bau-und Sparverein zu 
Hamburg 1892, eine Genossenschaft die später in eine Aktiengesellschaft 
umgewandelt wurde, kam es erst um die Jahrhundertwende zu einer er-
sten Gründungswelle von Wohnungsbaugenossenschaft. 1899 wurde die 
Baugesellschaft Tarpenbeckhöhe gegründet. Im darauf folgenden Jahr wur-
den gleich vier Baugenossenschaften ins Leben gerufen. Den größten An-
sturm gab es allerdings bei der Gründung von Terraingesellschaften. Von 
etwa 1908 bis zum Ersten Weltkrieg wurde um die 45 Terraingesellschaften 

9	  Holger Martens: Die Diskussion des Genossenschaftsgesetzes im Spiegel der Reichsparteien, in: Hermann Schulze-
Delitzsch und die Konsum-, Produktiv- und Wohnungsgenossenschaften. Beiträge zur 3. Tagung zur Genossenschaftsge-
schichte (2008), Norderstedt 2011, S. 44-55.
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als Genossenschaften gegründet. Einerseits bestand in Hamburg ange-
sichts des Einwohnerzuwachses ein enormer Bedarf an Bauland für Woh-
nungen, andererseits fehlte es an dem Willen durch staatliches Eingreifen, 
Bauland herzustellen und zu entwickeln, so dass die Terrainaufschließung 
ein lukratives Geschäft war. Die Terraingesellschaften stellten das Kapital 
zur Verfügung um Grundstücke aufzukaufen und zusammenzuführen, 
um sie anschließend neu zu parzellieren und mit Gewinn zu veräußern. 
Über diese Genossenschaften und ihre Arbeit liegen bisher keine For-
schungen vor. Auch ist nicht bekannt, ob die Terraingesellschaften Ein-
fluss auf die Gründung von Wohnungsbaugenossenschaften genommen 
haben.
Der Chronik der Gartenstadt Hamburg eG ist zu entnehmen, dass es sich 
wohl eher um eine Konkurrenzsituation mit der Terraingesellschaft Berne 
eG gehandelt hat. Beide Genossenschaften versuchten Ländereien eines 
Gutshofes zu erwerben.10

Eine vergleichbare Konzentration von Genossenschaftsgründungen mit 
der gleichen geschäftlichen Ausrichtung gab es nur nach Ende des Ersten 
Weltkrieges, als über 20 Milcheinkaufsgenossenschaften gegründet wur-
den, die versuchten, die schwierige Versorgungslage zu verbessern. Fast in 
jedem Stadtteil wurde eine solche Genossenschaft eingerichtet.

Ende 1910 wurde die Registernummer 130 vergeben, d.h. seit 1905 waren 93 
Genossenschaften in Hamburg gegründet worden, das waren durch-
schnittlich 19 Gründungen im Jahr. Ähnliche Werte wurden auch in den 
folgenden Jahren erreicht. Während des Ersten Weltkrieges gingen die 
Zahlen zurück. Besonders hohe Zuwachsraten gab es in der Zeit von 1919 
bis 1933 mit über 400 Eintragungen in das Genossenschaftsregister, also 
im Jahresdurchschnitt 30 neue Genossenschaften. Unter diesen Neugrün-
dungen befanden sich viele Baugenossenschaften.
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass in Hamburg und in den 
umliegenden preußischen Städten zunächst – wie überall in Deutschland 

– vor allem Kreditgenossenschaften gegründet wurden. Die Wohnungs-
baugenossenschaften setzen sich erst um die Jahrhundertwende durch, be-
stimmten später aber im Wesentlichen die Genossenschaftslandschaft. Es 
wurden nicht nur zahlreiche Baugenossenschaften gegründet, sie ha-
ben sich auch bis heute als die beständigsten Genossenschaften erwie-
sen. Von den zahlreichen Kreditgenossenschaften gibt es heute nur noch 
zwei: die Vierländer Volksbank und die Hamburger Volksbank. Heute exi-

10	  Claudia Müller-Ebeling: Berne damals. Geschichte und Geschichten einer Hamburger Gartenstadt-Siedlung, Ham-
burg 1994, S. 20.
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stieren in Hamburg 127 eingetragene Genossenschaften, das sind schät-
zungsweise etwa 10 Prozent der Genossenschaften, die auf dem heutigen 
Hamburger Gebiet als eingetragene Genossenschaft gegründet worden 
sind. Von diesen 127 Genossenschaften zählen 55 zu den Wohnungsbauge-
nossenschaften. Dadurch, dass nach dem Groß-Hamburg-Gesetz die Ge-
nossenschaften auf das Hamburger Genossenschaftsregister übertragen 
wurden, ist es schwierig Aussagen darüber zu treffen, wie viele Genossen-
schaften aus der Zeit davor heute noch existieren. Für das alte Hamburg 
wurde Ende 1936 die Registernummer 705 vergeben. Zusammen mit den 
erloschenen Genossenschaften aus den vorherigen Registern sind dem-
nach bis dahin 747 Genossenschaften eingetragen worden. Von diesen exi-
stieren heute noch 19 Genossenschaften. Von diesen 19 sind 14 Wohnungs-
baugenossenschaften.11 davon wurden wiederum zwischen 1919 und 1927 
gegründet. Aber auch diese Zahlen sind nicht ganz korrekt, weil z.B. die 
Hamburger Volksbank zwar Hamburger Wurzeln hat, die bis 1861 zurück-
reichen, aber im Laufe der Zeit auf eine Genossenschaftsbank fusioniert 
wurde, die erst nach 1937 in das Hamburger Genossenschaftsregister über-
nommen wurde.
Noch deutlicher wird die Beständigkeit der Baugenossenschaften, wenn 
die letzten 30 Jahre betrachtet werden.11 Seit 1982 sind 107 Genossen-
schaften in Hamburg gegründet worden, von denen heute noch 76 beste-
hen. Darunter befinden sich 27 zumeist kleinere Baugenossenschaften, die 
alternative Wohnformen realisiert haben. Mit anderen Worten, von den 
insgesamt nur 72 Genossenschaften heute in Hamburg existierenden Ge-
nossenschaften, bei denen es sich nicht um Baugenossenschaften handelt, 
sind 49 oder 68 Prozent erst nach 1982 gegründet worden. Oder anders 
gesagt, bei mehr als 50 Prozent der bestehenden Genossenschaften, die 
vor 1982 gegründet worden sind, handelt es sich um Baugenossenschaften.
Die Dominanz der Baugenossenschaften in Hamburg ist Ausdruck der 
Selbsthilfeaktivitäten gegen den Wohnungsmangel in der stark expandie-
renden Industrie- und Handelsstadt Hamburg. Zugleich setzte Hamburg 
in der Weimarer Zeit nicht auf den kommunalen Wohnungsbau und gab 
damit gewollt oder ungewollt den Wohnungsbaugenossenschaften Auf-
trieb. Ein Zusammenspiel, das noch einer näheren Untersuchung bedarf.
‌ 

11	  Angaben ermittelt im Genossenschaftsregister Hamburg.
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Helge Burkhardt

Hamburger Wohnungsbaugenossenschaften:  
Ein Überblick

Einleitung
Die Anfänge der Hamburger Wohnungsbaugenossenschaften sind bisher 
kaum erforscht. Es gibt einige Forschungen zur Hamburger Geschichte 
des Wohnens.1 Darüber hinaus haben viele aktuell bestehende Genossen-
schaften Jubiläen genutzt, ihre eigene Geschichte aufzuarbeiten oder dies 
machen zu lassen, z. T. in sehr unterschiedlichen Qualitäten.2

Doch eine systematische Aufarbeitung der Wohnungsbaugenossen-
schaften z.B. anhand des Genossenschaftsregisters fehlte bislang. Mit die-
sem Aufsatz soll anhand einiger Beispiele ein kleiner Einblick in die Ge-
schichte der Hamburger Wohnungsbaugenossenschaften gegeben 
werden. 

Die Bevölkerungsentwicklung in Hamburg war im 19. Jahrhundert sehr 
stark, doch der Wohnungsbestand wuchs ebenso, so dass die Anzahl der 
Personen je Wohnung schwankt aber auf einem ähnlichen Niveau stabil 
blieb:3

1	  Vgl. Hans-Jürgen Nörnberg/ Dirk Schubert: Massenwohnungsbau in Hamburg: Materialien zur Entstehung und 
Veränderung Hamburger Arbeiterwohnungen und -siedlungen 1800 – 1967, Berlin/West 1975 (= Analysen zum Planen 
und Bauen, Bd. 3); Hans Jürgen Teuteberg/ Clemens Wischermann: Wohnalltag in Deutschland 1850-1914:. Bilder, Da-
ten, Dokumente, Münster 1985 (=Studien zur Geschichte des Alltags, Bd. 3).
2	  Zum Beispiel: Ferdinand Gatermann/ Ingo Theel: 80 Jahre BGFG. Mehr als ein Dach über dem Kopf. Baugenossen-
schaft freier Gewerkschafter eG 1922-2002, Hamburg 2002; Holger Martens: 75 Jahre genossenschaftlicher Wohnungsbau; 
1927 – 2002, Hamburg 2002.
3	  Zusammengestellt aus Wischermann, Clemens: Wohnen in Hamburg vor dem Ersten Weltkrieg, Münster 1983 (=Stu-
dien zur Geschichte des Alltags, Bd. 2), S. 436-442.
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Hamburg gesamt

Jahr
Bevölkerungsentwick-
lung in Tausend

Wohnungsbestand 
in Tausend Personen pro Wohnung

1817 111 26 4,3
1830 125 30 4,2
1840 137 34 4,0
1850 151 40 3,8
1860 176 45 3,9
1871 300 67 4,5
1880 410 89 4,6
1890 570 120 4,8
1900 706 156 4,5
1910 931 223 4,2

Die Anfänge der Baugenossenschaften im 19. Jahrhundert
Eine erste Hamburger Gemeinnützige Baugesellschaft war bereits 1856 ge-
gründet worden, allerdings wurde sie 1857 wieder aufgelöst.4 Dies war eine 
schwierige Zeit, da die Haftpflicht für Genossenschaften noch nicht be-
schränkt war. So sah das Preußische Genossenschaftsgesetz von 1867 kei-
ne Haftpflichtbeschränkung vor, es galt ab 1868 auch im Norddeutschen 
Bund und damit in Hamburg. Initiatoren gründeten eher eine Kapitalge-
sellschaft als eine Genossenschaft. Sie konnten dann die Haftpflicht be-
schränken und hatten entsprechend ihres finanziellen Einsatzes ein grö-
ßeres Mitspracherecht.

Eine größere Wirkungsmöglichkeit für den genossenschaftlichen und ge-
meinnützigen Wohnungsbau bot sich erst als 1889 zwei neue Reichsge-
setze Verbesserungen brachten. Genossenschaften wurde es erlaubt, die 
Haftpflicht zu beschränken und die Landesversicherungsanstalten, die 
die Gelder für die Rentenversicherungen verwalteten, durften einen Teil 
des Vermögens in Hypotheken anlegen. Beides förderte die Gründung 
von Genossenschaften.5

Die Zahl der Genossenschaften war zunächst gering: 1873 zählte man in 
Deutschland 52, 1888 nur noch 28 Baugenossenschaften. 1914 dagegen gab 

4	  Möller, Ilse: Hamburg: 8 Übersichten und 38 Tabellen im Text. 2. Aufl., Gotha 1999 (= Perthes-Laenderprofile); S. 
72.
5	  Ebd. S. 72
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es bereits 1402, ihre Zahl hatte sich somit in nur 26 Jahren verfünfzig-
facht.6 
Die erste Hamburger Baugenossenschaft war die Häuserbaugenossenschaft 
zu Hamburg. Sie wurde 1862 auf Steinwerder gegründet7 und ist aber kaum 
dokumentiert.
Die Hamburger Allgemeine Deutsche Schiffszimmerer-Genossenschaft einge-
tragene Genossenschaft, Gemeinnützige Kleinwohnungsbaugenossenschaft ist 
hingegen die älteste noch bestehende Hamburger Baugenossenschaft. Sie 
wurde am 18.11.1875 in das Genossenschaftsregister des Amtsgerichts 
Hamburg eingetragen. Sie war nicht als Wohnungsbaugenossenschaft ge-
gründet worden, sondern ursprünglich von den Schiffszimmerern als Ge-
nossenschaft zum Erwerb eines Schiffsbauplatzes in Memel (heute Klai-
peda in Litauen). Erst als die dortige Genossenschaft auf eigenen Füssen 
zu stehen kam, firmierte sich der Hamburger Zweig um und erwarb 
Wohnhäuser.8 Die Schiffszimmergenossenschaft hatte sich um 1890 in 
eine Wohnungsbaugenossenschaft umgewandelt, zog es jedoch vor, Häu-
ser zu kaufen, bevor sie anfing, Häuser zu bauen. Diese später gebauten 
Häuser zählen zu den hochwertigsten des genossenschaftlichen Woh-
nungsbaus überhaupt.9

Inspiriert durch diese ersten Gründungen und die Novelle des Genossen-
schaftsgesetzes 1889, sowie die Offensichtlichkeit des Wohnproblems an-
lässlich der Cholera-Katastrophe 1892 beschäftigten sich immer mehr bür-
gerliche Kreise mit möglichen Lösungsansätzen. Die Klassengegensätze 
waren zutage getreten und die Kluft könnte sich durch eine Verbesserung 
der Wohnverhältnisse entschärfen. Bau- und Sparvereine schienen dabei 
eine Möglichkeit zu sein. Die ersten genossenschaftlichen Bauten unter-
schieden sich aber bis zur Jahrhundertwende in Grundriss und der bau-
lichen Ausführung kaum von bisherigen Bauten. Hinterhäuser und Kel-
lerwohnungen galten als selbstverständlich. Erst nach der 
Jahrhundertwende entwickelten die Architekten neue Pläne und die Idee 
durch neue Gestaltungen der Grundrisse die bisherigen Traditionen in der 
Bauweise zu ändern. Zu den bekanntesten Ideen zählt z.B. die „Hambur-
ger Burg“, dreiseitig umschlossene, aber zur Straße hin offene Höfe.10 Als 
erste „Burg“ gilt die Wohnanlage am Stellinger Weg, die 1898 bis 1899 

6	  Vgl. Willi Baumgarten: Baugenossenschaften. In: Handwörterbuch des Wohnungswesens, Jena 1930, S. 49-56. ent-
nommen aus: Manfred Fuhrich u.a.: Neue Heimat. Hamburg 1983, S. 58 und Möller, Hamburg (wie Anm. 4), S. 72.
7	  Kurt Grobecker: 100 Jahre BVE. Die 100jährige Chronik. Hg. von Bauverein der Elbgemeinden eG. Hamburg 1999, 
S. 26.
8	  Vgl. Werner Sillescu: Die Schiffszimmerergenossenschaft: Chronik zum 125-Jährigen Bestehen der Schiffszimmerer-
Genossenschaft in Hamburg, Hamburg 2000.
9	  Möller (wie Anm. 4), S. 72.
10	  Grobecker (wie Anm. 7), S. 26-27.
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nach Plänen von Richard Just für den Hamburger Bau- und Sparverein 
entstand.11

In Hamburg entwickelte als erster der 1892 gegründete Bau- und Sparver-
ein (zunächst als Genossenschaft, ab 1903 als AG) eine erfolgreiche Bautä-
tigkeit. Der Verein hatte bis 1916 insgesamt 2021 Wohnungen errichtet. 
Die Finanzierungsformen der Baugenossenschaften und -gesellschaften 
waren sehr unterschiedlich, aber sie führten in den meisten Fällen zu rela-
tiv günstigen Wohnungen für die Nutznießer.12

Beispiele für Genossenschaftsgründungen
Um 1900 entstanden in Hamburg und Umgebung einige Beamtenwoh-
nungsvereine (Bauverein der Postbeamten eGmbH, Reichsbahn-Bau-Verein 
in Wilhelmsburg u.a.). Der Werkswohnungsbau, der zur gleichen Zeit im 
Ruhrgebiet große Bedeutung erlangte, spielte aber in Hamburg nur eine 
untergeordnete Rolle.13

„Viele Gründungen erfolgten berufsbezogen und mit Unterstützung der die je-
weiligen Berufe vertretenden Gewerkschaften. Es gab auch Zuschüsse des Rei-
ches für Beamte. So ist es nicht verwunderlich, wenn in dieser Zeit in Hamburg 
und Umgebung Baugenossenschaften für Beamte entstanden: So zum Beispiel: 

’Der Reichsbahn-Bauverein Wilhelmsburg‚ (1895); ’Beamten-Wohnungsverein 
Hamburg‚ (1905); ’Hamm-Geest‚(1921) für Polizeibeamte u.a.“14

„Auch die nicht offiziell als gemeinnützig anerkannten Baugenossenschaften sind 
in ihrer inneren Struktur wohnungswirtschaftliche Unternehmen, die die Woh-
nungsversorgung für ihre Mitglieder nicht nach den Grundsätzen einer Kapi-
talanlage, einer Gewinnerzielung, einer Rentensicherung betreiben, sondern 
die Wohnungen erstellen und bewirtschaften, um damit dem Wohnungsmarkt 
und der Wohnungsversorgung der Menschen das Nutzungsgut Wohnung bereit-
zustellen und für die gesamte langfristige Nutzungsperiode zu überlassen.“15

Die Genossenschaften spekulierten darauf, die Gemeinnützigkeit zu er-
reichen und auf diesem Weg Steuererleichterungen zu erlangen. Bis 1930 
lag reichsweit allerdings keine gesetzliche Regelung der Gemeinnützig-
keit im Wohnungswesen vor, mit Ausnahme einiger steuerlicher Vergün-

11	  Vgl. Schild an der Wohnanlage.
12	  Möller (wie Anm. 4), S. 73.
13	  Ebd., S. 72.
14	  Hans-J. Schwenke: 75 Jahre Hamburger Lehrer-Baugenossenschaft eG: von einer Selbsthilfe-Einrichtung zu einem 
modernen Wohnungsunternehmen; auch im 21. Jahrhundert solide, zuverlässig und zeitgemäß; Hamburg 2001, S. 12.
15	  Julius Brecht/ Erich Klabunde: Wohnungswirtschaft in unserer Zeit. Hamburg 1950. entnommen aus: Schwenke, 
(wie Anm. 14) S. 13.
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stigungen. Diese spielten aber kaum eine Rolle. In Hamburg hingegen 
gab es seit 1928 eine gesetzliche Regelung. Die Beleihungskasse stellte 1928 
Mindestanforderungen auf, vergab aus den Geldern der Hauszinssteuer 
Darlehen und förderte so gemeinnützige Unternehmen. Immerhin wur-
den 32 Unternehmen von 1925 bis 1928 als gemeinnützig anerkannt, 58 hin-
gegen nicht. Viele private, auf Profit ausgerichtete Unternehmen ver-
suchten sich den Deckmantel der Gemeinnützigkeit zu geben, um 
staatliche Förderungen zu erhalten.

Ein weiterer Vorteil war die Einsparung von Kosten bei der Verwaltung. 
Viele Genossenschaften wurden gerade in der Anfangszeit ehrenamtlich 
organisiert, die Tätigen bekamen keine oder nur eine sehr kleine Auf-
wandsentschädigung. Auch die Mitwirkung der Mieter bei der Verwal-
tung war ein Vorteil, die Demokratisierung wurde dadurch begünstigt. 
Der sonst übliche Gegensatz Vermieter/Mieter wurde überwunden. Der 
Genossenschaftsgedanke war dabei gemeinnützig. Die Zielsetzung war, 
bedarfsgerechten Wohnraum zu günstigen Preisen zu schaffen und diesen 
demokratisch und kostensparend zu verwalten.16

Berufsbezogenen Genossenschaftsgründungen – Lehrer 
Die Hamburger Lehrerbaugenossenschaft (HLB) wurde am 27.1.1926 durch 
einige junge Lehrer im Curiohaus gegründet. Die Lehrer hatten Schwie-
rigkeiten, bezahlbaren Wohnraum zu bekommen und beschlossen daher, 
neue Häuser in Selbsthilfe zu bauen. Einige ältere Kollegen sahen dies mit 
Skepsis.17

Kurz nach der Gründung gelang es der HLB ein baureifes und nach da-
maliger Einschätzung preisgünstiges Grundstück in der Nähe des dama-
ligen Sieveking’schen Parks, vermutlich Chateauneufstraße Nr. 11 
(Hamm)18, zu erwerben. Es war 1442 qm groß und kostete 30 MK je qm, 
also zusammen 43.260 MK. Dort konnten drei Häuser mit insgesamt 27 
Wohnungen gebaut werden. Die Baukosten veranschlagte die Geschäfts-
führung mit 348.000 MK, davon waren an Eigenkapital und Baukosten-
zuschüssen 44.000 MK, 155.000 MK durch eine zinslose Hypothek der 
Beleihungskasse und 182.000 MK als Hypothek mit 7% Zinsen und 1% 
Tilgung. Die durchschnittliche Nutzungsgebühr wurde mit 75 bis 80 MK 
und die Warmwasser- und Heizkosten mit 10 MK monatlich kalkuliert. 
Die 27 Wohnungen waren hauptsächlich 3½ Zimmer Wohnungen und 

16	  Schwenke (wie Anm. 14), S.13.
17	  Ebd. S. 14.
18	  Ebd. S. 20.
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wurden im Herbst 1927 bezogen. Sie hatten Zentralheizung und zentrale 
Warmwasserversorgung, was für damalige Zeit als sehr fortschrittlich galt. 
Küchen und Bäder waren voll gefliest. Die Wohnungen sollten den Leh-
reransprüchen mit einem Arbeitszimmer genügen. So wurde in der Jubi-
läumsschrift der Lehrer-Baugenossenschaft von 1951 darauf verwiesen, 
dass Lehrer besondere Ansprüche an Wohnungen stellten. Sie müssen ei-
nen erheblichen Teil ihrer Berufsarbeit in der Wohnung verrichten und 
benötigen deshalb einen Raum, in dem sie ungestört arbeiten können. 
Dieser muss auch Platz für Bücher, Sammlungen und alle erforderlichen 
Hilfsmittel haben. 

„Der Arbeitsraum des Lehrers ist seine Werkstatt; er benötigt sie im Dienst der 
Jugend. Wir haben in den 20iger Jahren für diese Forderung bei den zustän-
digen Dienststellen volles Verständnis gefunden, und so war es uns möglich, un-
seren Wohnungsbewerbern ausreichenden Wohn- und Arbeitsraum zur Verfü-
gung zu stellen.“19

Für den Erstbezug kamen zunächst nur Lehrerinnen und Lehrer in Frage, 
die ein Jahr Mitglied waren und den Baukostenzuschuss von 1000 RM 
gezahlt hatten.20

Berufsbezogenen Genossenschaftsgründungen - Unterbeam-
te der Post 1904 
Am 11. Dezember 1904 gründeten Briefträger den Spar- und Bauverein von 
Unterbeamten der Reichspost- und Telegraphenverwaltung im Oberpostdirekti-
onsbezirk Hamburg. Eingetragene Genossenschaft mit beschränkter Haftpflicht, 
Hamburg. In den ersten Vorstand wurden fünf Mitglieder gewählt.
„Als Gegenstand des Unternehmens wird eingetragen: 
der Bau, Erwerb und die Verwaltung von Wohnhäusern
die Annahme von Spareinlagen der Genossen zur Verwendung im Betriebe der 
Genossenschaft. Der Zweck der Genossenschaft ist ausschließlich darauf gerichtet, 
den Genossen gesunde und zweckmäßig eingerichtete Wohnungen in eigens er-
bauten oder angekauften Häusern zu billigen Preisen zu verschaffen.“21

Hier schlossen sich Arbeitskollegen bzw. Beamte zu einer Genossenschaft 
zusammen, um gemeinsam Wohnungen zu beschaffen. Typisch waren 
dann klassische Satzungsänderungen die wie hier den Namen betrafen, 
also die Umbenennung am 10. April 1912 in Spar- und Bauverein der un-

19	  Jubiläumsschrift 1951, zit. nach Schwenke (wie Anm. 14), S. 28.
20	  Ebd.,, S. 21.
21	  Staatsarchiv Hamburg (StAHH): 231-7 Amtsgericht Hamburg (AGHH) A4. Band1 Nr. 4 Postbeamte 1904.
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teren Postbeamten in Hamburg eingetragene Genossenschaft mit beschränkter 
Haftpflicht. Letztlich war diese Umbenennung also nur eine Verkürzung 
des Genossenschaftsnamen, denn aus „Unterbeamten der Reichspost- und 
Telegraphenverwaltung“ wurde schlicht „untere Postbeamte“. Neun Jahre 
später entfiel am 1. April 1921 das Wort „untere“ und damit wurde der 
Eintritt in diese Genossenschaft für alle Postbeamten ermöglicht.
Andere Satzungsänderungen betrafen z.B. den Verwendungszweck, aber 
auch dies waren eher Formulierungsänderungen. So änderten die Genos-
sen 1909 die Satzung: 

„Gegenstand des Unternehmens ist
Miete, Einkauf oder Bau von Wohnhäusern,  
Vermietung von Wohnungen
die Annahme von Spareinlagen der Genossen zur Verwendung im Betrieb der 
Genossenschaft.“22

Die Genossenschaft existiert noch heute als Wohnungsbaugenossenschaft 
von 1904 eG. Die Berufsbezeichnung der „Postbeamten“ wurde also noch 
endgültig aus dem Namen gestrichen, stattdessen das Gründungsjahr der 
Genossenschaft hinzugefügt.

Beispiele für andere Gründungsimpulse 
Kinderreichtum als Gründungsimpuls 
Die Gründung der Gemeinnützige Baugenossenschaft der Schutz- und Notge-
meinschaft der Kinderreichen Familien Groß-Hamburgs eGen.mbH erfolgte 
am 29. April 1926.

„Der Gegenstand des Unternehmens ist die Herstellung von Wohnungen für die 
Genossen auf gemeinnütziger Grundlage innerhalb des Wirtschaftsgebietes 
Gross-Hamburgs.
Der Zweck der Genossenschaft ist ausschließlich darauf gerichtet, kinderreichen 
Familien und deren Angehörigen gesunde und zweckmäßig eingerichtete Woh-
nungen in eigens erbauten Häusern zu billigen Preisen zu beschaffen.“23

Mitglieder wurden mit Eintragung vom 8. Juni 1926 immerhin 42 Genos-
sen.24 

Neben 11 Arbeitern inklusive Bauarbeitern und zahlreichen Handwerkern 

22	 StAHH, Ebd.
23	  StAHH: 231-7 AGHH AKTE B 1970-6 Kinderreiche Grögersweg. Band 1, Satzungen vom 29. April 1926, §1.
24	  Die Berufe waren u. a.: Buchdrucker, Schlosser 2x, Zimmermann, Tischler 2x, Bootbauer, Maschinenbauer, Arbeiter 
11x, Mechaniker 3x, Maurer, Arbeiterin 2x, Stauervize, Laternenwärter, Kesselschmied, Schriftgießer, Bauarbeiter, Nä-
herin, Kaufmann, Oberbaurat, Finanzbeamter.
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finden sich nur wenige „Schreibberufe“ wie Kaufmann, Oberbaurat und 
Finanzbeamter unter den Gründern.
Von diesen Gründungsmitgliedern waren etwa drei Viertel Männer (32) 
und ein Viertel (10) Frauen. Den Namen nach waren diese entweder Al-
leinstehende oder Frauen, die statt ihrer Ehemänner Mitglied in der Ge-
nossenschaft wurden.25

Die Mitgliederzahlen blieben von der Gründung 1926 bis 1932 um die 40, 
dann stieg die Anzahl auf etwa 80 Genossinnen und Genossen bis 1938. 
Der erste Kauf des Grundstücks erfolgte 1926, der erste Bau dann 1926 bis 
1927. Doch die Genossenschaft währte nicht lange. In der Generalver-
sammlung am 9.8.1935 kam es in der Satzungsänderung zu einer Abkehr 
des Gründungsmotivs, dass zweckmäßige Wohnungen für Familien mit 
vielen Kindern zur Verfügung gestellt werden sollten. Die „Kinderreichen 
Familien“ waren nicht mehr ausschließliche Zielgruppe, sondern wurden 
in der neuen Gegenstandsbeschreibung nicht mehr genannt. Lediglich im 
Namen der Baugenossenschaft kommt dies noch zum Ausdruck. Diese 
Baugenossenschaft bestand bis zum 23.12.1938: „Die Genossenschaft ist auf-
gelöst.“ Die letzte Eintragung im Genossenschaftsregister datiert vom 
21.6.1939: 
„Die Genossenschaft ist auf Grund §3 des Gesetzes vom 9. Oktober 1934 von 
Amts wegen gelöscht worden.“ Aus den Akten lässt sich entnehmen, dass die 
Genossenschaft überschuldet war. Der Architektenvertrag war zu teuer, 
ebenso der Erwerb zweier Grundstücke, die dann nicht bebaut wurden. 
Die Zinsen waren dann eine zusätzliche Belastung.26

Wohnungen mit Garten – Gemeinnützige Baugenossenschaft 
Hoheluft innerhalb des Mieter-Vereins Groß-Hamburg von 1890 
eGmbH 
Der Gegenstand des Unternehmens war hier Wohnungen oder sogar 
Häuser mit Gartenland zu bauen und auch an die Mitglieder zu verkaufen. 
Vielleicht spielte hier die Idee der Gartenstadt eine Rolle, auf jeden Fall 
aber der Wunsch auf ein Leben im Grünen:	   

„1. die Beschaffung gesunder und zweckmässig eingerichteter Wohnungen mit da-
zugehörigem Gartenland, durch den Bau von Häusern auf Erbpachtgelände, in 
denen jedem Genossenschafter gemäss der Anzahl seiner Geschäftsanteile eine im 
gewissen Grade unkündbare Wohnung eingeräumt wird. Ferner der Bau von 
Einzelhäusern mit Garten zwecks Erwerbung in Eigenheim durch die Genos-

25	  StAHH: 231-7 AGHH AKTE B 1970-6 Kinderreiche Grögersweg. Band 3, Liste der Genossen und Band 1, Seite 3.
26	  Vgl. Ebd. Band 1 bis 3.
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senschafter;
2. die Annahme von Spareinlagen und ihre Verwendung im Betriebe der 
Genossenschaft“27

Es war gewünscht, dass die Genossen Spareinlagen tätigten, um die Fi-
nanzierung zu verbreitern. Als Gründer sind in den Unterlagen unter an-
deren Buchdruckereibesitzer, ein Verlagsdirektor und Kaufleute zu finden. 
Dies lässt darauf schließen, dass hier eine Helfergruppierung auf uneigen-
nützige Weise handelte. Alle Genossen wohnten im Bereich Hoheweide/
Kaiser-Friedrich-Ufer. Um allerdings eine Wohnung beanspruchen zu 
können, mussten die maximal möglichen 12 Anteile a 25 Goldmark also 
300 Goldmark erworben werden. Dies konnte nicht jeder leisten. Bei die-
ser Genossenschaft wurde aber scheinbar auch an Nichtmitglieder ver-
mietet, weil in den Unterlagen über 300 Mieter auftauchen, es aber nicht 
so viele Genossen gab, hier schwankte die Zahl um die 18.

In einem Eintrag vom 12.12.1940 finden sich die Beschränkungen
zum Beitritt:  

„3. Jeder Beitretende ist verpflichtet, bei Abgabe der Beitrittserklärung ein Ein-
trittsgeld von RM. 5.000,-- zu bezahlen.
4. Über die Aufnahme beschliesst die Generalversammlung mit Stimmeneinheit.“28 

Offensichtlich sollte die Zahl der Genossenschaftsmitglieder stark limi-
tiert bleiben. Mieter brauchten nicht Mitglieder zu werden. Außerdem 
waren die Eintrittshürden hoch, weil ein teures Eintrittsgeld gezahlt wer-
den und die Aufnahme durch Stimmeneinheit auf der Generalversamm-
lung erfolgen musste. So ganz verständlich war diese hohe Hürde nicht, 
da bis dato noch keine Dividenden ausgezahlt wurden. Die Dividende 
wäre nach der Satzung auch limitiert gewesen: Höchstens 4 v.H. des Ge-
winns sollten je nach eingezahlten Geschäftsanteilen ausgeschüttet wer-
den, der Rest einem Erneuerungsfonds oder einem Fonds für gemeinnüt-
zige Zwecke zugeführt werden.29

Die Genossenschaft Hoheluft ist ein Beispiel für eine kleine Genossen-
schaftsgründung. Dadurch, dass neun Mitglieder die Genossenschaft 
gründeten und zwei Vorstandsmitglieder wurden und sieben Genossen 
den Aufsichtsrat bildeten, waren alle Mitglieder in den Führungsgremien 
vertreten. Das Unternehmen wirtschaftete an der Grenze, was insbeson-
dere um 1932 zum Problem wurde: 

„Der Eingang der Mieten war im abgelaufenen Geschäftsjahr schlechter als im 

27	  StAHH: 231-7 AGHH B 1978-114 Hoheluft innerhalb des Mieterverein. Band 1, §2 der Satzungen 24.1.1924.
28	  StAHH 231-7 AGHH B 1978-114 Hoheluft innerhalb des Mieterverein. Band 3, §3 der Satzungen 24.10.1940.
29	  StAHH 231-7 AGHH B 1978-114 Hoheluft innerhalb des Mieterverein. Band 1, §30 der Satzungen 24.1.1924.
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Jahre 32, was wohl auch mit der Arbeitslosigkeit zusammenhängt. In jedem Mo-
nat mussten durchschnittlich 50 Mieter gemahnt werden“ und „Eine Erleichte-
rung für die Kassenlage der Genossenschaft trat durch die Senkung der Grund-
steuern einerseits und die Herabsetzung der Hypothekenzinsen der Sparc. V. 27 
andererseits ein, was mit dazu beitrug, dass die Genossenschaft mit keinem De-
fizit abschloss.“ 30

Zusammenschluß aus Mietervereinen - Die Hamburg-Nordost 
Das Umfeld, in dem die Genossenschaft Hamburg-Nordost am 3. Januar 
1922 im Gewerkschaftshaus am Besenbinderhof gegründet wurde, war 
denkbar ungünstig. Die Inflation verstärkte sich, die junge Weimarer Re-
publik wurde von Putschversuchen erschüttert und die Wirtschaft hatte 
Schwierigkeiten. Gründungsmitglieder waren hier 15 Personen aus Mit-
gliedern vom Mieterverein, der freien Gewerkschaft, des Bauhüttenbe-
triebsverbandes Nord sowie Mitglieder von Vorstand und Aufsichtsrat der 
Baugenossenschaft innerhalb des Mietervereins von 1890.31 

Die Genossenschaft Hamburg-Nordost zerfiel aufgrund unterschiedlicher 
Auffassungen im Streit 1924 in Barmbeck und Rübenkamp. Allerdings fusi-
onierten beide 1940 zur Gemeinnützige Baugenossenschaft Nordost. Dabei 
nahm die Barmbeck die Rübenkamp auf. Ohne Fusionierung drohte ihnen 
die Gemeinnützigkeit aberkannt zu werden.

Bauverein der Elbgemeinden
Der Notartermin der Gründung des Bauvereins der Elbgemeinden (BVE) 
ist datiert auf den 11.8.1899. Einer der Mitinitiatoren war der Arzt Prof. Dr. 
Georg Bonne (1859-1945). Bonne kümmerte sich nicht nur medizinisch, 
sondern auch in der Armenfürsorge um seine Patienten. Er war Gegner 
des Alkohols und des Tabaks, engagierte sich daher beispielsweise bei den 
Guttemplern. Er war auch Anhänger von nationalsozialistischen Ideen, 
ohne politisch aktiv zu sein. Aus diesen Idealen heraus, war er der Mei-
nung, dass gesunde Wohnungen wichtig sind und war daher Mitinitiator 
des Bauvereins der Elbgemeinden.32

Schon ein Jahr nach der Gründung des BVE konnten die ersten Häuser an 
der Langelohstraße in Nienstedten/Osdorf und an der Simrockstraße in 
Iserbrook bezogen werden. Die Grundstückspreise – damals noch nach 

30	  StAHH 231-7 AGHH B 1978-114 Hoheluft innerhalb des Mieterverein. Band 1, Geschäftsbericht für 1933.
31	  Erich Schmidt; Iris Wigger: Wohn(t)räume: 75 Jahre Gemeinnützige Baugenossenschaft Hamburg-Nordost, Ham-
burg 1997, S. 9.
32	  Vgl. Kurt Grobecker: 100 Jahre BVE. Die 100jährige Chronik. Hg.vin Bauverein der Elbgemeinden eG, Hamburg 
1999, S 42-44.
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Quadratfuß berechnet – beliefen sich auf etwa 1,20 Mark pro Quadratme-
ter.33

Ein grundsätzliches Problem jeder Baugenossenschaft bestand in der Ver-
gabepraxis von genossenschaftlich verwalteten Wohnraum, solange die 
finanziellen Mittel nicht ausreichten, für jedes Mitglied eine Wohnung zu 
bauen oder zu kaufen. Daher musste ein Modus gefunden werden, die 
Wohnungen gerecht auf die wartenden Mitglieder zu verteilen. Häufig 
wurden diese daher verlost.
Der Bauverein der Elbgemeinden hatte einen Modus gefunden, der als „Al-
tonaer System“ bezeichnet wurde. Die Anzahl der Lose, die jedem woh-
nungssuchenden Mitglied zustand, wurde nach Jahren seiner Zugehörig-
keit zum Bauverein bemessen. Das älteste Mitglied durfte das erste Los 
ziehen. Dies Verfahren wurde anscheinend als gerecht empfunden, einen 
erkennbaren Widerstand dagegen hatte es nicht gegeben.34

Zwei Jahre nach der Gründung zählte der Bauverein 78 Mitglieder und 16 
Wohnungen.

Bis 1908 wuchs der Wohnungsbestand auf 99 Wohnungen und Einfamili-
enhäuser, der Mitgliederbestand hatte sich verdreifacht. Mit der wirt-
schaftlichen Rezession 1909-1911 kriselte es, das Kapital wurde knapp. In 
den drei Jahren konnte die Genossenschaft ihren Mitgliedern nur 16 Neu-
bauten zur Verfügung stellen. Schon damals versuchten zunehmend mehr 
Familien Hamburg zu verlassen und ins Umland zu ziehen. Hier sah man 
die zugezogenen aber eher als „Abschaum Hamburgs“ an. Das zweite Ge-
schäftsjahr 1901 wies insgesamt vier Einfamilienhäuser in Iserbrook, Ris-
sen und Sülldorf, sowie ein Vierfamilienhaus in Groß Flottbek aus. Diese 
Anfänge waren zwar bescheiden, doch die Anstrengungen waren immens, 
überhaupt soweit zu kommen. Insbesondere in der Anfangsphase hatten 
viele Genossenschaften mit der Finanzierung zu kämpfen, also Baugrund 
zu kaufen und die Baufirmen zu bezahlen, wenn es noch keine Nutzungs-
einnahmen gab. Mit der steigenden Mitgliederzahl konnte auch das Bau-
volumen vergrößert werden, wenn auch sehr verlangsamt. So traten zwar 
1902 zwölf neue Mitglieder in die Genossenschaft ein, aber nur drei neue 
Wohnungen waren bezugsfertig. Erst 1903 und 1904 konnte der Bauverein 
mit insgesamt 38 Wohnungen und neun weiteren Häusern bemerkenswert 
zulegen.35 Der Bauverein der Elbgemeinden war ein Verein, der Einfamilien- 
und Mehrfamilienhäusern baute und betreute. 

33	  Ebd. S. 27.
34	  Grobecker (wie Anmerk.33), S. 56.
35	  Ebd. S. 34.
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Baugenossenschaften wollten den Wohnungsmangel beseitigen helfen 
und weniger bemittelten Wohnungssuchenden ein menschenwürdiges 
Zuhause verschaffen. Der Bauverein der Elbgemeinden strebte danach, sich 
zusätzlich von der baulichen Substanz und der Ausstattung der Woh-
nungen und Häuser in die „Spitzengruppe“ der Wohnungsanbieter einzu-
reihen. Zu diesem Zweck wurden „Allgemeine Bedingungen für die Verge-
bung der Arbeiten und Lieferungen für die Neubauten des Bauvereins der 
Elbgemeinden e.G.m.b.H. Nienstedten“ erarbeitet, das Regelwerk umfasst 60 
Druckseiten und regelt alle Anforderungen für die unterschiedlichen Ge-
werke mit sehr ausführlichen, detaillierten und gründlichen Beschrei-
bungen. Auftragnehmer hatten dies zu unterschreiben, wenn sie einen 
Auftrag bekommen wollten.36

Kleine Genossenschaften/Kurze Existenz 
Es gab auch sehr kleine Genossenschaften und solche mit kurzer Existenz. 
Hier stand weniger der Genossenschaftsgedanke im Vordergrund, son-
dern vermutlich das Erlangen von Steuerbegünstigungen. Als Beispiele 
seien hier zwei Terraingesellschaften genannt: Zum einen die Terrainge-
sellschaft Alstertal, eingetragene Genossenschaft mit beschränkter Haftpflicht, 
Hamburg und zum anderen die Terraingesellschaft Alsterhöhe, eingetragene 
Genossenschaft mit beschränkter Haftpflicht, Hamburg. Beide wurden 1905 im 
Abstand von ein paar Tagen von Lehrern – die den jeweiligen Vorstand 
bildeten – gegründet. Zudem ist einer der Vorsitzenden, Heinrich Fried-
rich Christian Busch, dem Namen und Beruf nach identisch. Das Statut 
der Alstertal datiert nur zwei Wochen nach Gründung der Alsterhöhe, Ge-
genstand des Unternehmens ist auch identisch. Es erfolgt auch kein 
schneller Vorstandswechsel, so dass die Doppelfunktion für Herrn Busch 
bis 1909 (Ausscheiden als Vorstandsmitglied Alsterhöhe) bzw. 1911 (Aus-
scheiden als Vorstandsmitglied Alstertal) bestehen blieb. Die Alstertal be-
schließt 1917 die Auflösung, Alsterhöhe 1921, beide haben also nicht lange 
bestanden. Größere Geschäftstätigkeiten sind den Akten nicht zu entneh-
men. Ob nur Terrain über die Gesellschaften aufgeteilt werden sollte, da-
rüber kann nur spekuliert werden.37

36	  Ebd. S. 40-41.
37	  StAHH 231-7 AGHH A4. Band ,1 Nr. 28 und StAHH 231-7 AGHH A4 Band 1 Nr. 27. Hier handelt es sich im 
Übrigen um echte Genossenschaften, da beide im Genossenschaftsregister eingetragen waren. Sie sind daher nicht zu ver-
wechseln mit der Namensähnlichen „Alstertal-Terrain-Aktiengesellschaft“ von 1912, die zur Erschließung des Alstertales 
gegründet wurde und heute noch durch die sogenannte „ATAG-Klausel“ bekannt ist.
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Die Zeit des Nationalsozialismus 1933 bis 1945 
Je nach Einstellung der jeweiligen Vorstandsmitglieder und manchmal 
auch Taktik gab es verschiedene Wege der Genossenschaften, der Gleich-
schaltung zu begegnen. Einige Vorstandsmitglieder traten einfach in die 
NSDAP ein und konnten Vorstandsmitglieder bleiben. Oder sie traten 
zurück und es wurden Mitglieder Vorstand, die bereits NSDAP-Mit-
glieder waren. Andere Vorstände von Genossenschaften gingen auf Kon-
frontationskurs, so dass die Vorstände ab- und durch externe Geschäfts-
führungen zwangsersetzt wurden. Insofern fand die Gleichschaltung bei 
den einzelnen Genossenschaften auch zu unterschiedlichen Zeiten statt, 
oder sie konnten sich ihr ganz entziehen, wenn sie nicht auffielen.
Die Genossenschaften wurden auch sehr unterschiedlich von den Bom-
bardierungen betroffen. Einige verloren ihren kompletten Wohnungsbe-
stand und hörten damit quasi auf zu existieren, da letztlich nur noch Vor-
kriegshypotheken und Grundstückswerte gegeneinander gerechnet 
werden konnten.

Ebenfalls dominierten antisemitische und völkische Standpunkte den Ar-
beitsalltag einiger Genossenschaften, z.B. gehörte auch das folgende Zitat 
aus einem Geschäftsbericht von 1938 der Gemeinnützige Baugenossenschaft 
Hoheluft innerhalb des Mieter-Vereins Groß-Hamburg von 1890 eGmbH: 
„Weiter ist es gelungen, sämtliche jüdische Mieter zur Aufgabe ihrer Wohnung zu 
veranlassen. Zum 1. April 1939 werden keine jüdischen Mieter mehr in unseren 
Häusern wohnen, bis auf eine Mieterin, welche wahrscheinlich zum 1. Juli 1939 
räumen wird.“38

Am 16.2.1940 wurde von der nationalsozialistischen Regierung ein „Neu-
bauverbot“ erlassen und damit das Ende des zivilen Wohnungsbaus einge-
leitet.39

Nach 1945 – Wohnungsbaugenossenschaften 
Auch von der HLB wurde ein Großteil der Wohnungen im Zweiten Welt-
krieg durch Luftangriffe zerstört. Nach Kriegsende 1945 bemühte man 
sich um Wiederaufbau, teilweise wurden aus zwei Wohnungen drei 
kleinere, dabei sollten diese später wieder zu zwei größeren umgebaut wer-
den . Der Grundsatz, keine Qualitätseinbußen hinzunehmen, wurde nun 
kurzzeitig außer Acht gelassen.40 Die Genossenschaften versuchten so 

38	  StAHH 231-7 AGHH B 1978-114 Hoheluft innerhalb des Mieterverein.
39	  Schwenke (wie Anm. 14), S. 29.
40	  Ebd. S. 32.
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schnell wie möglich wieder Wohnungen herzurichten.

Viele Genossenschaften waren auch zu klein und fusionierten daher um 
leistungsfähiger zu werden. Ohne Fusionierung drohte ihnen, die Ge-
meinnützigkeit aberkannt zu werden. Für die weitere Förderung sollte es 
nur „leistungsfähige“ Wohnungsunternehmen geben, dazu wurde die 
Grenze von 500 Wohnungen definiert. Nur so konnte zum Beispiel die 
1940 fusionierte Gemeinnützige Baugenossenschaft Nordost, ihre Gemein-
nützigkeit erhalten, da sie diese Forderung mit 512 Wohnungen und 2 Lä-
den knapp erreichte.41

Heute 
Die Genossenschaften sind heute sehr lebendig. Sie versuchen vielfach 
nicht nur als Vermieter zu fungieren, sondern eine aktive Nachbarschaft 
zu ermöglichen und bieten viele Aktivitäten über die reine Vermietungs-
organisation hinaus. 
Dem Arbeitskreis Hamburger Wohnungsbaugenossenschaften e.V. gehören 
30 Genossenschaften an. In ihren insgesamt 130.000 Wohnungen wohnen 
und leben 200.000 Mitglieder, die von den Vorteilen des genossenschaft-
lichen Prinzips profitieren.42 Die Anzahl der Genossenschaftswohnungen 
nehmen etwa 25% des Hamburger Wohnungsbestandes ein. Die Genos-
senschaften erfüllen damit eine mäßigende Wirkung auf den Immobilien-
markt. Trotz Nachfrage nach Wohnraum steigen die Mieten nur mode-
rat.43

Viele Wohnungsbaugenossenschaften besitzen in einigen Stadtteilen grö-
ßere Bestände oder bebauen größere Flächen. Sie tragen damit Verant-
wortung in der Entwicklung von Straßenzügen und Quartieren. In Ham-
burg haben die Genossenschaften des Arbeitskreises in den vergangenen 
fünf Jahren zusätzliche 3.691 Wohnungen geschaffen. Sie sind dabei sehr 
vielseitig und sprechen unterschiedliche Zielgruppen wie zum Beispiel 
Senioren oder Familien an. Durch zusätzliche Investitionen in Begrü-
nungsmaßnahmen, neue Kinderspielplätze, einer gelebten Nachbarschaft 
mit Gemeinschaftsveranstaltungen und vielem mehr erhöhen sie die 
Wohnqualität innerhalb des Stadtteils und in der ganzen Stadt – auch über 
die Gemeinschaft der Mitglieder hinaus.44

41	  Schmidt, Wigger (wie Anm. 28), S. 28-29.
42	  Internet: http://www.hamburgerwohnline.de/ am 16.10.2011.
43	  HA: Genossenschaften stabilisieren Mieten in Hamburg. In: Hamburger Abendblatt vom 12.06.2010, Immobilien-
teil.
44	  http://www.hamburgerwohnline.de/ am 16.10.2011.
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Es ist bei einigen Genossenschaften allerdings schwierig, als Nichtmit-
glied eine Wohnung zu bekommen, manchmal auch unmöglich. Bei den 
meisten Genossenschaften ist dies aber häufig der einzige Weg, um Mit-
glied zu werden. Die ursprüngliche Idee – Mitglied zu werden um dann 
eine Wohnung zu bekommen, ist aber kaum noch vorhanden. Es geht eher 
anders herum: Mitglieder, die keine Wohnung mehr haben, aber Mit-
glieder geblieben sind.

Was allerdings sehr auffällt, ist, dass trotz des Alters einiger über 100 Jah-
re alten Wohnungsbaugenossenschaften nur wenige ihre Geschichte auf 
der Internetseite darstellen. Bei einigen ist nicht mal eine kurze Chronik 
zu finden. Wenigstens erwähnt wird die Geschichte z.B. bei der BGFG 
(Baugenossenschaft Freier Gewerkschafter); Baugenossenschaft Fuhlsbüttel; 
Hamburger Wohnen eG (Fusion aus Nordost und Langenfelde); Reiherstieg eG. 
Die Genossenschaften in Hamburg spielten und spielen eine wichtige, 
wenn auch nicht überragende Rolle in der Hamburger Wohnungsbau-
landschaft. Sie übten eine wichtige Funktion in der Verbesserung der 
Wohnverhältnisse aus, indem sie nachfrageorientiert bauten und neue 
Ideen verwirklichten wie die „Hamburger Burg“, ein Arbeitszimmer für 
Lehrer oder kleine erschwingliche Häuschen im Grünen. Letztlich ist di-
ese Funktion noch heute gegeben, indem die Genossenschaften durch 
qualitativ hohe Wohnungen zu günstigen Preisen eine gute dritte Säule 
neben öffentlichem und profitorientiertem Wohnungsangebot darstellen.

Sehr oft ist eine kurze Lebenszeit bei Baugenossenschaften festzustellen. 
Einigen Genossenschaften fehlte nach der Gründung bereits Geld, um 
ein Grundstück erwerben zu können. Dieser Umstand hielt wiederum In-
teressenten ab Mitglied zu werden, so dass sich dann die Genossenschaft 
nach einigen Jahren wieder auflösen musste, weil allein die Verwaltungs-
kosten zu Verlusten führten. In eine kritische Finanzlage waren auch die 
Genossenschaften geraten, die zwar ein Grundstück erwerben, aber dann 
mangels weiterer Finanzierung nicht bauen konnten. Hier belasteten be-
reits die Hypothekenzinsen für das Grundstück die finanzielle Basis der 
Genossenschaften.
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Joachim Wege

Der wohnungsgenossenschaftliche Verband – Aus 
Tradition modern 

Den nach wie vor aktuellen Spruch „Was dem Einzelnen nicht möglich ist, 
das vermögen Viele“ prägte einst Friedrich Wilhelm Raiffeisen. Das Motto 
„Gemeinsam sind wir stark und für die Zukunft gut gerüstet!“ ist auch heute 
noch die Grundlage jeder Genossenschaftsgründung und unserer Ver-
bandsarbeit. Zum Vortragsthema werde ich Sie im Rahmen einer Zeitrei-
se in die Geschichte des Verbands norddeutscher Wohnungsunternehmen e.V. 
(VNW) und die Entstehung der wohnungsgenossenschaftlichen Verbände 
in Deutschland einführen und Ihnen aktuelle Aufgaben am Beispiel un-
seres Verbandes aufzeigen.

Der VNW wurde 1900 ins Leben gerufen. Ende des 19. Jahrhunderts wur-
den in Norddeutschland die ersten Baugenossenschaften gegründet. Mo-
tive für die Gründung waren die menschenunwürdigen Zustände, unter 
denen die Familien hausten. Die Wohnverhältnisse machten die Men-
schen krank. Heinrich Zille stellte fest, dass man Menschen auch mit ei-
ner Wohnung erschlagen könne. Die städtischen Wohnquartiere konnten 
mit dem Bevölkerungswachstum nicht Schritt halten. Die gesundheit-
lichen Verhältnisse waren verheerend und führten etwa in Hamburg 1892 
zu einer schrecklichen Cholera-Epidemie. Vielfach teilten sich fünf Per-
sonen ein Zimmer zum Wohnen und Schlafen. Die Gründung der Allge-
meinen Deutschen Schiffszimmerer-Genossenschaft erfolgte bereits 1875 in 
Hamburg. Diese Genossenschaft ist inzwischen auf 9.000 Wohnungen 
angewachsen. 1900 gab es in Schleswig-Holstein, das damals von Altona 
bis Hadersleben reichte, bereits 28 Wohnungsgenossenschaften. Der 1878 
gegründete Flensburger Arbeiter-Bauverein eG besteht heute noch. Da im-
mer mehr Genossenschaften entstanden, wurde 1896 der Verband der Bau-
genossenschaften Deutschlands gegründet, um von qualifizierten Fachleuten 
Unterstützung und Rat zu bekommen. In Norddeutschland setzte sich für 
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diese Idee Peter Christian Hansen (1853-1935) ein, der die Feststellung traf, 
„ […] dass die Pferde- und Kuhställe mehr den Anforderungen der Gesundheits-
fürsorge entsprechen als die Katen der kleinen Leute.“ 1 Der aus Flensburg stam-
mende Hansen gründete einige Genossenschaften und wurde schließlich 
erster Verbandsdirektor des am 2. November 1900 in Kiel gegründeten 
Verbandes schleswig-holsteinischer Baugenossenschaften. Ich bin sein elfter 
Nachfolger. Inzwischen reicht das Verbandsgebiet von der dänischen bis 
zur polnischen Grenze. Der VNW vereint heute 170 Wohnungsgenossen-
schaften und 112 Gesellschaften aus Hamburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern und Schleswig-Holstein mit über 700.000 Wohnungen. 

Lange bevor in Norddeutschland erste Ideen einer Verbandsgründung 
aufkamen, gab es den von Schulze-Delitzsch geführten Allgemeinen Ver-
band der Genossenschaften, dessen Mitglieder bereits 1864 über die Etablie-
rung einer Sparte für Wohnungsgenossenschaften diskutierten. Ein Prin-
zipienstreit zwischen den Befürwortern der Eigentumsbildung und den 
Befürwortern des Mietwohnungsbaus stand lange einer Einigung entge-
gen. Erst 1897 erfolgte die Gründung des Verbandes der auf der Grundlage 
des genossenschaftlichen Eigentums stehenden Baugenossenschaften. 
1924 gründeten 14 Regionalverbände, denen 2.000 Genossenschaften an-
gehörten, den Hauptverband deutscher Baugenossenschaften. Das Hauptziel 
dieses in Berlin ansässigen Spitzenverbandes war die Professionalisierung 
der Prüfung und Beratung. Durch das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz 
und dessen Ausführungsverordnung wurden 1934 Baugenossenschaften 
und Baugesellschaften - also beide Zweige der gemeinnützigen Woh-
nungswirtschaft - in einem Verband vereinigt. 

Unser inzwischen von Kiel nach Altona verlegter Verband schleswig-holstei-
nischer Baugenossenschaften hatte seinerzeit 271 gemeinnützige Wohnungs-
unternehmen in Schleswig-Holstein, Hamburg und Mecklenburg zu prü-
fen. 1938 waren unter dem Dach des Reichsverbandes der deutschen 
gemeinnützigen Wohnungsunternehmen e.V. rund 3.800 Wohnungsgesell-
schaften und 3.100 Wohnungsgenossenschaften organisiert. 
Nach dem Krieg wurde unter der Leitung des VNW-Verbandsdirektors 
Dr. Julius Brecht (1900-1962) 1949 der Gesamtverband gemeinnütziger Woh-
nungsunternehmen e.V. geschaffen, der zunächst für zwei Jahre in Hamburg 
und dann in Köln seinen Sitz hatte. Dieser von den Regionalverbänden 
getragene Verband umfasste Gesellschaften, Vereine, Genossenschaften 
und Stiftungen der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft Westdeutsch-
lands und Westberlin.

1	 Peter Christian Hansen, Eine Lebenswanderung: vom Leben und Schaffen eines 80jährigen Schleswig-Holsteiners, 
Schriften der Gesellschaft für Flensburger Stadtgeschichte (Band 31) 1982, Flensburg 1982, S. 14.
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Ein entscheidendes Datum in der Verbandsgeschichte ist das Jahr 1990 in 
zweifacher Beziehung: die Wiedervereinigung einerseits und die Abschaf-
fung der Wohnungsgemeinnützigkeit andererseits. 
Seit Juni 1990 galt in der ehemaligen DDR wieder das Genossenschafts-
gesetz und es entstanden in den ostdeutschen Bundesländern regionale 
Prüfungsverbände. In der Travemünder Erklärung vom 12. September 
1990 dokumentierten die Regionalverbände der DDR ihre Absicht, nach 
der Wiedervereinigung dem GdW beizutreten. Diese Absichtserklärung 
hatte auch ganz speziell Einfluss auf den VNW. Am 2. November 1990 
wurde die Verschmelzung des Verbandes mecklenburgisch-vorpommer-
scher Wohnungsunternehmen mit dem VNW zum Jahresanfang 1991 be-
schlossen. Damit gehörte Mecklenburg – Vorpommern wieder wie vor 
1945 zu unserem Verband. 
Mit der Aufhebung des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes Anfang 
1990 begann auch in Westdeutschland für die Wohnungswirtschaft ein 
neues Kapitel, indem die Unternehmen von staatlicher Bevormundung be-
freit und in die soziale Wohnungswirtschaft entlassen wurden. Der Ge-
samtverband der Wohnungswirtschaft e.V. (GdW) wurde 1996 in GdW Bun-
desverband deutscher Wohnungsunternehmen e.V. umbenannt und verlegte 
1999 seinen Sitz nach Berlin. Seit 2005 heißt er GdW Bundesverband deut-
scher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e.V. und umfasst 15 Regional-
verbände mit 1.811 Wohnungsgenossenschaften und 950 Kapitalgesell-
schaften sowie 28 sonstige Wohnungsunternehmen.
Insgesamt sind heute in Deutschland 2,2 Millionen Wohnungen und da-
mit zehn Prozent aller Mietwohnungen in genossenschaftlicher Hand. 
Jährlich investieren die Wohnungsgenossenschaften 4 Milliarden Euro in 
Neubau und Bestandspflege.

Verbandsorganisation 
Die demokratische Selbstverwaltung spielt, wie in den Genossenschaften, 
auch im GdW und in den Regionalverbänden eine wichtige Rolle. Damit 
alle Entscheidungen und die Ausrichtung der Verbandsarbeit mitglieder-
nah und transparent sind, werden im GdW wichtige Entscheidungen des 
Vorstandes und Verbandsrates bei den Verbandstagen zur Diskussion und 
Abstimmung gestellt. Die fachliche Arbeit wird in Bundesarbeitsgemein-
schaften und in Fachausschüssen geleistet, in denen überwiegend Unter-
nehmensleiter vertreten sind. Das oberste Organ des GdW und der Regio-
nalverbände ist der jährliche Verbandstag.
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Zeittafel des genossenschaftlichen Verbandswesens

01.05.1889 Novelle des Genossenschaftsgesetzes: Einführung der beschränkten Haft-
pflicht

1896 Erster Prüfungsverband:
Verband der Baugenossenschaften Deutschlands, Berlin (Berthold-Verband)

1897 Verband der auf der Grundlage des genossenschaftlichen Eigentums stehenden 
Baugenossenschaften, Berlin (Albrecht-Verband)
(ab 1918: Reichsverband deutscher Baugenossenschaften)

02.11.1900 Gründung des Verbandes schleswig-holsteinischer Baugenossenschaften

1900-1912 Entstehung von insgesamt 14 Prüfungsverbänden

1906 Erste Konferenz der baugenossenschaftlichen Prüfungsverbände in Berlin

14.01.1920 Vereinigung deutscher Baugenossenschaftsverbände

21.07.1924 Hauptverband deutscher Baugenossenschaften e.V., Berlin (gegr. in Erfurt)

01.12.1930 Gemeinnützigkeitsverordnung

14.07.1933 Gesetz zur Sicherung der Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen

26.03.1934 Gesetz über die Beaufsichtigung und die Anerkennung gemeinnütziger Woh-
nungsunternehmen
Hauptverband deutscher Wohnungsunternehmen (Baugenossenschaften und  
-gesellschaften) e.V. als Pflichtverband aller 12 zugelassenen Prüfungsverbände

09.03.1938 Reichsverband der deutschen gemeinnützigen Wohnungsunternehmen e.V.  
(Vereinigung des Hauptverbandes mit dem Reichsverband der Heimstätten)

29.02.1940 Gesetz über die Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen
(Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz)

17.06.1946 Gesamtverband gemeinnütziger Wohnungsunternehmen, Hamburg  
(gegr. in Bielefeld), Spitzenverband für die britische Besatzungszone

28.05.1948 Eintragung in das Vereinsregister beim Amtsgericht Hamburg

31.03.1949 Gesamtverband gemeinnütziger Wohnungsunternehmen e.V., Hamburg 
Beitritt der Verbände der amerikanischen und französischen Zone sowie des 
Westberliner Verbandes

26.05.1951 Verlegung des Sitzes des Gesamtverband gemeinnütziger Wohnungsunterneh-
men e.V. nach Köln

10.12.1955 Satzungsänderung: Bundesvereinigung deutscher Heimstätten als außerordent-
liches Mitglied des Gesamtverbandes

04.05.1965 Beitritt des Saarländischen Genossenschaftsverbandes

01.01.1990 Aufhebung des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes; 
Satzungsänderung: Gesamtverband der Wohnungswirtschaft (GdW)

24.10.1990 Aufnahme der Verbände der neuen Bundesländer beim ersten gesamtdeutschen 
Verbandstag in Königswinter

01.12.1996 GdW Bundesverband deutscher Wohnungsunternehmen e.V.

01.01.2005 GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e.V.

Quelle: Beuerle Iris, Mändle, Eduard: Unternehmensführung in Wohnungsgenossenschaften, 
Hamburg 2005, S.181f. in Anlehnung an GdW. 
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Im VNW ist der Verbandsausschuss das beratende und überwachende 
Gremium, das aus 18 Mitgliedern besteht, und zwar jeweils drei Genos-
senschaftsvertretern und drei Gesellschaftsvertretern aus jedem der drei 
Bundesländer. Dieses Gremium, das einen Prüfungs- und Vorbereitungs-
ausschuss gebildet hat, ist vergleichbar mit dem Aufsichtsrat einer Genos-
senschaft. 
Dem Verbandsvorstand, Vereinsvorstand gemäß § 26 BGB, gehören mein 
Kollege Gerhard Viemann als Direktor für den Prüfungsdienst und ich als 
Verbandsdirektor an. Zusätzlich wirke ich als Vorstand im GdW und als 
einer von zwei Stellvertretern des GdW-Präsidenten mit. Der VNW unter-
stützt durch vier Vertreter den GdW-Verbandsrat. Weitere 32 Vorstände 
und Geschäftsführer unserer Mitgliedsunternehmen sind Delegierte des 
GdW-Verbandstages, den man mit der Vertreterversammlung in Genos-
senschaften vergleichen könnte. Die Struktur der Verbände der Woh-
nungsunternehmen e.V. ist also ähnlich der Struktur der Genossenschafts-
verbände aufgebaut.
Um unsere Mitgliedsunternehmen in allen Bereichen kompetent zu bera-
ten und zu unterstützen, haben wir neben den Fachreferaten zusätzlich die 
Fachausschüsse Betriebswirtschaft/Steuern, Bildung, Kommunikation/
Marketing, Recht, Architektur/Technik/Energie und Wohnungswirt-
schaft eingerichtet, in denen unsere Mitgliedsunternehmen mitwirken: 
Die Länderinteressen werden neben dem Verband, zusätzlich durch drei 
regionale Arbeitsgemeinschaften (AHW, AMVW, ASHW vgl. VNW-
Organigramm, S. 6) effektiv vertreten. Diese Arbeitsgemeinschaften set-
zen sich jeweils aus einem Geschäftsführer, einem Vorstand, bestehend 
aus Unternehmensleitern und der regionalen Mitgliederversammlung zu-
sammen. 
[hier die Abb.: VNW Verbandsorganisation aus Datei WEGE/Organi-
gramm Verbandsorganisation ] 
[BU: zur VNW Organigramm] Abb.: VNW Verbandsorganisation; Quelle: 
Verband norddeutscher Wohnungsunternehmen e.V.(Hg.): Verantwortung, 
Nachhaltigkeit, Weitblick. Tätigkeitsbericht 2010/2011, Hamburg 2010, S. 73.

Prüfungsverband 
Der VNW ist nicht nur Interessenverband, sondern auch Prüfungsverband 
im Sinne des Genossenschaftsgesetzes (GenG). Für Mitglieder des Ver-
bandes, in der Rechtsform der Genossenschaft, wird die gesetzlich vorge-
schriebene Prüfung gemäß § 53 GenG durch den VNW-Prüfungsdienst 
durchgeführt. Die genossenschaftliche Pflichtprüfung geht über die reine 
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VNW Verbandsorganisation; Quelle: Verband norddeutscher Wohnungsunternehmen e.V. 
(HG): Verantwortung, Nachhaltigkeit, Weitblick. Tätigkeitsbericht 2010/2011, Hamburg 

2010,  s. 73.
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Jahresabschlussprüfung hinaus, indem auch die wirtschaftlichen Verhält-
nisse und die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung in die Prüfung 
einzubeziehen sind. Außer den Pflichtprüfungen des Jahresabschlusses 
übernimmt der VNW auch beauftragte Sonder-, Aufsichtsrats- und Wirt-
schaftlichkeitsprüfungen. Das Beratungsangebot entwickelt sich ständig 
weiter, einerseits aufgrund sich ändernder gesetzlicher Vorgaben und an-
dererseits nach dem Bedarf der Unternehmen. Die steuerliche Beratung 
der Mitgliedsunternehmen bildet dabei einen Schwerpunkt, daneben bie-
tet der VNW Unterstützung bei Fragen zu Kostenstrukturen, Finanzie-
rungen oder zum organisatorischen Aufbau der Wohnungsunternehmen. 
Auch wenn es um effizientes Bestandsmanagement und die Optimierung 
der Wirtschaftlichkeit geht, ist der Prüfungsdienst des VNW ein fachkun-
diger und erfahrener Ansprechpartner.
Zur Qualitätssicherung dieser Leistungen muss sich der Prüfungsdienst 
selbst in regelmäßigen Abständen einer Qualitätskontrolle durch externe 
Wirtschaftprüfer unterziehen.
Schon das GenG von 1889 sah eine Prüfung der Genossenschaften durch 
externe Revisoren vor. Die Genossenschaftsrevision war damit die erste 
gesetzlich vorgeschriebene Pflichtprüfung im deutschen Rechtsbereich. 
Sie hat bis heute dazu beigetragen, dass die Genossenschaften die Unter-
nehmensform mit der geringsten Insolvenzquote sind und oft auch Welt-
kriege und Währungsreformen überstanden haben. Diese Pflichtmitglied-
schaft wurde zuletzt durch eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
vom 19.1.2001 bestätigt, nachdem eine Verfassungsbeschwerde einer west-
fälischen Volksbank gegen die Pflichtmitgliedschaft und Pflichtprüfung 
in genossenschaftlichen Prüfungsverbänden zurückgewiesen wurde.2 

Verbandsarbeit 
In unserer Broschüre zum 100jährigen Jubiläum im Jahr 2000 haben wir 
die Aufgaben des VNW wie folgt beschrieben: „Der VNW nimmt die He-
rausforderung des neuen Jahrhunderts an. Wohnen in Norddeutschland soll auch 
in Zukunft „gut und sicher“ bleiben. 
Der VNW schafft Bewusstsein für sich verändernde demographische, ökono-
mische und ökologische Rahmenbedingungen der Wohnungswirtschaft in Nord-
deutschland.
Der VNW sensibilisiert für neue Aufgaben und Chancen im Markt und im so-
zialen Verbund.

2	  Beuerle Iris, Mändle, Eduard: Unternehmensführung in Wohnungsgenossenschaften, Hamburg 2005, S.16 f.
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Der VNW wirbt für fairen Interessenausgleich von Mitgliedsunternehmen, 
Mietern, Mitgliedern und Politik. 
Der VNW macht aufmerksam auf Chancen und Möglichkeiten einer abge-
stimmten Politik der Mitgliedsunternehmen durch den Aufbau von Kooperati-
onen.
Der VNW sieht seine Aufgabe in der regional bezogenen Information und Inte-
ressenvertretung, in der Organisation von Erfahrungsaustausch, Dienstleistung 
und spezialisierter Beratung. Der VNW tritt in der Öffentlichkeit als Vertreter 
einer sozial orientierten Unternehmensgruppe auf, deren Mitglieder, Genossen-
schaften und kommunale Wohnungsunternehmen, sich als verlässliche und ver-
antwortungsvolle Vermieter für breite Schichten der Bevölkerung einsetzen, 
auch bei der Lösung sozialer Problem und in der Stadtentwicklung. Der VNW 
sieht seine Stärke in einem partnerschaftlichen, demokratisch geprägten Mitei-
nander seiner Mitgliedsunternehmen.“3 

Unseren aktuellen Tätigkeitsbericht haben wir unter das Motto „Verant-
wortung – Nachhaltigkeit – Weitblick“ gestellt. Das Geschäftsmodell un-
serer VNW-Mitgliedsunternehmen haben wir darin wie folgt beschrie-
ben:
„Verantwortung: Der Mensch mit seinen Wohnwünschen steht im Mittelpunkt 
ihres Handelns, nicht der schnelle Profit. Sie bieten ihren Mietern gutes und si-
cheres Wohnen zu bezahlbaren Mieten.
Nachhaltigkeit: Es geht ihnen um die langfristige Entwicklung ihrer Bestände 
und Quartiere auf der Basis ökonomischer, sozialer und ökologischer Nachhaltig-
keit.
Weitblick: Unsere Mitgliedsunternehmen denken, handeln und finanzieren 
langfristig. Wohnungen sind ein langlebiges Wirtschaftsgut. Deshalb treffen sie 
ihre Investitionsentscheidungen mit Augenmaß und Weitblick.“4

Verantwortung, Nachhaltigkeit, Weitblick gilt auch für den Verband 
norddeutscher Wohnungsunternehmen. Wir engagieren uns für die Inte-
ressen unserer Mitgliedsunternehmen und tragen zugleich soziale wie 
ökologische Verantwortung. Als Vertreter einer großen Gemeinschaft 
verstehen wir uns als Mittler zwischen den Verbandsunternehmen, Wirt-
schaft, Politik und Verwaltung.
Mit der Zukunftswerkstatt VNW Agenda 2025 versuchen wir uns im 
Weitblick. Mit dieser Aktion wollen wir die Zukunft des Wohnens aktiv 

3	  Werner Sillescu; Peter Hitpaß; Matthias Rasch:100 Jahre Wohnen und Leben in Norddeutschland,1900 –2000, 
Hamburg 2000, S.53.
4	  Verband norddeutscher Wohnungsunternehmen e.V.(Hg.): Verantwortung, Nachhaltigkeit, Weitblick. Tätigkeitsbe-
richt 2010/2011, Hamburg 2010. 
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gestalten und nicht passiv erleiden. Wir befassen uns mit demographischen, 
ökonomischen, sozialen und ökologischen Entwicklungen in den näch-
sten 15 Jahren und helfen unseren Mitgliedsunternehmen dabei, diese He-
rausforderung gemeinsam zu meistern.
Festzustellen ist, dass Wohnungsgenossenschaften besonders zukunftsori-
entiert sind, und zwar aus folgenden Gründen: 

Sie sind demokratisch fundiert. Jedes Mitglied hat – von eng be-1.	
grenzten Ausnahmen abgesehen – eine Stimme und kann gleichbe-
rechtigt mitwirken. Dies entspricht dem wieder aktuellen Partizipati-
onsinteresse.
Genossenschaften sind durch die Identität von Nutzern und Eigentü-2.	
mern in höchstem Maße kundenorientiert. Stärker als bei anderen 
Unternehmensformen fließen insofern Kundenwünsche unmittelbar 
in die Unternehmensstrategie ein. Dies ist nicht nur Frühwarnsystem, 
sondern garantiert auch, dass neue Wohnbedürfnisse schnell in Pla-
nungen einfließen. 
Wohnungsgenossenschaften sind auch deshalb besonders zukunftso-3.	
rientiert, weil sich ihre Investitionen auch noch in vielen Jahren am 
Markt bewähren müssen. 
Genossenschaften sind mit ihrem Organisationsaufbau „Vertreterver-4.	
sammlung – Aufsichtsrat – Vorstand“ schon seit dem 19. Jahrhundert 
(Genossenschaftsgesetz von 1889) so strukturiert, wie es in den letzten 
Jahren unter dem Stichwort „Corporate Governance“ als vorbildliches 
Unternehmensmerkmal herausgestellt wurde. 

Genossenschaften sind – gerade durch die betreuende Prüfung seitens 5.	
der Prüfungsverbände in besonderer Weise stabil und krisenresistent. 
Diese geringe Insolvenzgefahr, wie sie keine andere Unternehmens-
form aufweist, ist gerade auch für die krisenanfällige Immobilienwirt-
schaft beispielgebend. 

Wohnungsgenossenschaften bieten die ideale Antwort auf die demo-6.	
grafischen Herausforderungen: Gerade die Zunahme älterer Men-
schen und Singles wird durch die genossenschaftliche Gemeinschaft 
besser aufgefangen und bei Bedarf betreut, als dies etwa in Einfamili-
enhäusern oder bei Amateurvermietern möglich ist. 

Für Wohnungsgenossenschaften gilt das Prinzip „Mensch vor Rendi-7.	
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te“. Die internationalen Finanz- und Wirtschaftskrisen haben uns 
schmerzvoll gezeigt, was zügelloses Profitstreben und unverantwort-
liche Spekulation anrichten. Die Lehre aus dieser Krise heißt, wie 
etwa auch Ministerpräsident Seehofer feststellt: „Die Ideologie des 
Spekulationskapitalismus ist genauso gescheitert wie zuvor die sozia-
listische Planwirtschaft.“1 Gut, dass wir gemeinwohlorientierte, ge-
nossenschaftliche und öffentliche Unternehmen als Alternative und 
Korrektiv haben – etwas in der Kredit- und Wohnungswirtschaft. 

Fazit: Daher ist es richtig, dass die Generalversammlung der Verein-8.	
ten Nationen das Jahr 2012 zum Internationalen Jahr der Genossen-
schaften erklärt hat, um die internationale Gemeinschaft daran zu 
erinnern, dass Genossenschaften es möglich machen, zugleich nach-
haltig zu wirtschaften und sozial verantwortlich zu handeln. 

Unter dem Motto „Ein Gewinn für alle - die Genossenschaften“ wer-9.	
den die Genossenschaftsverbände das Jahr 2012 nutzen, um das große 
Leistungsspektrum darzustellen: Allein in Deutschland sind 23 Mil-
lionen Genossenschaftsmitglieder in 7.500 Genossenschaften organi-
siert und werden von 800.000 Beschäftigten betreut.2  

1	  http://www.wallstreet-online.de/nachricht/3477932-seehofer-spekulationskapitalismus-scheitert-wie-sozialisti-
sche-planwirtschaft, (Zugriff am 29.3.2012).
2	  vgl. http://www.genossenschaften.de/genossenschaftliche-gruppe.de, (Zugriff am 28.3.2012).
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Franz Jungbluth

Zwischen Sozialismus, Sozialreform und sozialem 
Wohnungsbau. Mannheimer Wohnungsbaugenos-
senschaften 1895-1926.3 
 
„Was aber die Politik anlangt, so sind hier alle Parteien und Richtungen vertre-
ten, vom Hakenkreuzler bis zum extremen Kommunisten, und so gut wie jede 
geistige Bewegung Deutschlands wirft hierhin ihre Wellen“.4

Die Obstbau-Siedlung Eden in Oranienburg, auf die sich das Zitat des 
Soziologen Franz Oppenheimer (1864-1943) aus den frühen1930er Jahren 
bezieht, war als radikales Projekt der „Lebens- und Ernährungsreform“5 
zwar keineswegs typisch für die Bau- und Gartenstadtgenossenschaften, 
die im spätwilhelminischen Kaiserreich eine erste, durch den Weltkrieg 
unterbrochen Blüte erfuhren. Doch auch deren Vordenker und Protago-
nisten deckten ein äußerst breites politisches Spektrum ab, das sich von 
Theodor Fritsche (1852-1933), Mitbegründer des völkischen Antisemitis-
mus, bis zum anarchistischen Sozialisten Bernhard Kampffmeyer (1867-
1942) erstreckte.6 
Ganz so breit war die ideologische Streuung der Mannheimer Wohnge-
nossenschaften, deren Entwicklung vom späten 19. Jahrhundert bis in die 
Weimarer Republik im Folgenden skizziert wird, nicht angelegt, was sich 

3	  Überarbeitete Version des Vortrags auf der Jahrestagung 2011, der während der Tätigkeit des Autors am TECHNO-
SEUM Mannheim entstand. Mittlerweile Programm Manager im Bereich Bildung der Körber-Stiftung Hamburg. 
4	  Franz Oppenheimer: Erlebtes, Erstrebtes, Erreichtes. Lebenserinnerungen, 2. Aufl , Hg. von Ludwig Yehuda Oppen-
heimer, Düsseldorf 1964, S. 161.
5	  Vgl. Judith Baumgartner: Ernährungsreform – Antwort auf Industrialisierung und Ernährungswandel. Ernäh-
rungsreform als Teil der Lebensreformbewegung am Beispiel der Siedlung und des Unternehmens Eden seit 1893, Frank-
furt (Main) 1992.
6	  Zu den unterschiedlichen Motivationen und teilweise verblüffend ähnlichen Folgerungen der Sozialreformbewegun-
gen im späten Kaiserreich vgl. Dennis Sweeney: Reconsidering the modernity paradigm: reform movements, the social and 
the state in Wilhelmine Germany, In: Social History 31, 2006, S. 405-434, hier: S. 411ff. 
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unter anderem aus Spezifika der politischen Landschaft im Großherzog-
tum Baden erklären lässt. Doch auch die Gründung des Spar- und Bau-
vereins und der Gartenstadtgenossenschaft Mannheim ist von einem 
Wechselspiel verschiedener Akteure mit ihrer jeweils eigenen ideologischer 
und pragmatischen Motivation geprägt. Nach einem kurzen Abriss der 
sozio-politischen Ausgangslage in der Stadt werden diese Akteure, ihre 
Interessen und Auswirkungen auf die jeweilige Genossenschaft mit be-
sonderem Blick auf die Gründungsphase im späten Kaiserreich vorgestellt. 
Ein Ausblick auf die Entwicklung in der Weimarer Republik wird den 
Blick hingegen weniger auf ideologische Differenzen denn auf struktu-
relle Probleme der Wohnungsbaugenossenschaften legen. 

Ausgangslage: Mannheim zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
Nach turbulenten Jahrzehnten, in denen die Stadt Mannheim sich unter 
anderem von der pfälzischen Residenz- zur badischen Provinzstadt, vom 
Nebenschauplatz der französischen zum Hauptort der badischen Revolu-
tion entwickelt hatte, kehrte ab der Mitte des 19. Jahrhunderts ein wenig 
Beruhigung in die politische Stadtgeschichte ein. Mit Beginn der libe-
ralen Ära in Baden war „die Stadt der bürgerlichen Gesellschaft“ einst-
weilen politisch befriedet. Mit der Rheinakte von 1868 konnte sie ihren 
wirtschaftlichen Aufstieg als Handelszentrum frei von Hindernissen fort-
setzen und anschließend – geographisch und von der Kapitaldecke der 
örtlichen Handelshäuser begünstigt – nahtlos zu einem wichtigen Indus-
triezentrum im südwestdeutschen Raum wachsen.7 
Dass dieses Wachstum mit einem „geradezu amerikanischen 
Bevölkerungswachstum“8 einherging, bedeutete in den 1890er Jahren kein 
Alleinstellungsmerkmal. Dass die städtische Infrastruktur trotz des er-
folgreichen Übergangs zu einer professionellen Leistungsverwaltung, mit 
diesem sprunghaften Anstieg der Einwohnerzahlen nicht Schritt hielt, ist 
ebenfalls nicht untypisch für den sozioökonomischen Wandel in den Städ-
ten des Kaiserreichs. 

Erwähnenswert ist hingegen das planmäßige Vorgehen, mit dem diese 
Modernisierung der Stadtverwaltung angegangen wurde: Nach dem al-
tersbedingten Ausscheiden des Oberbürgermeister Eduard Moll (1814-
1896), der als „Alt-48er” und ehemaliger Vorsitzender der Handelskammer 
als typischer Honoratiorenbürgermeister anzusehen war, setzte der Stadt-

7	  Lothar Gall: Die Stadt der bürgerlichen Gesellschaft - das Beispiel Mannheim, Hg. von Dieter Hein u.a.: Bürger-
tum, liberale Bewegung und Nation. Ausgewählte Aufsätze, München , 1996, S. 38-54.
8	  Diese gern zitierte Formulierung geht, soweit nachvollziehbar, auf Paul Gerhard:  Die Entwicklung der Mannhei-
mer Industrie von 1895 bis 1907 und ihr Einfluß auf das Wohnungswesen, Karlsruhe 1912, S.7, zurück.
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rat 1891 eine Findungskommission ein, die unter den „besten und geeig-
netsten” großherzoglich-badischen Beamten nach Kandidaten für einen 
neuen Oberbürgermeister suchen sollte.9 
Der neue Oberbürgermeister Otto Beck (1846-1908) machte den Verwal-
tungsumbau seinerseits zu einem Schwerpunkt seiner ersten Amtszeit. 
Neben dem rein quantitativen Aspekt – einem deutlichen Anwachsen der 
städtischen Beamtenschaft als Voraussetzung einer effektiven Leistungs-
verwaltung – ist in qualitativer Hinsicht eine deutliche Orientierung an 
den Organen und Ideen der bürgerlichen Sozialreform bemerkenswert. 
Prominentestes Zeugnis war die Verwaltungsreform von 1898, bei der ein 
neues, „im Kern sozialpolitisches Ressort“ geschaffen wurde.10 Der erste De-
zernent auf diesem Posten, Eduard v. Hollander, kam ebenfalls durch ge-
zielte Rekrutierung von außerhalb nach Mannheim und war Mitglied im 
Verein für Armenpflege und Wohltätigkeit.

Jüngere Beamte, die im Zuge der Verwaltungsmodernisierung nach 
Mannheim kamen, waren teilweise bereits während des Studiums mit 
„kathedersozialistischen“ Ideen in Berührung gekommen und ebenfalls Mit-
glieder in Vereinigungen wie der Gesellschaft für soziale Reform oder dem 
Verein für Socialpolitik. 

Bemerkenswerter Weise spiegelte sich dieser Modernisierungs- und Ver-
jüngungsprozess im gleichen Zeitraum auch in den Strukturen der Mann-
heimer Sozialdemokratie wieder. Insgesamt ist für die SPD und die freien 
Gewerkschaften aufgrund des Mitgliederzuwachses nach den Sozialisten-
gesetzt die Möglichkeit und Notwendigkeit einer Ausweitung von haupt-
amtlichen und professionellen Funktionären zu konstatieren.11 Dies schuf 
natürlich auch in Mannheim als boomende Industriestadt und wichtigem 
Zentrum der badischen Sozialdemokratie solche Stellen, die vorwiegend 
von jungen „Genossen“ besetzt wurden.12

Die ersten von dem neuen Dezernat durchgeführten Reformen waren eine 
Neugliederung der Armenpflege nach dem bereits etablierten Eberfelder 
System sowie eine umfassende Modernisierung des Volksschulsystems 
unter pädagogischen und sozialen Gesichtspunkten. Auch diese funktio-
nierten weitgehend nach den Prinzipien der bürgerlichen Sozialreform 
und setzten auf die ehrenamtliche Einbindung der mit dieser sympathisie-

9	  Dieter Schott: Stadt unter Strom. in: Geschichte der Stadt Mannheim. Band II, 1801-1914, Hg. von Ulrich Nieß und 
Michael Caroli, Heidelberg [u.a.] 2007, S.498-597, hier S. 506. 
10	  Schott (wie Anm.7): Stadt unter Strom, S. 526.
11	  Jürgen Mittag: Zwischen Professionalisierung und Bürokratisierung. Der Typus des Arbeiterfunktionärs im 
Wilhelminischen Deutschland, In: Generationen in der Arbeiterbewegung, Hg. Von Klaus Schönhoven und Bernd 
Braun,,München, Oldenburg 2005, S. 107-143, hier S. 120ff.
12	  Ebd., S. 139f.
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renden Vereine. Durch diesen Zusammenhang und die Einbindung der 
beteiligten Akteure – neben Beck und v. Hollander vor allem Stadtschul-
rat Anton Sickinger (1858-1930) – ins nationalliberale Establishment gab es 
gegen die Umsetzung dieser Reformvorhaben keinen nennenswerten Wi-
derstand.

Anders sah es hingegen in Bereichen aus, in denen materielle Interessen 
dieser Schicht direkt betroffen waren. Hierzu gehörten insbesondere der 
Arbeits- und der Wohnungsmarkt. Bei der Regulierung der Arbeitsver-
hältnisse zeigte die Verwaltung sogar eine erstaunliche Offenheit, die aus 
ihrer Sicht übergeordneten Interessen mit neuen Bündnispartnern gegen 
ihre Rathausfraktion durchzusetzen. Im Ergebnis blieb das Mannheimer 
Arbeitsamt aufgrund der mangelnden Kooperation der Arbeitgeber jedoch 
eine „lahme Ente“.13 

Der Wohnungspolitik schließlich nahm sich Oberbürgermeister Beck 
zwar persönlich in Form zweier Denkschriften an, die ein alarmierendes 
Bild der Situation zeichneten und die Versorgung der Arbeiterbevölke-
rung mit bezahlbarem und – hygienisch und moralisch gesehen einwand-
freiem – Wohnraum als entscheidende soziale Herausforderung ansahen. 
Aus dieser Analyse zog Beck jedoch keine weitreichenden kommunalpoli-
tischen Folgerungen. Mit der Einschätzung, dass „die Erstellung und Ver-
mietung von Wohnungen [...] nicht von der Gemeinde direkt [geschaffen werden 
sollen], da die Gemeinde in erster Linie berufen ist, […] Unternehmungen zu 
schaffen, welche der Gesamtheit der Einwohner zum Vorteil gereichen“14, schloss 
er sich bei aller Progressivität doch der vorherrschenden nationalliberalen 
Meinung an. Dass dieser Bereich durch reine Marktbeziehungen eher 
schlecht zu regulieren war, hatte jedoch bereits 1898 die Liquidation der 
ersten Gemeinnützigen Baugesellschaft (GBG) gezeigt. Diese war bereits 
1866 von bürgerlichen Vereinen gegründet und mit großzügiger Anschub-
finanzierung der Handelskammer versehen worden. Nach einigen Bau-
projekten im ersten sich neu entwickelnden Arbeiterwohnviertel Mann-
heims, der Schwetzingerstadt,15 stagnierte die Bautätigkeit. Nachdem 
Anträge auf vergünstigte Kredite oder städtische Unterstützung für wei-
tere Projekte 1892 vom Bürgerausschuss einhellig abgelehnt worden waren, 
war es nur noch eine Frage der Zeit, bis die Gesellschaft sich auflöste, da 

13	  Franz Jungbluth: Weltkriegsmobilisierung und Öffentlichkeit in Mannheim.
Bedingungen und Entwicklungsdynamik des Burg friedensschlusses 1914 auf kommunaler Ebene, Diss. Universität 
Mannheim 2009 [Verlagsversion unter dem Titel Mannheim 1914. Stadtgesellschaft, Weltkriegsmobilisierung und Burg-
friedenspolitik im Erscheinen], S. 121ff.
14	  Otto Beck: Die Wohnungsfrage unter direkter Berücksichtigung der Mannheimer Verhältnisse, Mannheim 1897. 
15	  Vgl. Wilma R. Albrecht: Von der Zollburg zum Cityrand. Ein Kapitel Stadtgeschichte am Beispiel der Mannheimer 
Schwetzingerstadt, In: Die alte Stadt 11,Weinstadt 1984, S.17-40.
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sie keine Möglichkeit sah, ihren Zweck weiterhin zu erfüllen.16 
Zwar übernahm die Stadt die Häuser der ersten GBG und wandelte sie zu 
Wohnhäusern für städtische Arbeiter um, was sich angesichts der Nähe zu 
Einrichtungen wie dem städtischen Schlachthof und Gaswerk anbot. Dies 
blieben jedoch die einzigen Werkswohnungen der Stadt – von Investiti-
onen in andere Wohnbauprojekte konnte keine Rede sein.17 Lediglich 
durch flankierende Maßnahmen wie dem Ausbau der Bahnlinien in die 
Vororte, um einen weiteren Zuzug aus der unmittelbaren Nachbarschaft 
zu verhindern, und der Einführung einer Zonenbauordnung, die klare 
Vorgaben für den privaten Wohnungsbau machte, nahm die Stadtverwal-
tung Einfluss.18 

Der Bau- und Sparverein von 1895 

Bereits vor den genannten zögerlichen Aktivitäten der Stadt wurde 1895 
mit dem Bau- und Sparverein die erste Wohnungsbaugenossenschaft 
Mannheims – und soweit nachvollziehbar des Großherzogtums Badens – 
gegründet. Maßgeblich inspiriert wurde die Gründung von dem national-
sozialen evangelischen Pfarrer Ernst Josef Lehmann (1861-1948). Dieser 
hatte als Vikar in der Schwetzingerstadt den ersten evangelischen Arbei-
terverein initiiert, mit dem er im Geiste Friedrich Naumanns – und in 
persönlicher Verbindung zu ihm – für eine liberale protestantische Sozial-
politik warb, die auch für Arbeiter anschlussfähig sein sollte19 und in die 
sich auch die Genossenschaftsgründung einfügte. So war die genossen-
schaftliche Idee der Hilfe zur Selbsthilfe unter linksliberalen Sozialpoliti-
kern weit zustimmungsfähiger als unter Teilen der Sozialdemokratie. 
Auch sozialgeographische Faktoren spielten eine Rolle. Mit Fortschreiten 
der Industrialisierung wurde die Schwetzingerstadt, in der sich sowohl 
Lehmanns Gemeinde als auch der Standort der ersten Bauprojekte des 
Bau- und Sparvereins befand, zusehends zum Wohnort der besser eta-
blierten Arbeiterschichten, etwa der schon erwähnten Gemeindearbeiter 
oder der Eisenbahnarbeiter, die auf den nahe gelegenen Bahnhofsanlagen 
tätig waren. Entsprechend konnte die Genossenschaft sich in den ersten 
Jahren über eine schnelle positive Entwicklung mit 600 Mitgliedern und 

16	  Christoph Popp: Die Vorläufer. Zwei gemeinnützige Baugesellschaften in Mannheim, In: 75 Jahre GBG-Mannhei-
mer Wohnungsbaugesellschaft mbh, 1926-2001, Hg von Ders., Mannheim 2001, S. 18-25, hier S. 21f. 
17	  Jürgen Wenneman: Die Wohnungspolitik der Stadt Mannheim bis 1914, In: Die Kleinwohnungsfrage. Zu den Ur-
sprüngen des sozialen Wohnungsbaus in Europa, Hg. von J. Rodriguez-Lores und G. Fehl, Hamburg 1987, S.279-290, 
hier S. 281ff.
18	  Roland Eisenlohr: Das Arbeitersiedlungswesen der Stadt Mannheim, Karlsruhe 1919, S. 30ff.
19	  Gangolf Hübinger: Kulturprotestantismus und Politik. Zum Verhältnis von Liberalismus und Protestantismus im 
wilhelminischen Deutschland, Tübingen 1994, S. 108ff.
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einem relativ reibungslosen Bau und Bezug der ersten acht Wohnobjekte 
in der Schwetzingerstadt freuen.
Die starke Vernetzung im Milieu der evangelisch geprägten relativ begü-
terten Arbeiterschaft, die zweifelsohne einen Anteil an diesem schnellen 
Wachstum hatte, erwies sich nach den erfolgreichen Anfängen jedoch als 
Hemmschuh. Baugrund und Konzessionen wurden in der früh erschlos-
senen Schwetzingerstadt knapp. Neu hinzuziehende Arbeiter, die sich vor 
allem in der Neckarstadt ansiedelten, hatten oftmals nicht den Status und 
die Rücklagen die – wie gering auch immer – zum Eintritt in eine Genos-
senschaft nötig waren. Zudem standen diese politisch überwiegend der 
Sozialdemokratie nahe, die in Mannheim zwar pragmatisch und, wie 
noch zu sehen sein wird, durchaus genossenschaftsfreundlich war. Der 
Bau- und Sparverein wurde um die Jahrhundertwende jedoch so eng mit 
dem relativ überschaubaren Milieu des Sozialprotestantismus identifiziert, 
das er in der neuen Neckarstadt, trotz dort erworbener Baukonzessionen, 
die auch erfolgreich umgesetzt wurden, zunächst keinen Fuß fasste. Nicht 
nur dass sich im neuen Stadtteil weniger zahlungswillige Genossen-
schaftsinteressenten fanden, als erhofft. Auch für die alten Mitglieder wa-
ren diese Wohnungen offensichtlich wenig attraktiv, so dass ihre Vergabe 
und Vermietung mehrere Monate in Anspruch nahm und die entgangenen 
Einnahmen ein ernsthaftes Problem für den Finanzbestand darstellten. 
Auch auf einer anderen, für die Gesamtentwicklung der Genossenschaft 
vielleicht noch wichtigeren Ebene machte sich das relativ enggeführte po-
litische Bild des Vereins bemerkbar. Im bis 1910 gespaltenen linksliberalen 
politischen Lager stellten die National-Sozialen den mit Abstand schwäch-
sten Flügel dar, in den Gremien der Stadt Mannheim hatten sie keinerlei 
politische Vertretung. Die städtischen Honoratioren die etwa für den Frei-
sinn oder den demokratischen Verein im Stadtrat saßen, so sie nicht ohne-
hin den Nationalliberalen angehörten, und auch ökonomisch zur Ober-
schicht des Handels- und Industriezentrums gehörten, standen dem 
Genossenschaftswesen zunächst skeptisch bis ablehnend gegenüber. Ober-
bürgermeister Beck sah in seiner oben erwähnten Denkschrift die Bauge-
nossenschaften zwar als „geeignetsten bzw. alleine gangbare[n] Weg zur Bes-
serung der hiesigen Arbeiterwohnungsverhältnisse“ an. In den ersten anderthalb 
Jahrzehnten ihres Bestehens musste die Genossenschaft jedoch mehr als 
einmal die Erfahrung machen, dass ihre Anliegen von den städtischen 
Gremien kaum unterstützt und wenn nicht abgelehnt, so doch verzögert 
und kompliziert wurden. Ob nun bei der Erteilung von Baukonzessionen, 
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der Straßenerschließung oder der lange umstrittenen Einführung eines 
Erbbaurechts in der Stadt, die sich bis 1907 hinzog: stets wurde den Unter-
stützungsgesuchen des Vereins erst nach zahlreichen rechtlichen Streitig-
keiten und Kompromissen entsprochen.20 	
Der lange Atem, den die Genossenschaftsfunktionäre insbesondere bei 
der Frage der Erbpacht gezeigt hatten, verbesserte ihre Situation. Man 
konnte sich mit dem Gesetz die Rolle eines Pioniers im Großherzogtum 
Baden auf die Fahnen schreiben und hatte sich hierdurch über die Gren-
zen des engen evangelischen Arbeitermilieus Aufmerksamkeit und Re-
spekt verschafft. Neue Projekte konnten sowohl in der Neckarstadt als 
auch auf dem etwas betuchteren Lindenhof realisiert und an interessierte 
Bewohner gebracht werden. Das Jahr 1914 konnte der Bau- und Sparverein 
mit einem breiten Kreis politischer Unterstützer – vom sozialdemokra-
tischen Gewerkschaftsfunktionär Christian Schneider bis zum ehema-
ligen Sparkassendirektor Otto Wüst – und immerhin 220 Wohnungen in 
30 Objekten beginnen.21 Angesichts der schwierigen Situation, in der sich 
die Genossenschaft weniger als zehn Jahre zu vor befunden hatte, war dies 
ohne Zweifel als Erfolg zu werten. Etwas getrübt wurde das Bild für den 
Bau und Sparverein allerdings durch die Tatsache, dass ihm seit 1910 eine 
äußerst erfolgreich und politisch geförderte Konkurrenz auf dem Gebiet 
der Wohnungsgenossenschaften gegenüber stand. 

Die Gartenvorstadtgenossenschaft 
Die Mannheimer Gartenvorstadtgenossenschaft profitierte in mehrfacher 
Hinsicht von ihrer „späten Geburt“ – sowohl mit Blick auf die Stadt Mann-
heim als auch bezüglich der deutschen Gartenstadtbewegung. Der Dach-
verband der Deutschen Gartenstadtgesellschaft bestand bei Gründung 
der Mannheimer Genossenschaft 1910 zwar erst seit acht Jahren. In dieser 
Zeit hatte er sich allerdings bereits von einer utopischen Interessenge-
meinschaft aus dem Umfeld des sogenannten Fresenhagener Dichterkreis 
zu einer durchaus ernstzunehmenden Interessenvertretung entwickelt. 
Das Mitgliederspektrum erstreckte sich vom utopischen Sozialisten Gu-
stav Landauer (1870-1919) bis hin zu aufgeschlossenen Liberalen wie dem 
Karlsruher Regierungsbaurat Hans Kampffmeyer (1876-1932), und mit der 
Hellerau in Dresden und dem Rüppur in Karlsruhe hatten lokale Genos-
senschaften nach den Grundsätzen der Gartenstadtbewegung erste er-
folgreiche Bauprojekte entwickelt.

20	  Spar- und Bauverein 1895 Mannheim e.G.: Sparen – Wohnen – Bauen. 100 Jahre Baugenossenschaft Spar- und 
Bauverein Mannheim e.G., Mannheim 1995, S. 39f. 
21	  Ebd., S. 47f. 
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 Nicht nur diese Referenzen erleichterten die Gründung der Gartenvor-
stadtgenossenschaft in Mannheim deutlich. Hinzu kam die in Abschnitt 
eins skizzierte Entwicklungsdynamik in der Mannheimer Kommunalver-
waltung. In den zwölf Jahren seit der großen Verwaltungsreform waren 
einige der um die Jahrhundertwende direkt von fortschrittlichen Univer-
sitäten rekrutierten jungen Beamten mittlerweile in führenden Positionen 
aufgestiegen. Wer genau den Anstoß zum konkreten Import der Garten-
stadtidee nach Mannheim gab, lässt sich angesichts der stets interessenge-
färbten Memoiren- und Festschriftenliteratur nicht letztgültig klären. Der 
damalige SPD-Vorsitzende und Arbeitersekretär Richard Böttger (1873-
1957) sah die Gartenstadtgründung in Zusammenhang mit dem allgemei-
nen Erstarken sozialdemokratischer Genossenschaften in der Region, 
„nachdem in den Staats- [und] Gemeindeverwaltungen nur leeres Stroh gedro-
schen wurde.“ 22 Der spätere Konstanzer Oberbürgermeister Otto Moe-
ricke (1880-1965), damals Stadtrechtsrat in Mannheim, wies hingegen da-
rauf hin, dass seine Interventionen sowohl für die Unterstützung der 
kommunalen Verwaltungsspitze als auch für das Wohlwollen einiger 
Großunternehmen gesorgt habe, ohne die das schnelle Wachstum der 
Genossenschaft nicht möglich gewesen wäre.23

Egal aus welcher Richtung die Initiative kam: bereits vor der Gründung 
wurde mit einer großen Vortragsreihe im Sommer 1910 parteiübergreifend 
für die Idee der Mannheimer Gartenstadt geworben. Diese von Beginn an 
propagierte Überparteilichkeit und die Tatsache, dass in den Gremien der 
Genossenschaft hohe städtische Funktionäre saßen – Bürgermeister Julius 
Finter (1872-1941) im Aufsichtsrat und der erwähnte Otto Moericke im 
Vorstand – schufen ihr eine Ausgangslage, die sich der Spar- und Bauver-
ein 15 Jahre zuvor nicht hätte erträumen können. Hinzu kam die Erschlie-
ßung eines neuen Standortes. Getreu der Idee der Gartenstädte wurde mit 
dem Bau von Häusern auf zuvor unerschlossenem Gebiet begonnen. Dies 
befand sich allerdings in einer für Industriearbeiter attraktiven Nähe zu 
den Stadtteilen Waldhof und Luzenberg, den Standorten erfolgreicher In-
dustrieunternehmen, alle voran der Benzwerke, denen es in der Nähe zur 
Innenstadt zu eng geworden war. Aufgrund des breiten politischen Rück-
halts waren auch die zahlreichen Verwaltungshürden, mit denen sich die 
ältere Genossenschaft in den Vorjahren hatte auseinandersetzen müssen, 
in der Gartenstadt deutlich schneller zu überwinden. Der Grund für die 
neuen Häuser konnten von Beginn an in Erbpacht übernommen werden, 
für Erschließungskosten übernahm die Stadt im ersten Jahr sogar großzü-

22	  StadtA MA, NL Böttger, Zug. 28/1978, Nr. 45, unbetiteltes Manuskript, Bl. 5f.
23	  Otto Moericke: Erinnerungen, Sigmaringen 1985, S. 47ff. 
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gige Kreditbürgschaften.24

Angesichts dieser positiven Entwicklungsbedingungen verwundert es 
nicht, dass die neue Genossenschaftssiedlung schnell wuchs, innerhalb 
der ersten drei Jahre konnten bereits 174 Wohneinheiten, meist in typischen 
Kleinhäusern mit ein oder zwei Wohnungen an Genossenschaftsmit-
glieder vergeben werden. Da auch der Bau- und Sparverein wie beschrie-
ben nach 1910 auf ein erweitertes politisches Netzwerk und ein dem genos-
senschaftlichen Wohnen insgesamt gewogenes Klima bauen konnte, sah 
es zu Beginn des Jahres 1914 so aus, als könnten die Wohnungsgenossen-
schaften mit einigem Optimismus in die Zukunft sehen und einen Beitrag 
zur Lösung der nach wie vor bestehenden Probleme auf dem Mannheimer 
Wohnungsmarkt leisten. Ob diese Entwicklung nun politischer Planung 
oder glücklichen Zufällen zu verdanken war, ist aufgrund der Quellenlage 
schlecht zu rekonstruieren. Festzuhalten ist jedoch, dass sie mit Ausbruch 
des Ersten Weltkriegs im August 1914 jäh endete und auch nach Ende des 
Krieges – trotz erneut vorteilhafter Rahmenbedingungen – nicht die in sie 
gesetzten Hoffnungen erfüllten. 

Strukturelle Herausforderungen während und nach dem Er-
sten Weltkrieg 
Mit Kriegsausbruch kamen sämtlich Bau- und die meisten übrigen Akti-
vitäten der beiden Genossenschaften zunächst völlig zum Erliegen. In der 
Mobilmachungsphase waren sämtliche privaten Bauprojekte zunächst 
einmal auf militärbehördliche Weisung gestoppt. Zahlreiche Probleme – 
von eingeschränktem Zugang zu Material und Transportmöglichkeiten, 
über Fachkräftemangel bis hin zur Finanzknappheit privater Bauherren – 
sorgten dafür, dass während des gesamten Krieges die Tätigkeit im zivilen 
Baubereich weitgehend ruhte. Auch die personellen und materiellen Res-
sourcen der Genossenschaften waren in Mitleidenschaft gezogen: Da kei-
ne neuen Wohnungen in Aussicht standen, fiel der Hauptanreiz zum Ein-
tritt neuer Mitglieder weg. Auch die als sicher geplanten Einnahmen aus 
den Mieten entfielen. Mitgliedsfamilien, die auf die bei Kriegsanfang 
niedrige und schlecht organisierte Kriegsunterstützung angewiesen wa-
ren, oder im Laufe des Krieges Opfer in der Familie zu beklagen hatten, 
baten entweder individuell um Stundung der Miete oder fielen unter die 
staatlich festgeschriebenen Mietobergrenzen.25 

24	  Jürgen Wennemann: Die Wohnungspolitik der Stadt Mannheim bis 1914, In: J. Rodriguez-Lores/G. Fehl (Anm. 15), 
S.279-290, hier S. 289. 
25	  Spar- und Bauverein (Anm. 18), S. 49. 
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Während der finanzielle Aufwärtstrend, den sich beide Genossenschaften 
im Vorkriegsjahrzehnt erarbeitet hatten, durch den Krieg gestoppt wurde, 
konnten sie sich – auch und gerade unter den Bedingungen der Kriegsge-
sellschaft – ideeller Unterstützung durch Stadt- und Staatsverwaltung er-
freuen, die Hoffnung auf eine positive Entwicklung nach Kriegsende 
weckte. Bei der Einrichtung der „Zentrale für Kriegsfürsorge“, in der ab 
September 1914 alle Maßnahmen der Mannheimer Sozialpolitik gebün-
delt wurden, stand das Modell der Einbeziehung möglichst vieler sozial-
politischer Akteure über Parteigrenzen hinweg, das die Wohnungsgenos-
senschaften entweder von Anfang an praktiziert oder als Reaktion auf ihre 
Anlaufschwierigkeiten entwickelt hatten, durchaus Pate.26 Teilweise han-
delte es sich sogar um die gleichen handelnden Personen, die aufgrund 
ihrer Zusammenarbeit in den Gremien der Genossenschaften vor dem 
Krieg Vorbehalte gegeneinander abgebaut hatten und so in den Organen 
der Stadtgesellschaft im Kriege schnell zu einander fanden. 
Selbst die Organisatoren der „Vaterländischen Vorträge“, wie in anderen 
Städten auch eine strikt national und protestantisch geprägte Veranstal-
tungsreihe zur Hebung der Kriegsmoral, hielten das Thema Genossen-
schaft für zweckmäßig und organisierten 1916 in der Mannheimer  
Kunsthalle eine Ausstellung zu den „Erfolgen der deutschen Baugenos-
senschaften“.
Gegen Ende des Krieges setzte die Stadtverwaltung tatsächlich einige 
Hoffnungen darauf, dass die beiden Genossenschaften ihre Bautätigkeiten 
bald wieder aufgreifen würden, da absehbar war, dass das Thema Woh-
nungsmangel nach einem Friedensschluss schnell wieder an Virulenz in 
der Stadt gewinnen würde. Haushaltsauflösungen und Familienumzüge 
im Zuge der Mobilmachung hatten zunächst eine gewisse „Entspannung“ 
auf dem Wohnungsmarkt gebracht. Bereits ab Ende des Jahres 1915 zog die 
um Arbeitskräfte werbende Kriegswirtschaft sogar neue Zuzügler an. Da 
nicht davon auszugehen war, dass diese die Stadt schlagartig verlassen 
würden, zahlreiche Eingezogene, deren Familien teilweise aufs Land aus-
gewichen waren, jedoch sicher wieder in die Stadt zurückkehren würden, 
stellte sich das durch den Krieg vertagte Problem erneut.27 
Dieses Problem teilte Mannheim mit zahlreichen deutschen Industrie-
städten und bereits die Regierung Max von Badens (1867-1929) hatte erste 
Pläne für eine reichsweite Förderung von Wohnungsbauten nach 
Kriegsende in Aussicht gestellt. Angesichts der innenpolitischen Umbrü-

26	  Jungbluth (Anm. 10), S. 88-92.
27	  Geschäftsbericht des Badischen Ministeriums des Innern für die Jahre 1913-1924, Bd. 1, S. 122 –
Verwaltungsbericht der Stadt Mannheim 1919/20, Mannheim 1920, S.7. 
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che und Wirren der frühen Weimarer Republik dauerte es bis 1920, bis 
entsprechende Mittel zur Gewährung von Baukostenzuschüssen in den 
Kommunen ankamen. Von den 6,5 Millionen Mark, die durch diese Re-
gelung in Mannheim verteilt wurden, förderte die Stadtverwaltung neben 
kleinen privaten Bauprojekten vor allem den weiteren Ausbau der Garten-
stadt sowie ihre eigenen Siedlungsprogramme „für Kinderreiche“ wie etwa 
der Reiherplatzsiedlung in Mannheim-Kärfertal.28 

Diese Verteilung verweist einerseits auf die hohe Bedeutung, die der Gar-
tenstadtgenossenschaft weiterhin seitens Stadtverwaltung zuerkannt wur-
de. Dass der ehemalige stellvertretende Vorsitzende, der Sozialdemokrat 
Richard Böttger, inzwischen das städtische Wohlfahrtsamt leitete und in 
den 1920er Jahren zum Sozialdezernenten aufstieg, schadete ihrer Sache 
sicher ebenfalls nicht. 
Mit dem Bau der Reiherplatzsiedlung trat die Stadt jedoch auch erstmals 
als eigener Akteur auf dem Wohnungsmarkt auf. Dies hatte sich zunächst 
als Notwendigkeit bei der Umstellung der Verwaltung auf Friedenszeiten 
ergeben: Der erwartete Rückkehrerstrom und die anhaltende Zuwande-
rung von Arbeitskräften nach Mannheim erfolgten wie befürchtet und 
warteten nicht auf eventuell frei werdende Reichszuschüsse, so dass die 
Stadt wenig anderes tun konnte, als in eigener Regie Notwohnungen zu 
erstellen und den städtischen Wohnungsmarkt weitgehend durch die Ein-
richtung verpflichtender Wohnungsnachweise zu zentralisieren. 

Aus der Notlösung wurde im Laufe der Weimarer Zeit jedoch ein Para-
digmenwechsel, der sowohl pragmatische als auch politische Gründe hat-
te. Mit dem Aufrücken nun auch von Sozialdemokraten in hohe Verwal-
tungsposten entsprach die ein Vierteljahrhundert zuvor geäußerte 
Einschätzung, dass Wohnungsbau keine Sache der Kommunalpolitik sei, 
nun nicht mehr der Mehrheitsmeinung in der Stadtpolitik. Aufgrund 
dieses Richtungswechsels und als Reaktion auf die sozialen Folgen des 
Kriegsendes und der Inflation kam es 1926 zur erneuten Gründung einer 
Gemeinnützige Baugesellschaft (GBG), deren Finanzierung diesmal anders 
als bei den Vorgängergesellschaften hauptsächlich von Stadt und städ-
tischer Sparkasse getragen und durch diese langfristig gesichert wurde. 

Diese bedeutete nicht das Ende und auch nur in geringem Maße eine 
Konkurrenz für genossenschaftliches Bauen und Wohnen. Beide Woh-
nungsbaugenossenschaften waren in die Stadtplanung der 1920er Jahre 
einbezogen und übernahmen mit der gartenstadtähnlichen Almenhof-

28	  Birgit Arnold: Die städtische Wohnungspolitik in der Weimarer Republik, Hg. von Christoph Popp (Anm.14), S. 
26-35, hier S. 29f.
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siedlung im Süden der Stadt sogar gemeinsam die Planung eines „eigenen“ 
Stadtteils. Neben diesem Projekt zeigten auch gemeinsame Werbekampa-
gnen für die Genossenschaftsidee oder eine gemeinsame Finanzplanung 
zur Bewältigung der Inflationsfolgen, dass die vor dem Krieg bestehenden 
ideologischen Differenzen inzwischen keinerlei Rolle mehr spielten. Die 
weitere Entwicklung der Gartenstadt und des Almenhofs zeigten, dass 
genossenschaftliches Wohnen im „roten Mannheim“ durchaus Popularität 
genoss. Dass die Baugenossenschaften nicht wie Ende des 19. Jahrhun-
derts „die einzig berufene Lösung“ für den geplagten Mannheimer Woh-
nungsmarkt bereithielten, lag zum einen an der Umorientierung der städ-
tischen Wohnungspolitik. Zum anderen setzte sich immer stärker die 
Einsicht durch, dass Bau- ebenso wie andere Genossenschaften mit einer 
sozialen, politischen und lebensweltlichen – auch die bescheidenen Mit-
gliedsbeiträge musste man sich leisten können und wollen! – Einschrän-
kung ihrer Mitgliederbasis leben mussten. 
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Barbara von Neumann-Cosel, Genossenschaftsforum e.V. 1

Bauen für die Gemeinschaft: Genossenschaftliche 
Entwicklungslinien in Berlin 

„Was wollen wir eigentlich?
Unsere besondere Aufgabe ist nicht die Lösung der Wohnungsfrage in der Masse 
und für die Masse. […] Das liegt weder in unserer Macht noch im Rahmen 
unserer eigentlichen Aufgaben. […] Eine dauernde Besserung kann nur durch 
höhere Ansprüche an den Wohnungsstandard erreicht werden. […] Es ist unsere 
vornehmste Aufgabe zu schaffen und zu zeigen, was möglich ist. […] Wir bauen 
nicht Häuser, sondern errichten Ansiedelungen, Heimstätten, die den Charakter  
eines geschlossenen Gemeinwesens in sich tragen.“2 

Dieses Zitat aus einer Mitgliederzeitung, das mittlerweile mehr als 100 
Jahre alt ist, soll für die Programmatik der Wohnungsgenossenschaften 
stehen. Diese hat sich zwar in ihren baulichen und sozialen Ausprägungen 
gewandelt, bis heute sind jedoch Grundprinzipien der mitgliederbezo-
genen Arbeit gleich geblieben. Im Folgenden wird nach einem Überblick 
zur aktuellen Bedeutung der Wohnungsgenossenschaften auf dem Berli-
ner Wohnungsmarkt, auf ihre historischen Reformansätze eingegangen, 
die in der Hauptstadt eine besondere Bandbreite aufweisen. Abschließend 
werden thesenartig Handlungsfelder für aktuelle Aktivitäten vorgestellt 
und auf genossenschaftliche Potenziale hingewiesen. 

1	  Das Berliner Genossenschaftsforum ist eine Archiv- und Forschungseinrichtung zur Geschichte und aktuellen Po-
tenzialen von Wohnungsgenossenschaften. Es wurde 1993/94 als gemeinnütziger Verein gegründet und zählt heute 33 
Berliner Wohnungsgenossenschaften sowie fördernden Institutionen und Privatpersonen zu seinen Mitgliedern. 
2	  Karl Munding, Hausblätter des Berliner Spar- und Bauvereins, 20. April 1901.
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1. Aktuelle Bedeutung von Wohnungsgenossenschaften in 
Berlin 
In Berlin existieren zurzeit über 90 Wohnungsgenossenschaften, die zu-
sammen einen Bestand von ca. 185.000 Wohnungen verwalten. Sie halten 
damit einen Marktanteil von ca. 11% am gesamten Mietwohnungsangebot 
der Stadt. Das liegt leicht über dem bundesdeutschen Marktanteil von 
knapp 10% der 2,2 Millionen Wohnungen in ca. 2.000 genossenschaft-
lichen Unternehmen. Unter dem Dach der einheitlichen Rechtsform ver-
einigt sich jedoch eine große Bandbreite an Unternehmen, die von kleinen 
Hausgenossenschaften mit nur 10 Wohnungen bis zu großen stadtteilprä-
genden Unternehmen mit bis zu 10.000 Wohnungen reicht.3 Nach ihrer 
Gründungsgeschichte lassen sie sich in drei Gruppen einteilen. Die älteste 
bilden die traditionellen Genossenschaften, die bereits in der Kaiserzeit oder 
in den frühen 1920er Jahren entstanden. Viele von ihnen sind bis heute den 
reformerischen Ansätzen ihrer Entstehungszeit verbunden und durch 
bauliche Konzepte sowie soziale Ausrichtung ihrer Mitglieder geprägt. 

Eine zweite Gruppe bilden die ehemaligen Arbeiterwohnungsbaugenossen-
schaften (AWG).4 Sie wurden nach 1954 in der DDR als eigenständiger Ty-
pus einer „sozialistischen Genossenschaft“ gegründet. Ihre Entstehung 
geht auf Forderungen nach Abkehr vom Überzentralismus der kommu-
nalen Wohnraumversorgung und Steigerung der Wohnungsproduktion 
zurück, die im Zusammenhang mit den Arbeiterunruhen um den 17. Juni 
1953 aufkamen. Dieser Genossenschaftstyp stellte eine modifizierte Form 
des Werkswohnungsbaus unter staatssozialistischen Vorzeichen dar. Fi-
nanzielle und materielle Eigenleistungen der Mitglieder, gekoppelt an be-
triebliche und gewerkschaftliche Unterstützung, sollten das System kom-
munaler Wohnungsversorgung entlasten. Zu wichtigen Impulsgebern der 
AWG-Gründungen sowie dauerhaften Förderern wurden die sogenann-
ten Trägerbetriebe mit ihren Gewerkschaftsleitungen. Nach 1990 wurden 
diese Unternehmen bundesdeutschem Genossenschaftsrecht unterstellt. 

Ein dritter Typus entwickelt sich ab den 1980er Jahren als im Zuge von 
neuen sozialen Bewegungen die genossenschaftliche Form wieder für 
selbstverwaltete Projekte attraktiv wurde. Ab den 1990er Jahren erwei-
terten Ausgründungen im Zuge der Auflagen des Altschuldenhilfe-Ge-
setzes und aus kommunalen Wohnungsbeständen die Gruppe der Neu-
gründungen. 

3	  Genossenschaftsforum e.V. (Hrsg.): Bauen, Wohnen, Leben. Das Genossenschaftsforum stellt sich vor, Berlin 2010.
4	  Vgl. Barbara von Neumann-Cosel, Renate Amann: Die AWG – Ein Genossenschaftsmodell der DDR, Genossen-
schaftsforum e.V. (Hrsg.),Berlin 2004.
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2. Genossenschaftliche Wohnreform in Berlin5 
Die ersten Wohnungsgenossenschaften entstanden zum Ende des  
19. Jahrhunderts als Reaktion auf das dramatische Wohnungselend der 
Metropolen. Vor allem Berlin, nach 1871 Hauptstadt des Deutschen Rei-
ches, wurde zum Anziehungspunkt für Tausende Arbeitssuchende vor-
nehmlich aus den ländlichen Regionen Deutschlands. Die aufstrebende 
Industriemetropole Berlin entwickelte sich mit seinen Umlandgemeinden 
zum Inbegriff der „Mietskasernenstadt“, deren Bevölkerung bis 1919 auf 
3,7 Millionen rapide anstieg. 
In dieser Epoche zählte eine gemeinnützig orientierte Wohnungspolitik 
noch nicht zum Aufgabenbereich staatlichen Handelns. Planung, Bau und 
Vermietung von Wohnungen fiel allein in die Zuständigkeit privater Un-
ternehmen und blieb damit dem „freien Spiel der Kräfte“ überlassen. Leid-
tragende waren vor allem die vom Dreiklassenwahlrecht diskriminierten 
„besitzlosen Klassen“. Sie hatten nicht nur der Vermieterwillkür keine 
Rechte entgegenzusetzen, sondern auch die viel zitierte Ungeheuerlichkeit 
der Mietskasernen mit lichtlosen Hinterhöfen, mangelnder Hygiene und 
Überbelegung zu ertragen. Die jährlich durchgeführten „Wohnungsen-
quêten“ der AOK gaben dazu schockierende Auskunft.
Die frühen genossenschaftlichen Visionen von einem „Dritten Weg“ zwi-
schen Kapitalismus und Kommunismus bewegte schon seit Mitte des 19. 
Jahrhunderts engagierte Reformer. Als Vordenker und Begründer des Ge-
nossenschaftswesens gelten die utopischen Sozialisten Charles Fourier 
(1772–1873) und Robert Owen (1771–1858). Die sogenannten Redlichen Pi-
oniere aus dem englischen Rochedale bauten ab 1844 die erste Konsumge-
nossenschaft auf, der ab 1850 eigene genossenschaftliche Produktionsbe-
triebe folgten. In Deutschland beförderte die Arbeit von Hermann 
Schulze-Delitzsch (1808–1883) den genossenschaftlichen Gedanken im 
mittelständischen-handwerklichen Bereich. Von ihm stammen auch die 
Entwürfe zum ersten Genossenschaftsgesetz, das 1867 von der preußischen 
Nationalversammlung verabschiedet wurde. Dadurch erhielten die Ge-
nossenschaften eine gesetzliche Basis und die Rechtsfähigkeit als juri-
stische Personen.
Die genossenschaftliche Idee im Wohnungswesen hat ihre Wurzeln in der 
Suche nach einer gerechten Lösung der Bodenfrage. Als früher Pionier 
auf dem Gebiet der genossenschaftlichen Hilfe gilt der Berliner Professor 
für Literaturgeschichte Victor Aimé Huber  (1800-1869). 

5	  Der Text ist eine gekürzte Fassung von:
Barbara von Neumann-Cosel, Renate Amann: Bauen für die Gemeinschaft – Genossenschaftliche Entwicklungslinien in 
Berlin, Genossenschaftsforum e.V. (Hrsg.), Berlin 2008, S. 4 – 7.
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Mit seiner christlich-konservativen Grundhaltung setzte er sich strikt von 
sozialistischen Strömungen ab. Außer der Gründung der „Berliner ge-
meinnützigen Baugesellschaft“ (später „Alexandra Stiftung“) 1848, die sich 
sogar des Wohlwollens des preußischen Königshauses versichern konnte, 
kam es jedoch in dieser Phase noch zu keinen nennenswerten Realisie-
rungen. 
Erst mit dem rapiden Wachstum Berlins im Zuge der Industrialisierung 
und besonders nach der Reichsgründung 1871 wurde der Ruf nach gemein-
nützigen Alternativen in der Wohnungsfrage dringlicher. Ausgehend von 
Genossenschaftsgründungen in anderen Wirtschaftszweigen propagierte 
nun eine wachsende Gruppe bürgerlicher, philanthropisch gesinnter Sozi-
alreformer Ideen gemeinschaftlicher Bodennutzung, um das Selbsthilfe-
prinzip auch auf den Wohnungsbau zu übertragen.

Die rechtlichen und ökonomischen Voraussetzungen dafür verbesserten 
sich ab Ende des 19. Jahrhunderts entscheidend. Einerseits erleichterte die 
Novellierung des Genossenschaftsgesetzes 1889 nun als reichsweit gültige 
Regelung mit Einführung der beschränkten Haftpflicht den Beitritt auch 
für Fördermitglieder aus begüterteren, bürgerlichen Kreisen. Andererseits 
erhielt die Finanzierungssituation Auftrieb, indem Rücklagen der von 
Bismarck initiierten Alters- und Invalidenversicherung nun auch dem Bau 
von Arbeiterwohnungen als zinsgünstige Kredite zur Verfügung gestellt 
werden konnten. Denn trotz eindrucksvoller Konzepte blieb in der Grün-
dungsphase die Suche nach Förderern und Geldgebern eine hürdenreiche 
Aufgabe und entscheidende Voraussetzung für das Gelingen der jungen 
genossenschaftlichen Projekte. 
Unter dem einheitlichen Dach der Rechtsform entwickelte sich in Berlin 
um 1900 ein breites Spektrum von Ausprägungen. Der neue Trägertypus 
Genossenschaft garantierte aufgrund seiner Mitgliederstrukturen, Förderer 
und Reformkonzepte eine breite Vielfalt, die sich auch in unterschied-
lichen Bau- und Architekturformen niederschlug. Während der ersten 
Gründungswelle zwischen 1886 und 1908 lassen sich vier Hauptrichtungen6 
unterscheiden, die sich in jeweiligen Verbandsstrukturen organisierten. 
Neben dem von Hermann Schulze-Delitzsch gegründeten Allgemeinen 
Verband der Baugenossenschaften entstand 1897 der Verband der auf der 
Grundlage des gemeinnützigen Eigentums stehenden deutschen Genossen-
schaften unter der Leitung von Heinrich Albrecht (1856–1931). Hinzu kam 
1903 der Verband deutscher Beamten-Bauvereine. 

6	  Die Einteilung folgt: Klaus Novy, Barbara  v. Neumann-Cosel, (Hrsg.) Wohnreform in Berlin, Berlin 1991, S. 9 – 
22. 
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Eigentumsorientierte Genossenschaften: Unter dem Motto „Jedermann Haus-
besitzer“ wurden am Berliner Stadtrand Erwerbshäuser errichtet, die nach 
einer Ansparzeit in das Privateigentum der Genossen übergingen. Die 
1886 gegründete Berliner Baugenossenschaft zählte in ihren Anfangszeiten 
zu diesem Typus. 

Sozialreformerische Genossenschaften: In einer Art „Reform von oben“ 
engagierten sich bürgerliche Initiatoren und Institutionen für eine Genos-
senschaftsrichtung, die sich vor allem in innenstadtnahen Lagen ansiedel-
te und den Gemeinschaftsgedanken sowie die genossenschaftliche Selbst-
verwaltung in den Mittelpunkt stellte. Als Beispiele gelten: Berliner 
Spar- und Bauverein (1892), Rixdorfer Spar- und Bauverein (1901), Vaterlän-
discher Bauverein (1902), Erbbauverein Moabit (1904), Charlottenburger Bau-
genossenschaft (1907) und Baugenossenschaft Ideal (1907). 
Oppositionelle Genossenschaften: Mit umfassenden sozialen und kultu-
rellen Reformideen, aber nur geringer finanzieller Ausstattung, schlossen 
sich lebensreformerisch orientierte Oppositionelle zusammen, die, um 
hohe Grundstückspreise zu vermeiden, oft weit vor den Toren der Stadt 
siedeln mussten. Ihre Namen waren Programm wie Baugenossenschaft Freie 
Scholle zu Berlin (1895) und Arbeiter-Baugenossenschaft Paradies (1902). 
Beamten – Wohnungs – Vereine: Zur Versorgung von Beamten und An-
gestellten öffentlicher Einrichtungen stellte der Preußische Staat 1901 die 
ersten Fördergelder für Wohnungsgenossenschaften zur Verfügung, die 
ausschließlich dieser Berufsgruppe vorbehalten waren. Baulich konnten 
hier eindrucksvolle Ergebnisse erzielt werden. Im Berliner Großraum 
wurde die drei Beamten-Wohnungs-Vereine zu Berlin (1900), Rixdorf/ Neu-
kölln (1902) sowie Köpenick (1908) gegründet. 

Nachdem die ersten gemeinnützigen Wohnungsunternehmen Kapitalge-
sellschaften darstellten, die zwar eine Gewinnbeschränkung jedoch kei-
nerlei Beteiligung für die Bewohner einräumten, schufen die neugegrün-
deten Genossenschaften deutliche Alternativen. Erst diese Form bot die 
Möglichkeit, architektonische und städtebauliche Neuerungen mit demo-
kratischer Mitsprache und lebensreformerischen Ansätzen zu verbinden. 
Hinzu kamen bauliche und finanzielle Selbsthilfeinitiativen, wie die ge-
nossenschaftlichen Spareinrichtungen, die der Eigenkapitalstärkung 
dienten. Mit dieser ganzheitlichen Sicht auf das Wohnen, das neben dem 
Planen und Bauen auch die dauerhafte Nutzung in demokratischen Struk-
turen miteinbezieht heben sich Wohnungsgenossenschaften bis heute von 
allen anderen Unternehmensformen auf dem Wohnungsmarkt ab und 
prägen das Bild des „Dritten Weges“ zwischen Eigentum und Miete. 



58

3. Thesen zur künftigen Entwicklung 
Die Qualitäten der genossenschaftlichen Unternehmen haben sich über 
Jahrzehnte bewährt, sie reagierten flexibel auf die gesellschaftlichen He-
rausforderungen. Wenn von einer Renaissance des Genossenschaftsge-
dankens gesprochen wird, so liegt das auch in der Besonderheit der Idee 
begründet, die die Utopie vom Leben in der Gemeinschaft mit dem Prag-
matismus des realen Wirtschaftslebens verbindet. Bis heute zeichnen sich 
Genossenschaften durch ihren Doppelcharakter als Wirtschaftsunterneh-
men wie auch als bewohnerorientierte Selbsthilfeeinrichtung aus. Im Fol-
genden werden Tätigkeitsfelder vorgestellt, um die Diskussion über ge-
nossenschaftliche Potenziale anzuregen. 

Nachhaltige Entwicklung des Wohnungsbestands 
Genossenschaften halten und pflegen ihren Wohnungsbestand. Grund-
sätzlich erfolgt kein Verkauf von genossenschaftlichen Wohnanlagen. Ein 
Vorteil dieser langfristigen Bestandsbewirtschaftung ist ein kostenorien-
tiertes Management der Anlagen. Energiesparende Modernisierungs-
maßnahmen werden gefördert, um die Wohnkosten auch nachhaltig be-
zahlbar zu gestalten. 
Chancen für neue Wohn- und Lebensformen 
Genossenschaften bieten Möglichkeiten zur Realisierung eines breiten 
Spektrums von Wohnformen. Beispiele dafür sind gemeinschaftliches 
Wohnen im Alter oder familienorientierte Angebote mit kindergerechten 
Ausstattungen. Zudem können Erfahrungen von experimentellen Wohn-
vorhaben einer breiteren Anwendung zugänglich gemacht werden.

Baukultur und gemeinschaftliches Bauen gehören zusammen 
Bis heute bleibt der hohe Anspruch nach einer eigenständigen Baukultur 
für das Leben in der Gemeinschaft als Herausforderung für genossen-
schaftliche Bauprojekte bestehen. Die Suche nach eigenständigen archi-
tektonischen und städtebaulichen Ausdrucksformen für das genossen-
schaftliche Bauen hat die Tradition des Reformwohnungsbaus in Berlin 
begründet. Kooperationen zwischen sozial orientierten, genossenschaft-
lichen Bauherren und engagierten Architekten schufen auch bauhistorisch 
einzigartige Wohnkomplexe. 
Demokratische Unternehmensentwicklung  
Demokratie und Mitsprache in Wohnungsgenossenschaften baut auf die  
Beteiligung der Mitglieder. Sie ist keine Selbstverständlichkeit, sondern 
benötigt Motivation und Förderung von allen Beteiligten. Sie erfordert 
auch innerhalb der genossenschaftlichen Unternehmen Wandlungs- und 
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Kommunikationsbereitschaft. Damit sichern Genossenschaften die de-
mokratische Mitsprache von Bewohnern in ihrem unmittelbaren Wohn-
quartier sowie unterstützen die Formulierung und Umsetzung des Bür-
gerwillens.
Das Quartier bestimmt die Wohnqualität 
Genossenschaftliche Aktivitäten im Wohnquartier unterstützen das nach-
barschaftliche Miteinander und fördern die soziale Stabilität. Dabei erhal-
ten siedlungsübergreifende Initiativen in Genossenschaften eine zuneh-
mende Bedeutung. Kooperationen mit sozialen und wirtschaftlichen 
Akteuren schaffen neue Netzwerke im Kiez und stärken das bürgerschaft-
liche Engagement vor Ort.
Öffentliche Förderung muss die genossenschaftlichen Potenziale 
stärken  
Die öffentlichen Fördermaßnahmen sind in der Vergangenheit nicht auf 
genossenschaftliches Gemeinschaftseigentum zugeschnitten gewesen. Es 
fehlen Kooperationsformen sowie Konzepte für organisatorische Unter-
stützung zum Beispiel bei Bauförderung und Grundstücksvergaben. Eine 
Förderung der genossenschaftlichen Form und ihrer eindeutigen Vorteile 
stärkt die Stadt und ihre Bürger. Dazu zählt insbesondere die Unterstüt-
zung von Neugründungen. Die Zeit ist reif für neue soziale Trägerformen, 
nicht nur im Berliner Wohnungsbau. Neue Genossenschaften brauchen 
jedoch organisatorische Unterstützung. Neben öffentlichen Initiativen ha-
ben sich auch Netzwerke und Kooperationsformen, beispielsweise zwi-
schen jungen und alten Genossenschaften, bewährt.
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Arnd Kluge

Regionale Genossenschaftsgeschichte am Beispiel der 
Wohnungsgenossenschaften in Hof und Umgebung 

I. Konzepte der Geschichtsschreibung über Wohnungsgenos-
senschaften 
In der Entstehungsphase des modernen Genossenschaftswesens von der 
Mitte des 19. Jahrhunderts bis etwa zum Ersten Weltkrieg war Genossen-
schaftsgeschichte noch ausschließlich Zeitgeschichte. Zeitgenössischen 
Darstellungen ging es darum, den politischen und wirtschaftlichen Zweck 
und die wirtschaftliche Funktionsfähigkeit und –weise der Genossen-
schaften zu diskutieren, Anleitung zur Gründung und Geschäftsführung 
zu geben und dabei vielleicht für ein bestimmtes System zu werben. Hans 
Crüger, führendes Mitglied des Schulze-Delitzsch’schen Allgemeinen 
Verbandes, untersuchte 1892 die deutschen Wohnungsgenossenschaften 
noch allein unter Systemaspekten. Ob Einfamilien- oder Mietshäuser zu 
bauen seien, ob die beschränkte oder die unbeschränkte Haftpflicht zu 
wählen und wie die Finanzierung sicherzustellen sei, interessierte ihn.1 

Willy Wygodzinski, ein Professor für Volkswirtschaftslehre, reihte 1911 
die Wohnungsgenossenschaften unter die Konsumentengenossenschaften 
ein. Für ihn standen die Bedürfnisfrage – zu wenige, zu teure und zu 
schlechte Wohnungen in den Städten – und der Aufschwung der Woh-
nungsgenossenschaften nach 1889 dank der Aufhebung des Sozialistenge-
setzes, der Einführung der beschränkten Haftpflicht und dem Alters- und 
Invaliditätsversicherungsgesetz im Mittelpunkt. Auch zu den Systemfra-
gen und zur Finanzierung nahm er Stellung.2 Robert Deumer, der 1919 
eine Gesamtdarstellung des deutschen Genossenschaftswesens veröffent-

1	  Hans Crüger: Die Erwerbs- und Wirthschafths-Genossenschaften in den einzelnen Ländern, Jena 1892, S. 220-
226.
2	  Willy Wygodzinski: Das Genossenschaftswesen in Deutschland, Leipzig/Berlin 1911, S. 223-232.
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lichte, betonte ebenfalls die wirtschaftlichen Probleme3 Diese Linie, die 
Konzentration auf wirtschaftliche Aspekte, kann bis in die neuere Litera-
tur gezogen werden. Gunther Aschhoff und Eckart Henningsen stellen in 
ihrer Darstellung des deutschen Genossenschaftswesens im Auftrag der 
genossenschaftlichen Zentralbank (früher DG-Bank, heute DZ-Bank) 
neben der Betriebswirtschaft die volkswirtschaftliche Bedeutung der 
Wohnungsgenossenschaften dar. Systemstreitigkeiten spielen seit den 
1920er Jahren keine Rolle mehr. Anstelle dessen wird auf das entwickelte 
Verbandswesen eingegangen.4 

Helmut Faust, auch er Mitarbeiter der DG Bank, erweiterte die klassische 
Sichtweise um eine ideengeschichtliche Perspektive. Dabei knüpfte er an 
Arbeiten Ernst Grünfelds, eines Professors für Volkswirtschaftslehre an 
der Universität Halle, an, der die Einheit des Genossenschaftswesens in 
dessen geistigen Wurzeln verkörpert sah.5 Faust schrieb die bislang aus-
führlichste deutsche Genossenschaftsgeschichte. Bereits in den 1950er 
Jahren konzipiert, wurde sie noch in den 1980er Jahren vertrieben. Für 
Faust war die Sozialgeschichte, der er die Genossenschaftsgeschichte zu-
rechnete, durch den „Vorrang der Ideen vor den Realitäten in besonderer 
Weise“6 gekennzeichnet. Er fasste die Genossenschaftsgeschichte als eine 
Aufeinanderfolge großer Ideen auf, die von großen Männern umgesetzt 
wurden, mit einigen realgeschichtlichen Einsprengseln. In seiner Schilde-
rung der Wohnungsgenossenschaften behielt er den klassischen Gang 
durch die Geschichte bei und ergänzte ihn durch zahlreiche Kurzbiogra-
fien und einen Ausblick auf die „soziale Komponente“. Darunter verstand er 
die sozialen Wirkungen des genossenschaftlichen Wohnungsbaus, Ge-
meinschaftseinrichtungen für die Mitglieder und die Verbreitung eines 
spezifischen Genossenschaftsgeistes, der zu Gemeinschaftsbildung in und 
moralischer Bindung an Wohnungsgenossenschaften geführt habe.7 Fausts 
Gliederung von der Bedürfnisfrage über die geistigen „Väter“, die Vorläu-
fer und ersten Gründungen, die Systemstreitigkeiten, die Aufschwung-
phase, die Verbandsbildung und die weitere wirtschaftliche Entwicklung 
bis zur Gegenwart wurde stilbildend für viele Werke zur Genossenschafts-
geschichte. 

3	  Robert Deumer: Das deutsche Genossenschaftswesen, 2. Teil, Berlin/Leipzig 1919, S. 148-157.
4	  Gunther Aschhoff/Eckart Henningsen: Das deutsche Genossenschaftswesen. Entwicklung, Struktur, wirtschaftliches 
Potential (= Veröffentlichungen der DG Bank Deutsche Genossenschaftsbank, 15), 2. Aufl. Frankfurt am Main 1995, S. 
136-145. In dieser Diktion auch Herbert Lindmayer: Die Entwicklung der bayerischen Wohnungsbaugenossenschaften, in: 
Beiträge zur Genossenschaftsgeschichte (= Schriftenreihe zur Genossenschaftsgeschichte, 6), München 2003, S. 180-191.
5	  Ernst Grünfeld: Das Genossenschaftswesen, volkswirtschaftlich und soziologisch betrachtet (= Handbuch des Genos-
senschaftswesens, 1), Halberstadt 1928, insbesondere S. 51-103, hier S. 14ff.
6	  Helmut Faust: Geschichte der Genossenschaftsbewegung. Ursprung und Aufbruch der Genossenschaftsbewegung in 
England, Frankreich und Deutschland sowie ihre weitere Entwicklung im deutschen Sprachraum, 3. Aufl. Frankfurt am 
Main 1977, S. 9.
7	  Ebd., vor allem S. 504-535, insbesondere S. 534f. 
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Die wissenschaftliche Forschung zur deutschen Genossenschaftsgeschich-
te ist an den Genossenschaftsinstituten der Universitäten konzentriert. 
Dort werden hauptsächlich aktuelle Fragen der Wirtschafts- und Rechts-
wissenschaften diskutiert, während historische Themen nur gelegentlich 
behandelt werden. Sporadisch wird auch außerhalb dieser Institute über 
Genossenschaftsgeschichte geforscht. Der wohl bedeutendste Universi-
tätsforscher zur Geschichte der Wohnungsgenossenschaften war nach 1945 
Klaus Novy, ein Volkswirt und Professor für Bauökonomie. Novy wollte 
geschichtliche Erfahrungen für eine umfassende Wohnreform und genos-
senschaftliche Neugründungen fruchtbar machen und erinnerte an ver-
schüttete Traditionen in der Arbeiterbewegung. Obwohl er „von unten“ 
auf die Genossenschaftsgeschichte blickte statt wie Faust „von oben“, legte 
auch er viel Wert auf die Ideengeschichte. Die Beziehung der Genossen-
schaften zum Staat, die für die Arbeiterbewegung oft schmerzhaft war, 
thematisierte er ausführlich.8 In Fortführung von Fausts und Novys An-
sätzen fertigte Claus Bernet eine Dissertation über die Kultureinrich-
tungen einer großen Berliner Wohnungsgenossenschaft an.9 

Innovative Ansätze gingen in den 1990er Jahren von Festschriften für ein-
zelne Wohnungsgenossenschaften aus. Diese integrierten Fragen der All-
tags- und Mentalitätsgeschichte und Methoden der „Oral History“ in die 
Geschichtsschreibung der Wohnungsgenossenschaften.10 

Nachdem die Tatsache, dass sich historische Ereignisse und Entwick-
lungen häufig weder in Gemeinden noch in Ländern oder Staaten, son-
dern in Geschichtslandschaften oder Regionen abspielen, wieder stärker 
in das Bewusstsein getreten ist, entwickelte sich mit der Regionalgeschich-
te ein neuer Forschungszweig der Geschichtswissenschaft zwischen Hei-
mat- und Landesgeschichte. Da Großstädte wie Regionen angesehen  
werden können, führte eine Verbindung von der Stadt- zur Regionalge-
schichte. Auch in der Geschichtsschreibung der Wohnungsgenossen-
schaften schlug sich dieser Trend nieder; für Köln und Berlin wurden  

8	  Klaus Novy: Genossenschafts-Bewegung. Zur Geschichte und Zukunft der Wohnreform, Berlin 1983. - Klaus Novy/
Michael Prinz: Illustrierte Geschichte der Gemeinwirtschaft. Wirtschaftliche Selbsthilfe in der Arbeiterbewegung von den 
Anfängen bis 1945, Berlin/Bonn 1985. 
9	  Claus Bernet: Kultureinrichtungen der Bau- und Wohnungsgenossenschaften vom Kaiserreich bis zum Nationalsozi-
alismus. Am Beispiel des Berliner Spar- und Bauvereins (1871-1945) (= Marburger Schriften zum Genossenschaftswesen, 
105), Göttingen 2008. 
10	  Vgl. z.B. Karl-Peter Ellerbrock: 1897-1997. 100 Jahre Hörder Spar- und Bauverein. 100 Jahre GWS. Ein Beitrag zur 
Sozialgeschichte des genossenschaftlichen Wohnungsbaus in Deutschland, Dortmund 1997. - Erich Schmidt/Iris Wigger: 
Wohn(t)räume. 75 Jahre Gemeinnützige Baugenossenschaft Hamburg-Nordost, Hamburg o.J. (1997). - Claudia Müller-
Ebeling: Berne damals. Geschichte und Geschichten einer Hamburger Gartenstadt-Siedlung, Hamburg 1994. - Oliver 
Rathkolb: 100 Jahre „Wien-Süd“. 100 Jahre im Dienste des sozialen Wohnungsbaus. Die Geschichte der Gemeinnützigen 
Bau- und Wohnungsgenossenschaft, Wien 2010. 
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Gesamtdarstellungen versucht.11 Während die Geschichte der Wohnungs-
genossenschaften bisher als eine Geschichte der Städte aufgefasst wurde, 
zeigen neuere Untersuchungen, dass es auch auf dem Land beachtens-
werte Leistungen der Wohnungsgenossenschaften gegeben hat.12 

Der Autor dieser Zeilen hat eine Untersuchung über die Genossenschaften 
einer Region vorgelegt, die versucht, sämtliche Genossenschaften des Ge-
bietes zu erfassen.13 Ideengeschichtliche und biografische Themen wie 
auch die Entwicklung des genossenschaftlichen Verbundes spielen dabei 
eine untergeordnete Rolle. Ebenso wie die großen Fragen von Wirtschaft 
und Politik werden sie lediglich zur Kenntnis genommen, wenn es darum 
geht, ihren Einfluss auf die regionale Entwicklung abzuschätzen. Auch 
Fragen der Alltagsgeschichte werden nur gestreift, auf Oral History wird 
aus Gründen der Arbeitsökonomie zugunsten schriftlicher Quellen (vor 
allem aus staatlichen und kommunalen Archiven) verzichtet. Der regio-
nalgeschichtliche Zugriff hat vielmehr spezifische Qualitäten, die sich so-
wohl von Gesamtdarstellungen und Verbandsgeschichten auf der einen als 
auch von Festschriften auf der anderen Seite unterscheiden. Sie liefert den 
Menschen in der Region Bausteine ihrer Identität (und festigt auf diese 
Weise das Heimatbewusstsein) und den Heimatforschern eine sichere Da-
tengrundlage für ihre Ortschroniken. Annahmen über die Mentalität der 
Bevölkerung werden von Fehldeutungen befreit. Indem die regionalen 
Vorgänge detailliert untersucht werden, lassen sich Fehlannahmen der 
„großen“ Genossenschaftsgeschichtsschreibung korrigieren. Die Einbe-
ziehung aller Genossenschaftsarten in die Untersuchung gibt Hinweise 
darauf, wie intensiv die Zusammenarbeit innerhalb der Genossenschafts-
bewegung war. 

II. Zur Geschichte der Wohnungsgenossenschaften  
der Hofer Region 
1. Voraussetzungen für die Gründung von Wohnungsgenossenschaften 
Eines der ältesten Gewerbegebiete Bayerns ist die Hofer Region, in Nord-
ostoberfranken an der Grenze zu Thüringen, Sachsen und Böhmen gele-

11	  Wohnreform in Köln. Geschichte der Baugenossenschaften. Hrsg. von Klaus Novy, Köln 1986. - Bauen für die Ge-
meinschaft. Genossenschaftliche Entwicklungslinien in Berlin.Hrsg. vom Genossenschaftsforum e.V. Berlin 2008.
12	  Vgl. Hansjörg Bach: Wohnungsbaugenossenschaften in der Oberpfalz. Die Entwicklung der Wohnungsbaugenossen-
schaften und –vereine in der Oberpfalz und ihr Beitrag zur Wohnraumversorgung, Regensburg 1999. Auf die schlechten 
Wohnverhältnisse der Landbevölkerung wies schon Ernst Grünfeld hin, indes ohne diesen Gedanken auszuführen. Vgl. 
Grünfeld (wie Anm. 5), S. 329. 
13	  Arnd Kluge: Die Genossenschaften der Hofer Region seit Mitte des 19. Jahrhunderts (= 59. Bericht des Nordoberfrän-
kischen Vereins für Natur-, Geschichts- und Landeskunde), Hof 2010.
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gen.14 Das Gebiet ist von Mittelgebirgen geprägt und hat wegen der Bo-
den- und Klimaverhältnisse eine wenig ertragreiche Landwirtschaft ohne 
Großbauern. Schon im Spätmittelalter wurde nach gewerblichen Zusatz-
einkünften gesucht. Neben der Holzwirtschaft mit Flößerei und einem 
zeitweise blühenden Bergbau war vor allem das Textilgewerbe auf Wolle 
und Baumwolle verbreitet, aus dem nach dem Eisenbahnanschluss im Jahr 
1848 eine Textilindustrie wurde, die bis in die 1980er Jahre das Wirtschafts-
leben der Region bestimmte. Nach 1880 wanderte die Industrie auch auf 
das Land. Etwas später und schwächer als die Textil- etablierte sich die 
Porzellanindustrie. Erst in der jüngeren Vergangenheit kam es zur Diver-
sifizierung der Wirtschaftsstruktur, nachdem Textil- und Porzellanindu-
strie erheblich geschrumpft waren. 

Für unser Thema sind zwei Folgerungen wichtig. Zum einen machte die 
gewerbliche Durchdringung und Urbanisierung der Region vor Dörfern 
nicht Halt: Typisch sind Industriedörfer mit Fabriken und einer stadtähn-
lichen Bebauung. Wohnungsgenossenschaften finden sich ebenfalls auf 
dem Land. Zum anderen sind seit der mittelalterlichen Landnahme ein 
bescheidener Lebensstandard und ein niedriges Wohnniveau charakteri-
stisch. 

2. Vorläufer und erste Gründungen 
Während sich die Region an der Gründung von Genossenschaftsbanken 
(in den Jahren 1865/66) und Konsumgenossenschaften (ab 1868) früh betei-
ligte, kam es erst spät zur Gründung von Wohnungsgenossenschaften. 
Das ökonomische Bedürfnis genügte nicht, es fehlte der politische Wille. 
Obwohl die bayerische Regierung schon 1854 für das Berliner Modell des 
Konservativen Victor Aimé Huber plädierte, das eine Aktiengesellschaft 
der Bauherren mit einer Genossenschaft der Mieter kombinierte, geschah 
lange Zeit nichts. Auch als es nach 1889 in ganz Deutschland zum Auf-
schwung der Wohnungsgenossenschaften kam, blieb die Hofer Region 
passiv. Zu groß war der Widerstand der privaten Hauseigentümer, die kei-
ne Konkurrenz wünschten, und der Fabrikherren, die andere gesellschafts-
politische Vorstellungen vertraten. Diese Kreise beherrschten die kommu-
nalen Selbstverwaltungsgremien. 
Die Stadt Hof wies das Ansinnen der bayerischen Regierung aus dem Jahr 
1854, Wohnungsgenossenschaften zu errichten, schroff zurück. Die Hälfte 
aller Einwohner besitze ein eigenes Haus, und viele Hofer Arbeiter pen-
delten von ihrem Wohnsitz auf dem Land zur Arbeit in die Stadt. „Auch 

14	  Die folgenden Ausführungen stützen sich, sofern nicht anders angegeben, auf Kluge (wie Anm. 13), insbesondere S. 
112-146, 156f, 163-167, 169f, 198ff. Weitere Belegstellen siehe dort. 
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finden ordentliche Leute dahier stets gute und billige Quartiere, so daß also ein 
Bedürfniß zur Errichtung von Genossenschaftshäusern nicht vorhanden ist,“ 
schrieb man der Regierung. Außerdem verlangten die bayerischen Bau-
vorschriften eine besonders solide und schmuckvolle, d.h. teure Bauweise, 
weshalb sich Mietshäuser grundsätzlich nicht rentieren könnten. Stattdes-
sen empfahl der Magistrat den genossenschaftlichen Einkauf von Viktua-
lien, also Konsumgenossenschaften.15 

Der Magistrat geriet in eine peinliche Situation, als kurze Zeit später die 
Mechanische Baumwollspinnerei, der erste industrielle Großbetrieb, den 
Wunsch äußerte, ein Arbeiterwohnhaus für ihre Beschäftigten zu bauen. 
Der Magistrat beeilte sich, nochmals der Regierung zu schreiben und zu 
versichern, er habe davon nichts gewusst. Obwohl das Bedürfnis nach 
Wohnraum für die Arbeiterschaft nicht mehr geleugnet werden konnte, 
bekräftigte der Magistrat seine Position und befürwortete das Anliegen 
der Mechanischen Baumwollspinnerei, denn es „kann dieselbe eine ganz an-
dere Controlle über die Arbeiter halten“ 16 als eine unabhängige Genossen-
schaft. Die Hofer Textilindustrie baute für ihre Arbeiter bis 1913 mehr als 
450 Wohnungen, ohne die sie nicht im benötigten Umfang Personal be-
kommen hätte. Obwohl man sich im Jahr 1909 endlich zur Gründung ei-
ner Baugenossenschaft bequemte, erlahmte der Widerstand bis zum Ende 
des Kaiserreichs nicht: Für die ersten Kredite der Baugenossenschaft haf-
tete die Stadt nicht. Einige wohlhabende Aufsichtsräte der Genossen-
schaft mussten mit ihrem Privatvermögen einspringen! 

In Orten der Umgebung war die Situation nicht immer so verkrampft. 
Teilweise ergriffen Gewerkschaften die Initiative, oder die Kommerzien-
räte nahmen die Sache in die Hand. Sie sahen ein, dass Wohnungsgenos-
senschaften geeignete Instrumente waren, um Personal für ihre Werke zu 
rekrutieren, und zwar sowohl Arbeiter als auch Angestellte bis zum mitt-
leren Management. Genossenschaften waren für sie Werkswohnungsbau 
in einer speziellen Rechtsform, der die Bilanzen des Unternehmens nicht 
belastete und Geldquellen erschloss, die einem unternehmenseigenen 
Wohnungsbau nicht zur Verfügung standen. In der Kleinstadt Münch-
berg argumentierte man, dass es der Stadt schade, wenn die Arbeiter der 
Fabriken im Umland wohnten, da dies den Umsatz der Münchberger Ge-
werbetreibenden schmälere und die Gefahr bestehe, den Nachbargemein-
den nach dem Umlagegesetz Teile der Gewerbesteuereinnahmen abtreten 
zu müssen.

15	  Staatsarchiv Bamberg, K 3 Präsidialregistratur/722, Schreiben des Magistrats der Stadt Hof an die Regierung von 
Oberfranken vom 5.3.1855.
16	  Staatsarchiv Bamberg, K 3 Präsidialregistratur/722, Schreiben des Magistrats der Stadt Hof an die Regierung von 
Oberfranken vom 16.3.1855.
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Den Durchbruch erfuhren die Wohnungsgenossenschaften in der Hofer 
Region, als der Staat sich ihrer für seine Mitarbeiter bediente. „Ein Gesetz 
von 1895 stellte staatliche Hilfen für den Bau von Mietwohnungen für Staatsbe-
dienstete bereit, woraufhin einzelne Ministerien sowie Post- und Eisenbahn-
verwaltungen in größerem Umfang Dienstwohnungen zur Miete bauten.“17 
Seit 1898 versah die bayerische Eisenbahnverwaltung alle größeren Eisen-
bahnknoten mit Wohnungsgenossenschaften für ihre Bediensteten. Im 
Jahr 1900 entstand der Bau- und Sparverein Hof für Bedienstete der staat-
lichen Eisenbahnen. Später folgten in der Region zwei weitere Wohnungs-
genossenschaften für Eisenbahner und zwei für Postler. Die große Zahl 
schlecht bezahlter Mitarbeiter von Bahn und Post machte umfangreiche 
betriebliche Sozialeinrichtungen nötig. Die Initiative des Staates zeigte 
dem hartnäckigsten Zweifler, dass von Wohnungsgenossenschaften keine 
Gefahr für die bestehende Gesellschaftsordnung ausging. In Hof setzten 
sich nun die Nationalliberalen an die Spitze der Bewegung und sorgten 
dafür, dass endlich 1909 eine allgemeine Baugenossenschaft errichtet wur-
de. Nach dem Hofer Vorbild gründeten sich Wohnungsgenossenschaften 
in den Jahren 1909 bis 1914 in den gewerblichen Hauptorten der Region. In 
den wenigen verbleibenden Jahren des Kaiserreichs blieb deren Geschäfts-
tätigkeit aber geringfügig. Bevor sie sich entfalten konnten, begann der 
Erste Weltkrieg, in dem ein Baustopp verhängt wurde. 

3. Wirtschaftliche und politisch induzierte Entwicklung der Unter-
nehmen 
Zu Beginn der Weimarer Republik änderte sich nicht allein das politische 
Klima zugunsten der Wohnungsgenossenschaften. Auch die wirtschaft-
lichen Bedingungen verbesserten sich dank der Mietzinssteuer, deren Er-
träge für Zuschüsse zu Neubauten verwendet wurden. Überall im Genos-
senschaftswesen kam es jetzt zu einem Gründungsboom. Von 1919 bis 1928 
wurden in der Hofer Region beinahe flächendeckend Wohnungsgenos-
senschaften errichtet; nur noch in Einzelfällen gab es Widerstand gegen 
sie, etwa wenn in dem noch ganz landwirtschaftlich geprägten Dorf Kö-
ditz die Bauern gegen eine Initiative von Kriegsbeschädigten opponierten, 
weil sie keinen Zuzug „ortsfremder, radikaler Personen“ 18 wünschten. Die 
Bauaktivitäten der Genossenschaften intensivierten sich; trotzdem blieben 
sie auf dem Wohnungsmarkt eine Randerscheinung. Weltwirtschaftskrise 
und Nationalsozialismus verringerten die Zahl der Mitglieder aus wirt-
schaftlichen und politischen Gründen und behinderten die Bautätigkeit, 
die im Zweiten Weltkrieg völlig einschlief. Die Nationalsozialisten be-

17	  Vgl. Bernd Fuhrmann u.a.: Geschichte des Wohnens. Vom Mittelalter bis heute, Darmstadt 2008, S. 126.
18	  Staatsarchiv Bamberg, K 11/4765, Schreiben des Bezirksamtes Hof an die Regierung von Oberfranken vom 1.3.1921. 



68

mühten sich mit Hilfe der sogenannten Gemeinnützigkeitsverordnung 
von 1930, Wohnungsgenossenschaften zur Fusion zu zwingen, um deren 
Wirtschaftlichkeit zu erhöhen und Personal für den Kriegseinsatz freizu-
machen. Diese Verordnung verlangte, dass ein gemeinnütziges Woh-
nungsunternehmen „einem Bedürfnis entsprechen“ müsse, eine dehnbare 
Klausel.19 Allerdings hatten die Machthaber nur begrenzten Erfolg: Wenn 
eine Genossenschaft den Kreisleiter der NSDAP für sich gewinnen konn-
te, der in derselben Stadt wohnte, oder einfach auf Zeit spielte, hatte sie 
gute Chancen zu überleben. Vor radikalen Maßnahmen gegen Woh-
nungsgenossenschaften schreckte das Regime zurück, da die Genossen-
schaften auf dem Wohnungsmarkt gebraucht wurden und keine politische 
Opposition waren; außerdem beschäftigte der Krieg die Verwaltung mit 
Dringenderem. 
Die große Zeit der Wohnungsgenossenschaften begann nach der Wäh-
rungsreform von 1948; sie wurden Teil des Sozialen Wohnungsbaus und 
mit zahllosen Zuschuss- und Kreditprogrammen unterstützt. Einzelne 
Wohnungsgenossenschaften wurden in Orten gegründet, in denen sich 
besonders viele Vertriebene niederließen. In den 1950er Jahren wurden 
mehr Genossenschaftswohnungen errichtet als je zuvor. Die Baugenos-
senschaft Hof baute in den vier Jahren 1950 bis 1953 etwa so viele Woh-
nungen wie in den vier Jahrzehnten vorher. In einzelnen Fällen wurde die 
Entfaltung der örtlichen Genossenschaften durch die Gründung einer 
kommunalen gemeinnützigen Wohnungsgesellschaft beeinträchtigt, die 
bei der Vergabe von Fördermitteln bevorzugt wurde. In Hof war das nicht 
der Fall, weshalb die Baugenossenschaft Hof heute mit mehr als 3.700 
Wohnungen die größte Wohnungsgenossenschaft Bayerns ist und eine der 
wenigen, die noch neu bauen. Sie hat in Hof einen Anteil am Mietwoh-
nungsmarkt von rund einem Viertel. Ein Stadtviertel ist nach ihr be-
nannt.

Nach der Reform der Wohnungsgemeinnützigkeit beschränken sich die 
meisten Genossenschaften seit 1991 auf die Verwaltung und Modernisie-
rung ihres Bestandes. Die Postbaugenossenschaft Hof mit immerhin mehr 
als 200 Wohnungen fusionierte mit der Baugenossenschaft Hof, weil man 
sich auf einem schrumpfenden Wohnungsmarkt mit einer ehrenamtlichen 
Leitung nicht mehr stark genug fühlte. Von 31 Gründungen überlebten bis 
zur Gegenwart neun Genossenschaften. Fast alle haben momentan mit 
Leerständen und einem Modernisierungsrückstand zu tun, der sich ange-
sichts der sinkenden Nachfrage nach Wohnraum schmerzhaft bemerkbar 

19	  Teil 7, Kapitel III der Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen vom 1.12.1930, 
RGBl. I 1930, S. 593-598, hier § 15. 
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macht. Die Bevölkerungszahl der Region geht rasant zurück, die Region 
altert noch schneller als andere. Eine weitere Schrumpfung des Woh-
nungsmarktes ist abzusehen, auch wenn Studenten der Hofer Fachhoch-
schule seit 1994 zur neuen Zielgruppe wurden. Auf dem Markt der Alten-
hilfe können sich die Wohnungsgenossenschaften der Hofer Region kaum 
tummeln, da dieser von anderen Anbietern bereits besetzt ist. Sie versu-
chen allerdings, ihre Bewohner durch Hausmeisterdienste und Nachbar-
schaftshilfen möglichst lange zu halten. 

III. Ergebnisse und weiterführende Fragen  (gefolgt von Auf-
zählung 1-12)
1. Quantitative Effekte auf den Wohnungsmarkt: Die Wohnungsgenos-
senschaften haben das Wohnungsangebot in der Region quantitativ er-
höht und eine wesentliche Verbesserung der Situation erreicht. Davon 
profitierten nicht allein die Bewohner der Genossenschaftshäuser, sondern 
alle Kunden auf dem regionalen Wohnungsmarkt. Diese Erfolge traten 
allerdings erst nach 1948 ein, als sich der Staat in der Notsituation der 
Nachkriegsjahre und im Geiste der Sozialen Marktwirtschaft über die 
Bedenken von Genossenschaftsgegnern hinwegsetzte. 
2. Qualitative Verbesserungen am Mietwohnungsmarkt: In qualitativer 
Hinsicht ist das Urteil zwiespältig. Die meisten Kredit- und Zuschusspro-
gramme der öffentlichen Hand hatten zur Bedingung, dass Genossen-
schaftswohnungen klein und schlicht gehalten wurden. Wenn heute von 
einem Modernisierungsrückstand der Wohnungsgenossenschaften ge-
sprochen wird, so ist dies vor allem darauf zurückzuführen. Man legte 
mehr Wert auf eine ausreichende Grundversorgung der Bevölkerung mit 
Wohnraum als auf eine hohe Qualität. Andererseits ist festzustellen, dass 
die Genossenschaften von Beginn an versuchten, durch pfiffige Grund-
risse und die Ausstattung der Wohnungen positive Akzente zu setzen. 
Die Baugenossenschaft Hof stattete ihre Wohnungen mit Loggien, Toi-
letten und fließendem Wasser aus, als dies im privaten Wohnungsbau 
noch lange nicht üblich war. Einige Beispiele großartiger moderner Ge-
nossenschaftsarchitekturen wurden in der Literatur hervorgehoben,20 eine 
Architekturgeschichte der Wohnungsgenossenschaften, die den Normal-
fall darstellt, ist jedoch noch nicht geschrieben. 

3. Verbesserung der Mietverhältnisse: Gelegentlich erwähnt, aber kaum 

20	  Renate Amann: Genossenschaftliche Wohnanlagen von Messel und Taut. Zur Wiederentdeckung baulicher und kul-
tureller Höhepunkte der Berliner Bau- und Wohnungsgenossenschaft von 1892 eG, Berlin 2004.
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untersucht wurde der Einfluss der Wohnungsgenossenschaften auf die 
Rechtsverhältnisse auf dem Wohnungsmarkt. Bevor sich ein Mieter-
schutzrecht ausbildete, waren die Genossenschaften die ersten Anbieter, 
die mit der Unkündbarkeit ihrer Wohnungen dem Mietnomadentum ent-
gegen traten, das seinerzeit weit verbreitet war. 

4. Wohnreform: Vom Gedankengut der Wohnreform ist in der Hofer Re-
gion wenig angekommen. Kleine Wohnungsgenossenschaften, wie sie für 
die Region typisch sind, hatten wenig Anlass und Mittel, ihren Mitglie-
dern Zusatzangebote zu machen, die über die Bereitstellung von Woh-
nungen, Garagen, Spielplätzen und Einkaufsmöglichkeiten hinausgehen. 
Sie legten Wert auf großzügig bemessene Gartenflächen, was für viele 
Mitglieder notwendig war, damit sie sich mit Gemüse, Obst und Fleisch 
versorgen konnten. Einen Reformanspruch darf man dahinter nicht ver-
muten. Anders als in Großstädten ist es in der Hofer Region nicht erfor-
derlich, „grüne Lungen“ oder Erholungslandschaften vorzusehen, weil es 
kaum jemand weit bis zum agrarisch geprägten Ortsrand hat. Als in den 
1960er Jahren die Kleingärten der Mieter immer weniger gepflegt wurden, 
wandelte man die Flächen in öffentliche Grünanlagen mit Kinderspiel-
plätzen um, auf die man heute sehr stolz ist. Außerdem errichteten Woh-
nungsgenossenschaften Wirtshäuser für ihre Bewohner und veranstalteten 
Quartierfeste. 

5. Verhältnis zum Staat: Der Staat förderte nicht allein die punktuellen 
Initiativen des Konservativen Huber, er bemühte sich darüber hinaus um 
eine flächendeckende Verbesserung der Wohnsituation, jedoch zunächst 
oft vergeblich. Der Widerstand kommunaler Gremien war bis zum Ersten 
Weltkrieg häufig nicht zu überwinden. Noch in der Weimarer Republik 
gab es Gemeinden, die Wohnungsgenossenschaften ablehnten, obwohl 
sich das politische Klima seit 1918 zugunsten der Genossenschaften ge-
wandelt hatte. Die Stellung der Gemeinden zu Wohnungsgenossen-
schaften war uneinheitlich und offenbar stark von persönlichen Gegeben-
heiten abhängig. 
6. Systemstreit: Die Auseinandersetzungen innerhalb des Genossen-
schaftswesens um die Einführung der beschränkten Haftpflicht im Ge-
nossenschaftsgesetz von 1889 waren, wie das Hofer Beispiel zeigt, irrefüh-
rend. Weder die beschränkte Haftpflicht noch die bessere Kreditversorgung 
dank der Mittel der Sozialversicherung wirkten sich positiv aus, sofern 
politischer Widerstand geleistet wurde. Noch Jahrzehnte nach der Ge-
setzesänderung gab es Genossenschaften mit unbeschränkter Haftpflicht. 
Die Durchsetzung der beschränkten Haftpflicht scheint weniger einem 
unabweisbaren ökonomischen Bedürfnis als dem Drängen der Verbände 
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geschuldet gewesen zu sein, die Einheitlichkeit und Modernität wünschten. 
Wohnungsgenossenschaften nahmen die Erleichterung, die der Gesetzge-
ber ihnen zur Verfügung stellte, gern an, ohne dass sie darauf angewiesen 
gewesen wären. 
7. Bedeutung ländlicher Gebiete: Der Fokus der Betrachtung lag bislang 
bei den Wohnungsgenossenschaften der Städte. Dem liegt die Ansicht 
zugrunde, die stark wachsenden Städte der Industrialisierung hätten be-
sonders schlechte Wohnbedingungen gehabt. Das Hofer Beispiel zeigt, 
dass auch in Kleinstädten und Dörfern Wohnungsgenossenschaften ihren 
Platz fanden. Diese kleinen Genossenschaften sind fast alle wieder ver-
schwunden, weil sie Fusionen, politischem Druck oder wirtschaftlichen 
Schieflagen zum Opfer fielen. In der Weimarer Republik und nach 1948 
spielten sie jedoch zeitweise eine bedeutende Rolle. 

8. Zusammenarbeit mit anderen Genossenschaftsarten: Die Untersuchung 
der Hofer Region bestätigt die traditionelle Geschichtsforschung, die nach 
Genossenschaftsarten getrennt vorgeht. Die Zusammenarbeit zwischen 
den verschiedenen Genossenschaftsarten war zu keinem Zeitpunkt sub-
stantiell, von einer einheitlichen Genossenschaftsbewegung kann man 
nicht sprechen, sondern lediglich von einer Anzahl nebeneinander (und 
teilweise gegeneinander) operierender Bewegungen. Wohnungsgenossen-
schaften hatten Konten bei Volks- oder Raiffeisenbanken und richteten in 
ihren Häusern Läden für Konsumgenossenschaften ein. Sie arbeiteten 
aber auch mit anderen Banken (vor allem Sparkassen) und privaten Ein-
zelhändlern zusammen, sodass eine Affinität zu genossenschaftlichen 
Partnern schwer auszumachen ist. 
9. Soziale Integrationsfunktion: Wohnungsgenossenschaften sind immer 
schon für Zuwanderer zuständig gewesen, denn Industrialisierung und 
Urbanisierung stützten sich neben dem Geburtenüberschuss auf Zuwan-
derung. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden sie zu Integrationsinstanzen 
für Vertriebene und Flüchtlinge, Gastarbeiter, Asylanten und Spätaus-
siedler. Die Frage, welche Leistungen für die Gesellschaft die Genossen-
schaften durch die Integration von Zuwanderern erbracht haben, ist bis-
lang nicht hinreichend beantwortet worden. Hier könnten soziologische 
Methoden einschließlich Befragungen weiterhelfen. 

10. Milieugebundenheit der Bewohner: Bewohner von Wohnungsgenos-
senschaften gehören – zumindest in Hof – typischerweise der Arbeiter-
schaft und dem Kleinbürgertum an, während man die Extreme der sozi-
alen Schichtung kaum findet. Ihr Erscheinungsbild ist von diesen Milieus 
bestimmt. Kleingärten, Wirtshäuser und Quartierfeste als Ausdrucks-
formen dieser Milieus wurden schon erwähnt. Es lohnt sich, diesen An-
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satz weiter zu verfolgen, denn was eine Genossenschaft ausmacht, er-
schließt sich Außenstehenden zunächst meist aus einer Milieubetrachtung. 
In diesen Zusammenhang gehört die Frage nach der Zugehörigkeit der 
Wohnungsgenossenschaften zur Arbeiterbewegung. In der Hofer Region 
gab es Genossenschaften, für die – zumindest während der Weimarer Re-
publik – die Zugehörigkeit zur Arbeiterbewegung unstrittig war, während 
andere Genossenschaften nicht eindeutig eingeordnet werden können. 
Eine Gründung konnte im Zusammenwirken von Gewerkschaften und 
Unternehmern geschehen oder durch einen Unternehmer allein für seine 
Beschäftigten. Auch wenn die Mehrzahl der Mitglieder einer Genossen-
schaft Arbeiter war, heißt dies nicht zwingend, dass sie ihre Genossen-
schaft als Teil der Arbeiterbewegung auffasste. Die Verfolgung durch die 
Nationalsozialisten ist ebenfalls kein sicherer Hinweis darauf, dass eine 
Genossenschaft der Arbeiterbewegung angehörte. In Hof wurde die Bau-
genossenschaft 1933 von den Nationalsozialisten drangsaliert, obwohl sie 
eher einer städtischen Wohnungsbaugesellschaft glich, während andere 
Genossenschaften unbehelligt blieben, weil sie von den Machthabern 
übersehen wurden, obwohl sie eindeutig zur Arbeiterbewegung gehörten. 
Eine genauere Analyse dieser Verhältnisse hilft bei der Bestimmung des 
Begriffs und der Reichweite der Arbeiterbewegung. 
11. Genossenschaftsgeist: Wohnungsgenossenschaften haben es schwerer 
als andere Genossenschaftsformen, einen genossenschaftlichen Geist zu 
entwickeln. Sie sind aus finanziellen Gründen staatsnah und erhalten ihre 
Bewohner oft von Behörden zugewiesen. Diese ziehen normalerweise 
nicht in eine Genossenschaftswohnung, weil sie von der genossenschaft-
lichen Idee überzeugt sind, sondern weil sie preiswerten Wohnraum su-
chen. Trotzdem ist es Wohnungsgenossenschaften gelungen, bei ihren 
Bewohnern ein Gefühl des Zusammenhalts zu erzeugen. Räumliche und 
soziale Nähe der Bewohner, aber auch gezielte Maßnahmen wie Feste, 
Mitgliederzeitschriften oder Nachbarschaftshilfen trugen dazu bei. 
12. Genossenschaftsdemokratie: Die Teilnahme an Wahlen ist bei Woh-
nungsgenossenschaften meist sehr schlecht, vor allem bei Wahlen zur 
Vertreterversammlung. Manchmal versucht man, mit Hilfe von Quartier-
versammlungen gegenzusteuern. Vor allem aber ist zu beobachten, dass 
die Mitglieder durchaus bereit sind mitzuwirken, wenn es um existenzielle 
Fragen ihrer Genossenschaft geht, während sie in normalen Zeiten die 
Verwaltung den Leitungsorganen überlassen. Unter der nationalsozialis-
tischen Herrschaft war man in erster Linie um Anpassung bemüht, damit 
die Institution als solche überleben konnte. Einzelne Beispiele zeigen aber, 
dass es auch anders ging. Die historische Analyse der Genossenschaftsde-
mokratie gibt keinen Grund zu der Auffassung, Genossenschaften seien 
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ein Hort von Demokratie und Zivilgesellschaft, aber auch nicht für die 
Annahme, demokratische Neigungen hätten in Genossenschaften keine 
Heimat. 

Erst ein Vergleich zahlreicher Regionen kann zur Basis einer deutschen 
Genossenschaftsgeschichtsschreibung werden, indem er Gemeinsam-
keiten und Unterschiede in der Entwicklung aufdeckt. Das Hofer Beispiel 
zeigt, dass auf diesem Weg interessante Erkenntnisse gewonnen werden 
können. 
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Wohnungsgenossenschaften der Hofer Region

Grün-
dungs-
jahr

Firma Sitz Auflösung  
(Jahr, Grund) 

1900 Bau- und Sparverein Hof - 1906 Bauverein 
Hof für Angehörige der Kgl. Bayerischen 
Verkehrsanstalten - 1927 Bauverein Hof 
für Angehörige der Reichsbahn von Hof 
und Umgebung - 1941 
Wohnungsgenossenschaft des 
Reichsbahnpersonals Hof - 1974 
Wohnungsgenossenschaft des 
Eisenbahnpersonals Hof - 1990 
Eisenbahner-Wohnungsgenossenschaft 
Hof

Hof

1902 Mieter- und Sparverein Hof und 
Umgebung

Hof 1918

1909 Baugenossenschaft Hof Hof

1909 Baugenossenschaft für Rehau und 
Umgebung - 1941 
Wohnungsgenossenschaft für Rehau und 
Umgebung

Rehau

1910 Baugenossenschaft Schwarzenbach a. S. 
- 1944 Baugenossenschaft Schwarzenbach 
a. d. Saale

Schwarzen-
bach an der 
Saale

1910 Baugenossenschaft Münchberg Münchberg

1914 Baugenossenschaft Martinlamitz Martinla-
mitz

1940 aufgelöst durch Fusi-
on mit der Baugenossen-
schaft für Rehau und Um-
gebung

1919 Baugenossenschaft für Angehörige des 
Verkehrspersonals in Oberkotzau

Oberkotzau 1924

1919 Gemeinnützige Bauvereinigung Naila Naila

1919 Baugenossenschaft Helmbrechts - 1944 
Wohnungsgenossenschaft Helmbrechts 

Helmbrechts

1920 Baugenossenschaft der Lokomotivführer 
in Hof

Hof 1941 aufgelöst durch Fusi-
on mit dem Bauverein Hof 
für Angehörige der 
Reichsbahn von Hof und 
Umgebung

1920 Gemeinnützige Bauvereinigung 
Marxgrün-Thierbach-Bobengrün

Marxgrün 1925 von Amts wegen ge-
löscht

1920 Bau- und Siedlungsgenossenschaft 
Geroldsgrün

Geroldsgrün 1925 von Amts wegen ge-
löscht

1920 Siedlungsgenossenschaft Dürrenwaid-
Untersteinbach

Dürrenwaid 1967 aus dem Register 
gelöscht



75

1920 Gemeinnütziger Bauverein 
Schwarzenbach a./Wald

Schwarzen-
bach am 
Wald

1921 durch Beschluss der 
Generalversammlung 
aufgelöst

1920 Baugenossenschaft Wüstenselbitz Wüstensel-
bitz

1942 aufgelöst durch Fusi-
on mit der Baugenossen-
schaft Münchberg

1920 Baugenossenschaft Zedtwitz Zedtwitz 1921

1920 Baugenossenschaft Köditz Köditz 1922

1921 Gemeinnützige Bauvereinigung Selbitz Selbitz 1925

1921 Siedlungsgenossenschaft Steinbach b. G. Steinbach bei 
Geroldsgrün

1937 von Amts wegen ge-
löscht

1921 Baugenossenschaft Stammbach Stammbach 1925 von Amts wegen ge-
löscht 

1921 Beamtenwohnungsverein Münchberg Münchberg 1963 aufgelöst durch Fusi-
on mit der Baugenossen-
schaft Münchberg

1923 Siedlungs-Genossenschaft Langenbach-
Hermesgrün

Langenbach 1965 von Amts wegen ge-
löscht

1924 Baugenossenschaft Tiefengrün Tiefengrün 1961 durch Beschluss der 
Generalversammlung 
aufgelöst

1924 Baugenossenschaft Gottsmannsgrün Gottsmanns-
grün

1925

1924 Gemeinnütziger Bauverein 
Schwarzenbach a. Wald

Schwarzen-
bach am 
Wald

1941 aufgelöst durch Fusi-
on mit der Gemeinnüt-
zigen Bauvereinigung 
Naila

1925 Baugenossenschaft des Post- und 
Telegraphenpersonals in Hof - 1975 
Postbaugenossenschaft Hof 

Hof 2008 aufgelöst durch Fusi-
on mit der Baugenossen-
schaft Hof

1926 Baugenossenschaft des Post- und 
Telegraphen-Personals in Münchberg 
- 1931 Baugenossenschaft des Post- und 
Telegraphen-Personals

Münchberg 1943

1928 Gemeinnützige Baugenossenschaft 
Bahnhof Martinlamitz - 1932 
Gemeinnützige Baugenossenschaft Sitz 
Schwarzenbach a./Saale

Martinla-
mitz - 1932 
Schwarzen-
bach an der 
Saale

1933 Konkurs

1948 Gemeinnützige Baugenossenschaft - 1975 
Gemeinnützige Baugenossenschaft 
Oberkotzau - 1990 Baugenossenschaft 
Oberkotzau

Oberkotzau

1951 Baugenossenschaft Konradsreuth und 
Umgebung

Konrads-
reuth
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Heinrich Tödter

Wohnungsbaugenossenschaften auf dem Lande, 
am Beispiel der Landkreise Harburg, Lüneburg 
und Soltau-Fallingbostel 

Ich möchte mich kurz vorstellen: Heinrich Tödter, ehrenamtliches Vor-
standsmitglied der Stiftung Genossenschaftliches Archiv1 in Hanstedt im 
Landkreis Harburg. Wir befassen uns dort mit dem breiten Spektrum al-
ler Genossenschaftsarten im oben genannten Gebiet. Anlässlich der Ta-
gung 2011 habe ich mich deshalb speziell den Wohnungsbaugenossen-
schaften zugewandt, welche wir noch nicht intensiv bearbeitet hatten.2 
Die Suche nach Alt-Akten bei den Registergerichten verlief negativ.

Gründungen ländlicher Wohnungsbaugenossenschaften  
nach 1870 
Wohnungsbaugenossenschaften waren nicht nur in größeren Städten ver-
treten, sondern es gab sie mehr oder weniger erfolgreich auch in kleineren 
Gemeinden. Hintergrund war immer der Bedarf an Wohnraum für „Ge-
ringverdiener“. Auch zeigte sich der grundsätzliche Unterschied zwischen 
Mietshäusern und Erwerbshäusern. 

Dieser Unterschied bestand bereits bei der ersten auf gemeinnütziger 
Grundlage errichteten Baugesellschaft als Aktiengesellschaft unter dem 
Protektorat des Prinzen Wilhelm von Preußen 1848, welche Wohnhäuser 

1	 GenoArchiv: Stiftung Genossenschaftliches Archiv, Hanstedt Kreis Harburg Internet: www.genoarchiv.de 
2	  Für diesen Beitrag wurden regionale Zeitungen gesichtet. Diese Zeitungen sind in der GenoZA: Recherchen-Da-
tenbank Ländliche Genossenschaften 1890-1930 im GenoArchiv Hanstedt hinterlegt. Über 6.000 Zeitungsartikel und 
Anzeigen von Genossenschaften in den Winsener Nachrichten und der Walsroder Zeitung können mit jeweils sofortigem 
Zugriff auf den Originaltext abgerufen werden. Erstellt von Frau Kai Rump für ihre Dissertation „Ländliche Genos-
senschaften und ihr Beitrag zur sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung in der Lüneburger Heide 1890 – 1930“ und in 
Zusammenarbeit mit dem Freilichtmuseum am Kiekeberg.
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baute, um diese den sogenannten kleinen Leuten mietweise zu überlassen. 
Die übrigen Gesellschaften haben sich zumeist in der Herstellung von 
„Erwerbshäusern“ betätigt.3 
So wurde auch in Lüneburg 1871 die Gemeinnützige Baugesellschaft als AG 
gegründet. Sie gab Aktien über 100 Thaler Courant aus und begann mit 
dem Bau von 14 Häusern für 28 Familien in den eingeebneten Gärten vor 
dem Bardowicker Tor.4 Es dürfte eine rege Bautätigkeit in Gange gekom-
men sein, denn die „Lüneburgischen Anzeigen“ bemerken am 17.1.1879 
den dortigen Mangel an eigenen Straßennamen. Es folgt: „Der von der 
Gemeinnützigen Baugesellschaft hergestellte Häusercomplex, welcher jetzt ’Beim 
Hohengarten’ heißt, bedarf je für die südliche und für die nördliche Häuserzeile 
eines bestimmten Namens. Ohnehin macht ja die hier in Lüneburg beliebt ge-
wordene Bauweise ganzer Häuserreihen nach einer Schablone das Auffinden 
einer bestimmten Wohnung schon schwer genug. Noch schlimmer ist solches bei 
den zwei Häuserreihen der gemeinnützigen Baugesellschaft [...] die jetzt 140 
Hausnummern umfassen“.5

Doch Wohnungsbaugenossenschaften entstanden seinerzeit nur wenige. 
Eine Besserung brachte das Genossenschaftsgesetz 1889, welches die be-
schränkte Haftpflicht vorsah und verankerte. Durch das beinahe gleich-
zeitige Inkrafttreten des Invaliden- und Altersversicherungsgesetzes er-
hielten die Baugenossenschaften eine sichere und ergiebig fließende 
Finanzquelle. Deren Reichsanstalt wurde zum größten Geldgeber der 
Baugenossenschaften.6 Doch in dem zu untersuchenden Gebiet, der Lü-
neburger Heide im Süden Hamburgs, gab es außer der Saline und einigen 
Industrieansiedlungen in Lüneburg (1881 z.B. zehn Betriebe mit mehr als 
100 Arbeitern) und den Kaliabbauwerken keine nennenswerte Groß-In-
dustrie als Arbeitgeber. Auch nach Hamburg-Harburg, der damals noch 
hannoverschen Kreisstadt des Landkreises Harburg und größerem Indus-
trieort, bestanden noch keine guten Verkehrsanbindungen, und Hamburg 
war noch weit weg.

Am 28. Juli 1893 wurde der Schwarmstedter Spar- und Bau-Verein für den 
Kreis Fallingbostel gegründet. Die Bilanz von 1899 weist ein Erwerbshaus 
mit zwei Wohnungen im Wert von 9400 Goldmark aus, finanziert durch 
Geschäftsguthaben und einer Hypothek von 5.700 Goldmark.7 Für die 
Folgejahre konnten Mieteinnahmen nachgewiesen werden. Von 36 Mit-

3	  Karl Korthaus: Zeitbilder aus der Geschichte des Deutschen Genossenschaftswesens, Berlin 1927, S. 329.
4	  Georg Ruppelt: Lüneburger Zeitreise durch Stadt und Region von 1859 bis 2009, mit einem Ausblick auf 2029, Lü-
neburg 2009, S. 40. Aktienabbildung.
5	  Ebd., S. 48.
6	  Korthaus (wie Anm.1), S. 331. 
7	  Walsroder Zeitung vom 25.4.1900, GenoZA: WZ-1900-04-25 a+b
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glieder 1893 waren 1904 nur noch 18 Mitglieder im Verein, daraufhin löste 
die Generalversammlung am 8.4.1906 die Genossenschaft wieder auf.8

Genossenschaftsgründungen nach dem Ersten Weltkrieg bis 
1928 
Nach dem Ersten Weltkrieg erfolgten 1919 Gründungen von Wohnungs-
baugenossenschaften in Lüneburg, Soltau, Fallingbostel, Buchholz und 
Hope. Allerdings sind für einige Wohnungsbaugenossenschaften leider 
nur das Jahr der Gründung und der Auflösung in den Akten vermerkt. 
Auf die noch heute bestehenden Wohnungsgenossenschaften Lüneburg und 
Soltau wird am Ende des Artikels ausführlicher eingegangen. 
Der gemeinnützige Bauverein Fallingbostel und Umgegend wurde 1919 ge-
gründet und erhielt 1922 laut Walsroder Zeitung einen neuen Vorstand, 
allerdings konnten bisher keine Aktivitäten nachgewiesen werden.9 
Ebenfalls wurde am 18.3.1919 in Buchholz der Eisenbahn-Heimstätten-Bau-
und Sparverein gegründet, zu dem ebenfalls im Genossenschaftsregister 
keine weiteren Daten ermittelt werden konnten. 
Im kleinen Ort Hope hatte man sich ebenfalls große Ziele gesteckt. Die 
„Walsroder Zeitung“ berichtete am 5.6.1919: „Um den in hiesiger Gegend, 
besonders unter der Arbeitnehmerschaft der Kali-Industrie herrschenden Woh-
nungsmangel zu beheben, ist hierselbst der ’Gemeinnützige Bauverein Hope, 
eGmbH’ gegründet. Der Verein beabsichtigt ein Siedlungsheim von vorerst 17 - 
20 Ein- und Zweifamilien-Wohnhäusern mit etwa ½ bis ein Morgen großem 
Garten zu errichten. Es soll vor allem minderbemittelten Familien oder Per-
sonen Gelegenheit gegeben werden, sich eine gesunde und zweckmäßig eingerich-
tete Wohnung in eigenen Häusern zu billigen Preisen zu beschaffen. Um dieses 
zu erreichen, wird der Verein beim Reiche die Zuweisung eines entsprechenden 
Baukosten-Überteuerungszuschusses beantragen. Genossenschaften obiger Art 
kann die Erreichung ihres gemeinnützigen Zweckes, die Kolonisation im Reiche 
zu fördern, aber nur ermöglicht werden, wenn sich recht viele Genossen 
beteiligen.“10 Man hatte zwar Großes vor, doch ein Geschäftsbetrieb dürf-
te nicht zustande gekommen sein. Dem Bauverein gehörten 33 Mitglieder 
an. Nach zwei Jahren, bis zur Liquidationsbilanz am 30.6.192111, hatten sie 
3.400 Mark Geschäftsguthaben eingezahlt. Nach Verlusten von 221,38 
Mark wurde der Rest wieder ausgezahlt. 

8	  Walsroder Zeitung vom 8.3.1911, GenoZA: WZ-1911-03-08b, letzte Jahresbilanz per 31.12.1910.
9	  Walsroder Zeitung vom 13.12.1922, GenoZA: WZ-1922-12-12.
10	  Walsroder Zeitung vom 5.6.1919, GenoZA: WZ-1919-09-05.
11	  Walsroder Zeitung vom 17.11.1921, GenoZA: WZ-1921-11-17.
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In den Jahren 1921 bis1923 folgten weitere Gründungen von Wohnungs-
baugenossenschaften, eine bis heute bestehende Genossenschaft ist der 
Eisenbahnbauverein Harburg. Die Genossenschaften der nachfolgenden 
Ortschaften existieren nicht mehr , bzw. es konnten kaum Aktivitäten 
dieser Genossenschaften in den Quellen nachgewiesen werden. 

Von 1921 bis 1928 existierte die Baugenossenschaft Harburg-Bostelbeck (GnR 
HH 75)12, die von Amts wegen für nichtig erklärt wurde. Ebenfalls der 
1921 gegründete Maschener gemeinnütziger Bauverein, der unter der Num-
mer GnR WL 84 im Genossenschaftsregister aufgeführt wird, wurde 1926 
wieder aufgelöst. Ebenfalls wurde der 1921 gegründete Steller gemeinnüt-
ziger Siedlungs- und Bauverein (GnR WL 88) 1925 wieder aufgelöst. 
Die Baugenossenschaft „Eigenheim“ Winsen (Luhe) (GnR WL 86) existierte 
ebenfalls nur von 1921 bis 1927.

Die 1921 gegründete Gemeinnützige Pacht- und Siedlungsgenossenschaft Neu-
enfelde hatte sich um kleine Landwirtschaftsbetriebe gekümmert. Wahr-
scheinlich wurden keine Bautätigkeiten vorgenommen, obwohl § 2 Nr. 1 
der Satzung die Abgabe von Land zwecks Bewirtschaft und Besiedlung 
vorsah.13 Diese Genossenschaft wurde nach 80 Jahren 2001 aufgelöst.

Der Eisenbahn-Heimstätten-Bauverein Soltau (1922-1928) wird zwar im Ge-
nossenschaftsregister unter der Nummer GnR SO 29 geführt, allerdings 
konnten die Aktivitäten aus sechs Jahren Vereinstätigkeit nicht nachge-
wiesen werden. Aufgelöst auf der Generalversammlung vom 30.11.1928.14 
Eine sehr kurze Lebensdauer war dem Gemeinnütziger Bauverein Tostedt u. 
Umg. (GnR TO 21) gegönnt, der 1923 gegründet aber schon 1926 wieder 
Konkurs anmelden musste. Wie auch die 1926 gegründete Gemeinnützige 
Siedlungs-Genossenschaft Rosengarten Harburg-Neugraben (GnR HH 98), 
die 1928 von Amtswegen für nichtig erklärt wurde. In Munster bestand 
vom 8.9.1923 bis zur Auflösung durch die Generalversammlung am 
9.12.1944 die Gemeinnützige Baugenossenschaft „Selbsthilfe“ (GnR SO 31).15 
Der Meckelfelder gemeinnütziger Siedlungs- und Bauverein (drei verschie-
dene GnR, HH 73, TO 36, WL 129), dessen Aktivitäten bisher leider noch 
nicht ermittelt werden konnte, bestand von 1921 bis 1960.

12	  Die Abkürzungen bedeuten: GnR = Genossenschaftsregister, die Gerichte werden abgekürzt: HH = Hamburg-Har-
burg, LG = Lüneburg, SO = Soltau, TO = Tostedt, WL = Winsen (Luhe).
13	  Statut vom 21.6.1936, GenoArchiv: Signatur WONE.
14	  Staatsarchiv Hannover: Nds. 725 Soltau Acc. 2001/096 Nr. 10 /29.
15	  Staatsarchiv Hannover: Nds. 725 Soltau Acc. 2001/096 Nr. 10 /31.
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Die Handwerker-Baugenossenschaft Lüneburg wurde am 28.2.1927 gegrün-
det. Als Gegenstand war die übliche Textgestaltung16 gewählt worden. 
Als Vorstände fungierten in der Regel Handwerksmeister. Diese Genos-
senschaft wurde erst am 18.7.2000 als vermögenslos von Amts wegen ge-
löscht. 

Für das Jahr 1928 konnten mehrere Gründungen von Wohnungsbaugenos-
senschaften nachgewiesen werden. So existierte ab 12.11.1928 der Gemein-
nützige Siedlungs- und Bauverein Over (GnR HH 72). Die Genossenschaft 
sollte durch Kleinsiedlung der Industriebevölkerung ein gesundes, prak-
tisches und nicht zu teures Heim verschaffen, und der Landarbeiterschaft 
durch eigene Wohnstätten den sozialen Aufstieg ermöglichen. Von Amt 
für nichtig erklärt, da keine Geschäftsführung mehr zur Verfügung 
stand.17 Von 1928 bis1943 bestand die Siedlungsgemeinschaft „Waldfrieden“ in 
Tostedt, allerdings konnten deren Akten beim GnR Tostedt nicht ermit-
telt werden.
Die Aktivitäten der Baugenossenschaft Winsen (Luhe), die von 1928 bis 1944 
existierte (GnR WL 113), konnten ebenfalls nicht mehr nachvollzogen 
werden.
Nachfolgend werden Baugenossenschaften vorgestellt, über deren Aktivi-
täten mehr bekannt ist. 

Die Gemeinnützige Baugenossenschaft Stelle-Maschen wurde am 2.7.1928 ge-
gründet. Nach den Bauakten des Freilichtmuseums am Kiekeberg wurden 
1929 insgesamt 19 Einfamilienhäuser errichtet18. (GnR WL 114) Diese 
Baugenossenschaft wurde durch die Generalversammlung am 11.11.1950 
aufgelöst. 

Die am 14.4.1929 gegründete Gemeinnützige Baugenossenschaft Fleestedt war 
unter der Nummer GnR 110 beim Amtsgericht Harburg-Wilhelmsburg 
registriert. Die Mustersatzung enthielt den üblichen Zweck „[...] für min-
derbemittelte Genossen“ 19. 1930 wurde ein Doppelhaus von vier geplanten 
Doppelhäusern, mit vier Wohnungen errichtet. Um 1940 wandelten die 
Mitglieder die Nutzungsverträge in Kaufverträge um20, und die Genos-
senschaft wurde 1942 aus dem Register gelöscht.

16	  ehemalige Karteikarte Amtsgericht Lüneburg GnR 110; Spalte 1 c: Erbauung von Häuser zum Verkauf und zur Ver-
mietung. Der Zweck der Genossenschaft ist ausschließlich darauf gerichtet, Familien oder Personen gesunde und zweck-
mäßig eingerichtete Wohnungen in eigens erbauten Häusern zu billigen Preisen zu verschaffen. Elektronischer Bundesan-
zeiger: www.unternehmensregister.de, Zugriff 5.4.2012.) 
17	  Hauptstaatsarchiv Hannover: Hann. 172 Harburg Acc. 16/61 Nr. 3.
18	  Archiv des Freilichtmuseums am Kiekeberg (Landkreis Harburg), Signatur Stelle Nr. 29 und 30.
19	  Mustersatzung für Baugenossenschaften, Verband der Baugenossenschaften von Niedersachsen, bei Gericht eingetra-
gen am 15.5.1929, GenoArchiv: Signatur WOFL.
20	  Max Truels: Fleestedt, das Dorf am Höpen, Hg. Gemeinde Seevetal, o.O. 1987, S. 156.
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Die Siedlungsgemeinschaft Waldfrieden eGmbH, Buchholz Kreis Harburg 
wurde 1927 als loser Zusammenschluss21 gegründet und am 20.5.1928 in 
eine Genossenschaft umgewandelt. Erste Mitglieder waren hauptsächlich 
Eisenbahner, insbesondere Lokführer und Heizer. Buchholz hatte damals 
etwa 2.000 Einwohner und als Bahnknotenpunkt ein Bahnbetriebswerk 
sowie einen Ring-Lok-Schuppen, welcher heute unter Denkmalschutz 
steht. 

Der Paragraph zwei der Gründungssatzung besagt, dass die Bereitstellung 
von Wohnungen für die minderbemittelten Genossen das Hauptziel die-
ser Genossenschaft sein sollte. Es sollten ausschließlich Minderbemit-
telten gesunde und zweckmäßig eingerichtete Kleinwohnungen in eigens 
erbauten Häusern im Sinne der Gemeinnützigkeitsverordnung preiswert 
verschafft werden.22 Das benötigte Bauland stellte die damalige Gemeinde 
Buchholz bereit. Anhand der alten Katasterkarten wurden an neuen Stra-
ßen viele gleichgroße Parzellen geschaffen. Im ersten Jahr konnten die 
öffentliche Zuschüsse für zehn bewilligte Bauten voll ausgeschöpft wer-
den. Die „Friedrichstraße“ im Siedlungsgebiet wurde nach dem frühver-
storbenen ersten Vorsitzenden Friedrich Meyer benannt. Bis 1936 wurden 
nach einem Zeitungsbericht 48 Wohnhäuser gebaut. 23 Auch nach der 
Währungsreform 1948 hatte die Gemeinschaft erfolgreich weitergearbei-
tet. Die vorliegenden Zeichnungen von 1950 weisen z.B. vollunterkellerte 
Einfamilienhäuser mit 110 m² Wohnfläche bei einer Grundfläche von 8,00 
x 10,00 m aus. Oder ein Siedlungshaus mit zwei Wohnungen (Grundflä-
che 7,50 x 8,30m) bei Baukosten von 15.000 DM ohne Eigenhilfe war im 
Erdgeschoss etwa 50 m² für vier Personen und im Dachgeschoss 40 m² für 
drei Personen Platz24. Auf dem 40-jährigen Jubiläum am 21.6.1968 berich-
tete der Vorstandsvorsitzende Heinrich Schlayer, dass seit dem Bestehen 
400 Häuser für 1.600 Menschen errichtet wurden.25 Da in dieser Sied-
lungsgemeinschaft grundsätzlich nur Erwerbshäuser gebaut wurden und 
der Trend zur Eigeninitiative ging, wurde auf der Generalversammlung 
am 28.2.1972 nach gut 40 Jahren die Genossenschaft aufgelöst. Das Rest-
vermögen von 60.000 DM wurde mit Zustimmung des Regierungspräsi-
denten in Lüneburg der Stadt Buchholz für den Straßenbau in der eigenen 

21	  „Eisenbahn- Bau- und Sparverein“, der nur für Eisenbahnbedienstete Wohnungen auf Reichbahngelände errichte-
te.
22	  Satzung § 2, Nr. 2, beglaubigt Preuss. Amtsgericht Harburg-Wilhelmsburg 26.7.1932, GenoArchiv: Signatur 
WOBU.
23	  Harburger Anzeigen und Nachrichten vom 12.8.1936, Rubrik Landkreis Harburg: Neun Jahre Siedlungsgemein-
schaft.
24	  Entwürfe des Architekten Wilhelm Meyer, Buchholz, Fischhüttenweg 7, vom Januar 1950.
25	  Redemanuskript Heinrich Schlayer und Harburger Anzeigen und Nachrichten vom 24.6.1968 „Siedlung im Grünen 
geblieben“, GenoArchiv: Signatur WOBU.
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Siedlung zur Verfügung gestellt. Der Bürgermeister Dr. Matthies dankte 
für das segensreiche Wirken der Siedlungsgemeinschaft. Die umfang-
reichen Geschäftsunterlagen wurden der Stadt zur gesetzlichen Aufbe-
wahrung übergeben.26 

Baugenossenschaftsgründungen nach dem Zweiten Weltkrieg 
Nach dem Zweiten Weltkrieg erfolgten, bedingt durch die vorherrschende 
Wohnungsnot, wiederum Neugründungen von Baugenossenschaften. Di-
ese Entwicklung konnte auch durch staatliche Förderungen, zum Beispiel 
über die Gemeinnützigkeits- und die Heimstättenverordnung27, ermögli-
cht werden. Auch viele Einzelmaßnahmen im privaten Wohnungsbau wa-
ren von der Niedersächsischen Treuhandstelle für Flüchtlingsbauten und 
der Niedersächsischen Heimstätte28, Außenstelle Lüneburg, betreut wor-
den. Eine Auflage für eine Bauförderung war, dass die Häuser jeweils 
noch eine zu vermietende Einliegerwohnung und Stallungen zur teilwei-
sen Selbstversorgung enthalten mussten.29 

Fast in Nachbarschaft und angrenzend zum vorgenannten Siedlungsge-
meinschaft Waldfrieden eGmbH, Buchholz Kreis Harburg wurde von der da-
mals selbstständigen Gemeinde Steinbeck auf Initiative des Bürgermei-
sters am 15.4.1946 der Beschluss gefasst, eine Siedlungsmöglichkeit für 
Heimatlose, Bombengeschädigte, Schwerkriegsbeschädigte und Ostver-
triebene bereitzustellen. Nachdem die britische Militärregierung die Ge-
nehmigung erteilte, wurde im Mai 1947 die Selbsthilfe-Siedlungsgemeinschaft 
„Heimgarten“ eGmbH Buchholz-Steinbeck gegründet. Der kriegsbeschädigte 
und ausgebombte Hamburger Kaufmann Karl Schacht und der aus Pom-
mern vertriebene Tischler Fritz Kösterke waren die treibenden Kräfte. 
Am 10.5.1947 stellte der ortsansässige Bauer Henry Stöver eine Koppel von 
25 Morgen (6,25 ha) am Kattenberge als Erbbaugelände auf 99 Jahre mit 
dem Ziel des jederzeitigen Kaufrechtes zur Verfügung. Am 4.2.1948 er-
teilte der Regierungspräsident in Lüneburg als Planungsbehörde die lan-
desplanerische und städtebauliche Genehmigung und die Niedersäch-
sische Heimstätte, Hannover, übernahm die Durchführung und Planung. 
Mit Bauspargeldern begannen die Siedler im Frühjahr 1949 die Häuser 
aufzubauen, sodass bis Sommer 14 massive Behelfsheime entstanden, die 

26	 : Stadtarchiv Buchholz: Signaturen BUN-0300 und folgende.
27	  Die Gemeinnützigkeits- und die Heimstättenverordnung von 1920 bzw. 1956 und wurde 1993 aufgehoben.
28	  Als Planungs- und Aufsichtsbehörde, heute: Niedersächsische Landgesellschaft m.b.H., Lüneburg. Bereits das Preußi-
sche Wohnungsgesetz von 1918 sah die Gründung solcher Gesellschaften für jede Provinz vor. 
29	  Vgl. Sehr ausführlich Svenja Zell: Ländlicher Siedlungsbau der 1920er Jahre. Wie die kleinbürgerliche Idylle auch 
für Arbeiter erschwinglich wurde, Hamburg 2002. Die Magisterarbeit ist in den Volkskundlich-kulturwissenschaftliche 
Schriften, Hamburger Gesellschaft für Volkskunde, Heft 1/2002;Hg. vom Institut für Volkskunde, Universität Ham-
burg. 
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später zu Stallungen umgebaut wurden. Bei den Bauten handelte es sich 
ausschließlich um Erwerbshäuser. Im ersten Bauabschnitt errichteten die 
Siedler 1950 neun Doppelhäuser. Bis 1956 wurden in vier Bauabschnitten 
50 Häuser mit 100 Wohnungen errichtet. Die Genossenschaft wurde da-
nach aufgelöst und an ihrer Stelle trat ein Siedlerverein.30

Die Baugenossenschaft „Selbsthilfe“ für den Kreis Fallingbostel in Walsrode 
wurde 1948 gegründet und verwaltete nur zwei Häuser mit 12 Wohnungen 
für Postbedienstete. Die Finanzierung dieser oblag der Oberpostdirekti-
on. Die Baugenossenschaft wurde auf der Generalversammlung am 
25.11.1956 aufgelöst und von der Wohnungsbaugenossenschaft Soltau über-
nommen.
Die 1949 gegründete Gemeinnützige Baugenossenschaft Landkreis Harburg in 
Winsen (Luhe) (GnR WL 135) hatte ebenfalls in ihrem Statut vermerkt, 
dass sie Wohnungen errichtet und bewirtschaftet und diese den Mitglie-
dern zu angemessenen Preisen überlässt.31 1988 wurden etwa 200 Wohn-
einheiten verwaltet. Wegen interner Schwierigkeiten wurde am 9.5.1988 
die Fusion mit der Wohnungsbaugenossenschaft Süderelbe in Hamburg-Har-
burg beschlossen.

Die Kleinsthofgenossenschaft Reppenstedt bei Lüneburg wurde 1952 von 19 
Kleinstbauern gegründet (GnR LG 84/118). Der Zusammenschluss be-
stand darin, dass laut Statut einerseits die Beschaffung und die gemein-
schaftliche Haltung landwirtschaftlicher Maschinen ermöglicht, ander-
seits die Errichtung und der gemeinschaftliche Betrieb einer Pumpstation 
und Wasserleitung gewährleistet wird. Ab 1965 kam die Verwaltung des 
gemeinschafseigenen Grundvermögens hinzu. Von den ehemals 19 Grün-
dern gehörten der Genossenschaft noch 18 Mitglieder oder deren Nach-
kommen in den letzten Jahren an. Auf der Generalversammlung am 
6.5.2011 wurde die Genossenschaft aufgelöst. Die Lüneburger Landeszei-
tung hatte deshalb in einem Artikel am 8.10.2011 noch einmal ausführlich 
über die Genossenschaft berichtet: In den 1950er-Jahren verkörperte sie 
ein Experiment, einen Modellversuch für eine sogenannte Nebenerwerbs-
siedlung, in der Heimatvertriebene nach dem Zweiten Weltkrieg zusätz-
lich zu ihrer Tätigkeit als Arbeiter oder Angestellte Landwirtschaft be-
treiben sollten, um ihre Familien zu ernähren. Für 34.000 Deutsche Mark 
erhielt jeder der Reppenstedter Siedler ein Haus, sechs Morgen Land und 
Haustiere. Dazu zählten 20 Hühner, ein Schwein und eine Kuh. Einer aus 

30	  www.buchholz.de/Vereine: Verein Siedlung Heimgarten (Zugriff: 5.4.2012); Heinrich-Wilhelm Pröhl: Die Steinbe-
cker Siedlung „Heimgarten“, Harburger Kreiskalender 1957, S. 67.
31	  ehemalige Karteikarte Amtsgericht Winsen/Luhe GnR 203; Spalte 1 c. Elektronischer Bundesanzeiger: www.unter-
nehmensregister.de (Zugriff: 5.4.2012).
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der Reihe der Siedler wurde zum „Motorhöfner“ bestimmt. Er verwaltete 
hauptberuflich die Dreschmaschine, Egge, Trecker und den Fuhrpark, 
welche er für Dienste auf den Flächen seiner Siedlergenossen im Auftrag 
einsetzte. Gemeinschaftssiloanlagen für Markstammkohl, Oelkürbis und 
Mais waren ebenfalls von der Genossenschaft erbaut worden. Das rest-
liche gemeinschaftliche Reserveland von 1,65 ha wurde 2011 an die Ge-
meinde verkauft, die es in 14 Baugrundstücke umwandelte. Damit entfiel 
die letzte Daseinsberechtigung für die Kleinsthofgenossenschaft und das 
restliche Bar-Vermögen wurde verteilt. Wie die Zeitung berichtete, sind 
die Häuser bis heute fast vollständig in Familienhand geblieben.32	  

Lüneburg, Soltau, Harburg – die Wohnungsbaugenossen-
schaften 
Die heutige Wohnungsgenossenschaft Lüneburg (GnR LG 197) wurde am  
5. Juni 1919 von 19 Mitgliedern, die unter anderem beim Gericht, bei der 
Post und bei der Eisenbahn tätig waren, als Gemeinnützige Eigenheimge-
nossenschaft Lüneburg eGmbH gegründet. Im Januar 1920 zählte diese Ge-
nossenschaft bereits 111 Mitglieder. Erst 1927 konnten 60 Wohnungen fer-
tiggestellt werden. Zu Beginn des Zweiten Weltkrieges umfasste die 
Genossenschaft 481 Mitglieder und 190 Häuser mit 447 Wohnungen. 

1944 kam es zum Zusammenschluss mit dem Beamtenwohnungsverein in 
Lüneburg, trotz regen Protestes von deren Seite. Diese hatte zu dem Zeit-
punkt 294 Mitglieder und 55 Häuser mit 139 Wohnungen. Ausschlagge-
bend waren wohl der Druck des Beauftragten des Reichswohnungskom-
missars und die „Gleichschaltung“ des Preussischen Staatsministeriums 
für die Gemeinnützigen Wohnungsunternehmen von 1933.33 Neuer Name: 
Wohnungsgenossenschaft für Stadt und Landkreis Lüneburg. Die DM-Zeit 
begann mit 876 Mitgliedern und 245 Häusern mit 586 Wohnungen.34 1995 
änderte die Genossenschaft den Namen in Wohnungsgenossenschaft Lüne-
burg um und lt. Jahresbericht 2009 verfügte sie über 638 Mitglieder, 1.311 
Wohneinheiten und einem Anlagevermögen von 41,7 Mio €.35 2001 wurde 
die Nachschusspflicht für die Mitglieder ausgeschlossen.

32	  Landeszeitung Lüneburg vom 8.10.2011, S.12: Experiment nach 60 Jahren beendet.
33	  60 Jahre Wohnungsgenossenschaft Lüneburg,, Lüneburg 1979, S. 14 und 75 Jahre Wohnungsgenossenschaft Lüneburg, 
Lüneburg 1994, S. 7;vgl. ebenso Schriftverkehr Vorstand Siedlungsgemeinschaft „Waldfrieden“ Buchholz, Stadtarchiv 
Buchholz: Signatur BUN-0301: Dr. Hokamp, Preuss. Staatsrat als Vertrauensmann des Beauftragten des Preuss. Staats-
ministeriums für die Gemeinnützigen Wohnungsunternehmen, Hannover, Rundschreiben vom 10.6.1933.
34	  75 Jahre Wohnungsgenossenschaft Lüneburg, Lüneburg 1994, S. 9.
35	  Veröffentlichte Jahresabschlüsse im Elektronischen Bundesanzeiger: www.unternehmensregister.de (Zugriff: 
5.4.2012).
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Die heutige Wohnungsbaugenossenschaft Soltau wurde am 11. März 1919 als 
Gemeinnützige Baugenossenschaft Soltau eGmbH gegründet (GnR LG 
100021). 1920 konnten sieben Häuser mit 14 Wohnungen erbaut und von 
ausgewählten Mitgliedern bezogen werden. Auf behördlichen Anwei-
sungen sollte 1943 die Tätigkeit der Soltauer Baugenossenschaft auf den 
Kreis Soltau ausgedehnt werden. Als neuer Name wurde daher Wohnstät-
ten-Genossenschaft für den Kreis Soltau eingeführt. Außer Planungen über 
großzügige Wohnungsbauprogramme der Reichregierung nach dem „ge-
genwärtigen Kriege“ kamen Aktivitäten nicht zu Stande.36 Mit der Sat-
zungsänderung von 1946 galt wieder der alte Name. Der am 6.1.1949 zum 
Vorstandsvorsitzenden gewählte Bürgermeister und Stadtdirektor Dr. Pe-
terßen wirkte als „Motor“ und brachte frischen Wind. 1962 errichtete die 
Genossenschaft 61 Prozent aller in der Stadt Soltau erbauten Wohnungen.37 
Seit Wegfall der Gemeinnützigkeit gilt der derzeitige Name Wohnungs-
baugenossenschaft Soltau. 1994 betreute sie 731 Wohnungen, davon 181 Al-
tenwohnungen. 2010 wurden 739 Wohneinheiten verwaltet, 1.212 Mit-
glieder betreut und das Anlagevermögen betrug 12,2 Mio €.38

Am 13. April 1921 erfolgte die Gründung des Eisenbahnbauvereins Harburg. 
Harburg war damals noch Kreisstadt des Landkreises Harburg. Der Ei-
senbahnbauverein Harburg wurde unter der Nummer 866 beim Amtsge-
richt Harburg (heute unter der gleichen Nummer beim Genossenschafts-
register Hamburg) registriert. In der Satzung von 1966 wurde der 
Geschäftsbetrieb auf die Hansestadt Hamburg und den Landkreis Har-
burg beschränkt. Als Gegenstand des Unternehmens galten die Errich-
tung, der Erwerb und die Bewirtschaftung von Kleinwohnungen im eige-
nen Namen sowie die Errichtung und Verwaltung fremder Kleinwohnungen. 
Eine Haftung oder Nachschusspflicht für die Mitglieder besteht nicht 
mehr.

Die Geschäftsberichte weisen eine rege Neuinvestition, aber auch Moder-
nisierungen – insbesondere Energiesparmaßnahmen – auf. 2010 wird ne-
benbei u.a. auch die Ausgabe von 20.000 Stiefmütterchen und Hornveil-
chen zur Erstbepflanzung von Balkonen und Vorgärten an die Mitglieder 
erwähnt. 

Hier einige Zahlen von 2008 bis 2010:39  

36	  75 Jahre Wohnungsbaugenossenschaft Soltau, Soltau 1994, S. 16.
37	  Ebd. 
38	  Veröffentlichte Jahresabschlüsse im Elektronischen Bundesanzeiger: www.unternehmensregister.de (Zugriff: 
5.4.2012).
39	  Veröffentlichte Jahresabschlüsse im Elektronischen Bundesanzeiger: www.unternehmensregister.de (Zugriff: 
5.4.2012).
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Jahr 2008  2009 2010

Bilanzsumme in Mio € 110,5 110,9 108,3

Anlagevermögen Mio € 106,5 106,8 104,4

Mitglieder 4.557 4.570 4.638

Eigene Wohnungen 3.014 3.215 3.220

Sonstige Objekte 1.628 1.630 1.622

Die Wohnungsbaugenossenschaft Süderelbe eG wurde als Gemeinnützige Woh-
nungs- und Siedlungs-Baugenossenschaft Süderelbe dagegen erst am 16.9.1947 
mit Sitz in Hamburg-Harburg gegründet. Eingetragen unter der Nummer 
756 beim Amtsgericht Harburg (heute unter der gleichen Nummer beim 
Genossenschaftsregister Hamburg), wird der Zweck der Genossenschaft 
ebenfalls mit dem üblichen Text der Einheitssatzungen beschrieben. Die 
Beschränkung des Geschäftsgebietes auf Hamburg wurde 1977 auf an-
grenzende Bundesländer ausgedehnt. 1989 wurde die Gemeinnützige Bau-
genossenschaft Landkreis Harburg von Winsen (Luhe) übernommen. Auf 
der Vertreterversammlung am 19.3.1990 firmierte die Baugenossenschaft 
unter dem derzeitigen Namen Wohnungsbaugenossenschaft „Süderelbe“ eG 
und die Nachschusspflicht wurde ausgeschlossen. Der Wohnungsbestand 
erstreckt sich auf die Bezirksamtsbereiche Harburg, Hamburg-Mitte so-
wie den Landkreis Harburg. 

Hier einige Zahlen der letzten Jahre:40  
Jahr 1996  2007 2009

Bilanzsumme in Mio € 245,5 DM 180,5 € 179,5 €

Anlagevermögen Mio € 215,5 DM 166,2 € 167,6 €

Mitglieder 7.169 8,595 8.655

Eigene Wohnungen 3.737 4.151 4.170

Sonstige Objekte 99 117 112

Heim- und Pflegeplätze 230 381 381

40	  Veröffentlichte Jahresabschlüsse im Elektronischen Bundesanzeiger: www.unternehmensregister.de (Zugriff: 
5.4.2012).



Wohnungsbaugenossenschaften auf dem Land - Fazit 
Aus der jeweiligen Wohnungsnot heraus und dem Wunsch auf besseren Wohn-
raum und mehr Lebensqualität wurden viele Zusammenschlüsse gebildet. So 
konnte ich bisher 32 Genossenschaften im untersuchten Gebiet ermitteln. Di-
ese führten jedoch oftmals aus den verschiedensten Gründen nicht zum ge-
wünschten Erfolg. Andererseits ist auf den Dörfern der Wunsch nach Eigen-
tum wohl ausgeprägter, sodass nach Erreichen des gemeinsamen Zieles die 
einzelnen Wohnungen in Privateigentum der Mieter übergingen und die Ge-
nossenschaften aufgelöst wurden. Wobei in den Städten Hamburg-Harburg 
mit Ausdehnung auf den Landkreis Harburg, in Soltau und Lüneburg die 
Wohnungsgenossenschaften mit ihrer großen Anzahl an Mietwohnungen er-
folgreich weiterarbeiten. Ich möchte jedoch nicht unerwähnt lassen, dass die 
letzte Novellierung des Genossenschaftsgesetzes auch „Sumpfblüten“ von 
Wohnungsgenossenschaften hervorbrachte, worauf ich hier nicht näher einge-
hen möchte. In Lüneburg läuft zurzeit eine Neugründung als generationsüber-
greifendes Wohnprojekt.
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Florian Jagschitz

Die Anfänge des genossenschaftlichen Wohnbaus 
in Wien - Kriegerheimstätten - und Siedlerbewe-
gung in der Zwischenkriegszeit 

1. Wohnbau im 19. Jahrhundert 

In Wien kam es ab der Mitte des 19. Jahrhunderts zu einer steten Zunah-
me der Bevölkerung. Das durchschnittliche Bevölkerungswachstum Wi-
ens betrug rund 30.000 neue Einwohner pro Jahr. Der Großteil dieser 
Zuwanderer kam aus den überbevölkerten Agrargebieten Südböhmens 
und Mährens. Die Ursache für diese Wanderbewegung innerhalb der ös-
terreichisch-ungarischen Monarchie war die voranschreitende Industriali-
sierung. Das sich immer weiter ausbreitende Wohnungselend ganzer Be-
völkerungsschichten auf dem freien Wohnungsmarkt ist auf mehrere 
Problemfelder zurückzuführen. Der freie Wohnungsmarkt war gekenn-
zeichnet von Wohnungswucher, ein hoher Mietzins für Personen, die sich 
eine Wohnung leisten konnten, und dem Zusammendrängen vieler Men-
schen in kleinen Wohnungen (um den Mietaufwand des Einzelnen zu 
reduzieren). Der Wohnungsmarkt in dieser liberalen Form sah die Schuld 
für die miserablen Verhältnisse beim Individuum. Die Armut und ihre 
Begleiterscheinungen wurden als persönliches Versagen angesehen.1

Einige großbürgerliche Vordenker (z. B. Emil Sax (1845-1927), Elim Henry 
D’Avigdor (1841-1895)) waren mit der Realität des freien Wohnungsmarktes 
gegen Ende des 19. Jahrhunderts nicht zufrieden und erstellten ein Papier 
mit wohnreformerischen Gedankengut. Sie forderten u. a. die staatliche 
Unterstützung für Wohnraumschaffung in Form von Steuerbegünsti-

1	  Johann Brazda, Franz Müller: Wirtschaftswissenschaftliche Perspektiven. In: Genossenschaftsentwicklung im öster-
reichischen Wohnungsbau. Hg. von Mario Patera, Wien 1987, S. 98.
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gungen etc. Außerdem sahen sie den Wohnungssektor als einen wichtigen 
Stabilisator für den Frieden in der Gesellschaft.2

Die ersten Wohnbaugenossenschaften in Österreich wurden noch vor dem 
Erlass des österreichischen Genossenschaftsgesetzes von 1873 als Vereine 
nach dem Vereinspatent 1852 bzw. nach dem Vereinsgesetz 1867 gegründet.3 
Die frühesten bekannten Gründungen nach dem Vereinspatent 1852, die 
auch als „nicht registrierte Genossenschaften“ bezeichnet wurden, waren:4 

1869 die Wiener Baugenossenschaft im 7. Wiener Gemeindebezirk und 1869 
die Arbeiter-Bauassociation in Wiener Neustadt (Niederösterreich).

Die älteste österreichische Bauvereinigung, die auch heute noch aktiv ist, 
ist die Obersteirische Wohnstätten-Genossenschaft, gemeinnützige reg. 
Gen.m.b.H., in Knittelfeld. Sie wurde 1895 gegründet.5 
Der Großteil der ersten Genossenschaften entfaltete, entgegen den Sat-
zungen, meist keine Bautätigkeit. Wo vereinzelt Bauprojekte verwirklicht 
werden konnten, waren es eher „Demonstrationsbauvorhaben“ oder Ein- 
und Zweifamilienhäuser für den Eigentumserwerb durch eine kleine, 
wohlhabende Oberschicht. Man kann aber festhalten, dass sich die ersten 
Wohnbaugenossenschaften in Österreich ohne Unterstützung des Staates 
gebildet haben. Am Anfang standen die Wohnbaugenossenschaften, die 
jedoch erst später ihre eigentliche Aufgabe in der Sozialpolitik erfüllen 
konnten.6

2. Die Entwicklung zum gemeinnützigen Wohnbau um die 
Jahrhundertwende 
In der österreichisch-ungarischen Monarchie gab es beginnend um die 
Jahrhundertwende 19./20. Jahrhundert vier parallel laufende Entwick-
lungen die zum gemeinnützigen Wohnbau führten:7

- der einsetzende staatliche Wohnbau,
- der Gemeindewohnbau, hervorgegangen aus der Armenfürsorge,
- der kirchliche Wohnbau und
- der Dienstgeberwohnbau.

2	  Ebd., S. 99.
3	  Herbert Ludl: Gemeinnützige Wohnbaugenossenschaften. In: Genossenschaftliche Kooperationspraxis. Hg. von 
Wolfgang Kemmentmüller, Michael Schmidt, Wien 1998, S. 332.
4	  Hermann Ziller: Bericht über die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften in Oesterreich und Ungarn für das Jahr 
1873, Wien 1874, S. 15.
5	  www.owg.at (Zugriff 29.3.2012).
6	  Ludl (wie Anm. 3), S. 333.
7	  Klaus Lugger: Geschichte und Entwicklung der gemeinnützigen Bauvereinigungen in Österreich. In: Handbuch der 
gemeinnützigen Wohnungswirtschaft. Hg. von Karl Korinek und Ewald Nowotny, Wien 1994, S. 21 f.
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Der Beginn des staatlichen Wohnbaus wurde vor allem von der Errich-
tung von Dienstwohnungen für Unteroffiziere und Zollbeamte geprägt. 
Diese Dienstwohnungen entstanden vor allem in der Provinz der österrei-
chisch-ungarischen Monarchie. 
Ab 1897 bemühte sich die „Kaiser Franz Josef I. Jubiläums-Stiftung“, Gelder 
für den sozialen Wohnbau zu sammeln. Die Stifter waren: die Erste  
Österreichische Sparkasse, die Handels- und Gewebekammer für Öster-
reich, der Niederösterreichische Gewerbe-Verein, der Verein für Arbeiter-
häuser und einige reiche Aristokraten. Bis 1904 wurden mit den Geldern 
der Stiftung 383 Wohnungen errichtet. Ihre Bedeutung erlangte die Stif-
tung als ein Vorläufer der 1907 gegründeten „Zentralstelle für Woh- 
nungsreform in Österreich“, die eine Vorgängerorganisation des heutigen 
Revisionsverbandes (Österreichischer Verband gemeinnütziger Bauverei-
nigungen – Revisionsverband) war.8

Die Gemeinden unterhielten um die Jahrhundertwende vielfach Einrich-
tungen im Bereich der Armenfürsorge. Daraus entwickelten sich letzt-
endlich die Gemeindebauwohnungen. Die erste Gemeinde, die sozialen 
Wohnbau betrieb, war Innsbruck, wo bereits 1907 ein Wohnbau-Projekt 
umgesetzt wurde. Nach dem Ersten Weltkrieg begann der kommunale 
Wohnbau in Österreich in großem Umfang anzulaufen.
Der kirchliche Wohnbau erwuchs ebenfalls aus dem Bereich der Armen-
fürsorge. Manche Klöster versorgten arme Familien mit Unterkünften. 
Ebenfalls in Innsbruck entstanden zwischen 1893 und 1898 die sogenann-
ten „Leohäuser“ mit 120 Wohnungen, in welchen 710 Personen, darunter 
425 Kinder, eine Unterkunft fanden. Bereits zu diesem Zeitpunkt waren 
„liberale Kreise“ gegen diese kirchlichen Aktivitäten, da die privaten 
Hausbesitzer die Konkurrenz fürchteten.

Für viele Arbeiter war der Wohnbau durch die Dienstgeber ein wichtiges 
Element der Wohnraumversorgung. Durch diese Verbindung zum Ar-
beitgeber entstand jedoch oft ein Abhängigkeitsverhältnis. Industriebe-
triebe und die Eisenbahngesellschaften waren die ersten Unternehmen, 
die in größeren Umfang Dienstwohnungen für ihre Arbeitnehmer zur 
Verfügung stellten. Die Eisenbahngesellschaften unterstützten in vielfäl-
tiger Weise die Gründung von Baugenossenschaften. Ihre Pensionsfonds 
finanzierten häufig den Wohnbau, sie waren die Vorläufer der später er-
richteten Wohnbauförderungsfonds.9

8	  Lugger (wie Anm. 7.), S. 21f.
9	  Ebd., S. 22.
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Für den Großteil der Wiener Bevölkerung brachten diese gut gemeinten 
Initiativen auf dem kaum regulierten Wiener Wohnungsmarkt keine Fort-
schritte. Bis zum Ende der österreichischen-ungarischen Monarchie nach 
dem Ersten Weltkrieg gab es für breite Bevölkerungsschichten keine Lö-
sung des akuten Wohnungsproblems.10

3. Politische, wirtschaftliche und soziale Verhältnisse nach 
dem Ersten Weltkrieg 
Nach dem Zusammenbruch der österreichisch-ungarischen Monarchie 
im November 1918 schrumpfte Österreich von einem Reich mit 52 Mio. 
Einwohnern auf ein Staatsgebiet mit ca. 6,5 Mio. Einwohnern. Besonders 
schmerzlich für Restösterreich waren die Abtrennung der landwirtschaft-
lichen Gebiete in Ungarn sowie der Verlust der Industriegebiete in Böh-
men und Mähren. Es entbrannte eine Diskussion über die Überlebensfä-
higkeit des kleinen Staates und von vielen wurde aus politischen und 
wirtschaftlichen Gründen ein Anschluss an das Deutsche Reich forciert. 
Von den Siegermächten wurde ein Anschluss jedoch untersagt, und am 12. 
Oktober 1918 wurde in Österreich die Republik ausgerufen.11

Wien war als ehemaliges Zentrum der Monarchie eine Stadt mit über 2 
Mio. Einwohnern. Viele österreichische Beamte, Offiziere und andere die 
sich in den Kronländern aufgehalten hatten, strömten nach dem Ende des 
Ersten Weltkriegs wieder zurück in die Hauptstadt. Gleichzeitig verließen 
aber auch viele Menschen, vor allem Tschechen die Stadt in Richtung der 
neugegründeten Nachfolgestaaten. Die größten Probleme der Stadt waren 
die mangelnde Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln und 
Energie aus den ehemaligen Versorgungsgebieten Böhmen, Mähren, Ga-
lizien und Ungarn. Außerdem verfügte Wien zu dieser Zeit über einen 
aufgeblähten Beamten-, Dienstleistungs- und Bankenapparat.12

Die ersten freien Wahlen, bei denen erstmals auch Frauen stimmberech-
tigt waren, fanden in Wien am 4. Mai 1919 statt. Die sozialdemokratische 
Partei zog als stärkste Fraktion in das Wiener Rathaus ein. Im Vergleich 
zu Restösterreich war in Wien der Proletarieranteil besonders hoch, was 
sich in der Stärke der Wiener Arbeiterbewegung niederschlug. Nach einer 

10	  Peter Eigner, Herbert Matis, Andreas Resch: Sozialer Wohnbau in Wien, Eine historische Bestandsaufnahme. In: 
Jahrbuch des Vereins für die Geschichte der Stadt Wien. Hg. vom Verein für die Geschichte der Stadt Wien, Wien 1999, S. 
8.
11	  Richard Saage: Die deutsche Frage. In: … der Rest ist Österreich. Hrsg. von Helmut Konrad, Wolfgang Madertha-
ner:, Band I, Wien 2008, S. 74.
12	  Österreich ist auch heute noch stark „Overbanked“, und da viele Banken ein unzureichendes Privatkundengeschäft 
haben bzw. ihnen sogar ein funktionierendes Geschäftsmodell fehlt, kam es zu den starken Schwierigkeiten der österreichi-
schen Banken während der aktuellen Wirtschaftskrise.
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kurzen Übergangszeit erfolgte am 1. Jänner 1922 die vollständige admini-
strative Trennung von Wien und Niederösterreich. Damit erreichte Wien 
die Stellung als eigenständiges, unabhängiges Bundesland. Als Vorteile 
für Wien ergaben sich dadurch die Gesetzgebungskompetenz als Bundes-
land, das Recht auf Anteile von Bundessteuern und die Finanzhoheit über 
die Landeseinnahmen.13

Nach dem Ausscheiden der Sozialdemokraten aus der Bundesregierung 
1920 verschärften sich die Konflikte zwischen der Stadtregierung und der 
konservativen Staatsgewalt.

4. Die Kriegerheimstättenbewegung 

Die Wohnungssituation in Wien war während des Ersten Weltkriegs 
mehr als schlecht. Von den ca. 2 Mio. Bewohnern Wiens waren ca. 10 
Prozent obdachlos. Gleichzeitig ist der Neubau von Wohnungen durch 
den Ersten Weltkrieg praktisch zum Erliegen gekommen. Die Wiener 
Bevölkerung war zwischen 1915 bis Mitte 1919 einer Blockade der Entente-
Mächte14 ausgesetzt, die sich auf die Versorgung der Bevölkerung mit Le-
bensmitteln, Energie und später auch auf den Gesundheitszustand der 
Bevölkerung auswirkte.15

Während des Ersten Weltkriegs entwickelte sich die Idee der „Krieger-
heimstätten“. Sie geht ursprünglich auf den deutschen Bodenreformer 
Adolf Damaschke (1865-1935) zurück. Am 8. Januar 1916 hielt Damaschke 
einen Vortrag in Wien und verhalf dadurch der Kriegerheimstättenidee 
auch in Österreich zum Durchbruch. Ähnliche Konzepte entstanden zu 
dieser Zeit auch in anderen europäischen Ländern, z. B. hieß ein ver-
gleichbares Programm in England „Homes for Heroes“.16 Der leitende 
Gedanke der Kriegerheimstättenprogramme war die Errichtung von Sied-
lungen für heimkehrende Soldaten des Ersten Weltkriegs und ihre Fami-
lien. Außerdem sollte Kriegsinvaliden und Kriegswitwen günstiger, gesi-
cherter Wohnraum zur Verfügung gestellt werden. 

Ideologisch stand hinter der guten Sache – dem Projekt zur Versorgung 
von Kriegsheimkehrern – eine selbstauferlegte bevölkerungspolitische, 
rassenhygienische und wehrpolitische Mission. Heimstättenanwärter 

13	  Ulrike Zimmerl: Wiener Siedlerbewegung und Siedlungswesen in der Zwischenkriegszeit, Wien 1998, S. 64.
14	  England, Frankreich und Russland.
15	  Wilfried Posch: „… der Bewegung überaus große Dienste geleistet“. In: Einfach bauen: genossenschaftliche Selbsthilfe 
nach der Jahrhundertwende; zur Rekonstruktion der Wiener Siedlerbewegung, Hg. von Klaus Novy, Wolfgang Förster, 
Wien 1991, S. 41.
16	  Zimmerl (wie Anm. 13), S. 54.
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konnte jeder österreichische Staatsbürger werden, der gewisse Bedin-
gungen erfüllte. Als Anwärter musste man bestimmte körperliche und 
persönliche Eignungen vorweisen. Zusätzlich wurde die Vertrauenswür-
digkeit der Anwärter überprüft und nach bevölkerungspolitischen und 
rassehygienischen Gesichtspunkten entschieden. Ausgeschlossen waren 
Personen die nicht im Besitz der „bürgerlichen Ehrenrechte“ waren oder 
die wegen eines militärischen Verbrechens bestraft worden waren. Be-
dürftigkeit war keine Voraussetzung für den Erhalt einer Heimstätte. Die 
Kriegerheimstättenbewegung verstand sich nicht als Armenfürsorge, viel-
mehr war erwünscht, dass die Anwärter eigene Mittel zum Erwerb und 
für die Aufrechterhaltung der Heimstätten besaßen. Bevorzugt wurden 
Personen mit militärischen Verdiensten, Kriegsinvalide (sofern sie er-
werbsfähig waren) und Witwen.17

Die Kriegerheimstättenbewegung hatte in Österreich viele Befürworter, 
eine Massenbewegung wie in Deutschland wurde sie jedoch nicht. Ein 
wichtiger Schritt für die Kriegerheimstättenbewegung war die Gründung 
des Reichsverbandes der Kriegerheimstätten in Österreich im April 1916. Den 
Vorsitz führte der engagierte Wohnreformer Franz Klein (1854-1926). Fi-
nanziell wurde die Kriegerheimstättenbewegung von der Quäker-Vereini-
gung „Gesellschaft der Freunde“ unterstützt. Diese Vereinigung war eine 
englisch-amerikanische Hilfsorganisation, die während des Ersten Welt-
kriegs versuchte, durch die Pflege von Verwundeten einen Beitrag zur 
Völkerverständigung zu leisten. Gleichzeitig versuchten die Quäker, 
Kriegsheimkehrer zu unterstützen indem sie einen Beitrag für das Sied-
lungswesen leisteten. 
Das größte Problem der Bewegung war das fehlende Land für die ge-
planten Siedlungen. Kriegerheimstätten sollten nach Möglichkeit auf 
Baurechtsgründen18 errichtet werden. Die Befürworter der Bewegung for-
derten vom Staat und anderen öffentlichen Organisationen, dass Grund-
stücke zur Verfügung gestellt werden sollten. Trotz der staatlichen Aner-
kennung der Kriegerheimstättenbewegung war aufgrund der schlechten 
wirtschaftlichen Lage in Österreich die Verwirklichung von Projekten 
während des Ersten Weltkriegs nicht möglich. Nach dem Ende des Kriegs 
konnten zwei Sieglungen verwirklicht werden: Aspern-Hirschstetten und 
Friedensstadt.19 

17	  Ebd., S. 55 f.
18	  Ein Baurechtsgrund ist ein Pachtgrundstück, das für eine lang fristige Nutzungsdauer verpachtet wird. Die Pacht-
dauer beträgt meist 100 Jahre. Nach dem Ende der Laufzeit fällt das Grundstück mit dem Gebäude an den Grundeigen-
tümer zurück.
19	  Zimmerl (wie Anm. 13), S. 57.
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Die Siedlung Aspern-Hirschstetten wurde von der gemeinnützigen Bau- 
und Siedlungsgenossenschaft Kriegerheimstätten erbaut.20 Im März 1921 wur-
de mit dem Bau der Siedlung begonnen. Die Genossenschaft errichtete 
insgesamt 346 Häuser auf dem von der Gemeinde Wien zur Verfügung 
gestellten Grundstück. 1934 wurde die Siedlung durch die Gemeinde 
Wien erweitert. Durch einen weiteren Zubau 1945 verlor die ursprüngliche 
Siedlung teilweise ihren Charakter, der von dem Architekten Adolf Loos 
(1870-1933) geprägt worden war.
Die Siedlung Friedensstadt war ursprünglich als Kleinstadt für bis zu 
10.000 Bewohner geplant. Am Anfang des Projekts stand die illegale Be-
setzung eines Teils des kaiserlichen Wildparks durch Kriegsinvalide. Bis 
1924 wurden mit der Unterstützung der „Gesellschaft der Freunde“ 50 
Einfamilienhäuser errichtet. Die Genossenschaft der „Kriegsbeschädigten 
Lainzer Tiergarten“ war verantwortlich für den Bau der Häuser. Die Häu-
ser befinden sich heute in Privatbesitz und die Genossenschaft wurde noch 
vor dem Beginn des Zweiten Weltkriegs aufgelöst.21

Das Scheitern der Kriegerheimstättenidee war letztendlich eine Folge des 
Kapitalmangels und der Vorbehalte der österreichischen Regierung ge-
genüber allen bodenreformerischen Bestrebungen.

5. Die Wiener Siedlerbewegung 
Die in England und Deutschland ab dem Beginn des 20. Jahrhunderts 
zum Teil prägende Gartenstadtbewegung, deren Ziel die Errichtung von 
autonom-genossenschaftlich organisierten Kleinstädten war, fand in Ös-
terreich nur wenig Anklang. Die Wiener Siedlerbewegung, die sich nach 
dem Ersten Weltkrieg formierte, gilt als österreichisches Phänomen und 
als die erste Massenbewegung, die sich einer baugenossenschaftlichen Or-
ganisationsform bediente. In Wien war sie u. a. ein Vorläufer der umfang-
reichen Gemeindebauprojekte, die beginnend mit 1924 von der Gemeinde 
Wien durchgeführt wurden.22

Vorbild für die Wiener Siedlerbewegung war die, durch ihren Beitrag zur 
Sicherung der Lebensgrundlage in der Notzeit des Ersten Weltkriegs po-
pulär gewordene, Kleingartenbewegung (Schrebergärten). Zu Beginn er-
richteten die Kleingärtner nur einfache Hütten für ihre Gartengeräte, be-
gannen dann auch – oft aus einer Notlage heraus – in diesen Hütten zu 

20	  Die gemeinnützigen Bau- und Siedlungsgenossenschaft Kriegerheimstätten existiert auch heute noch. Für nähere 
Informationen siehe: http://members.aon.at/kriegerheimstaetten. (Zugriff 29.3.2012)
21	  Zimmerl (wie Anm. 13), S. 58.
22	  Ludl (wie Anm. 3), S. 337.



96

übernachten und diese immer weiter auszubauen. Das Elend und die Not 
nach dem Ersten Weltkrieg veranlassten viele Siedler, ihre Unterkünfte 
ohne Genehmigung der Grundstückseigner zu errichten. Im Gegensatz 
zu Deutschland gab es in Österreich nach dem Ersten Weltkrieg noch 
kein Netz von Genossenschaften, Verbänden und anderen Hilfseinrich-
tungen. Die Wiener Siedlerbewegung musste bzw. konnte sich am Beginn 
ohne jegliche Unterstützung aber gleichzeitig auch ohne institutionelle 
Schranken entwickeln.

Diese interessante Entwicklung der Wiener Siedlerbewegung von einem 
echten „Notprojekt von unten“ zu einem engagierten Projekt gesellschaft-
licher Veränderung (Genossenschafts- und Gildensozialismus) und in 
Folge dessen zu einer Kommunalisierung der Siedlerbewegung bzw. im 
Endeffekt zu einem „staatlichen Notprojekt während der Weltwirtschafts-
krise“ kann man in vier Phasen übersichtlich darstellen.23

Phase I: „Notprojekt von Unten“ – Wildes Siedeln (1918 – 
1921) 
Der chaotische Massenaufbruch, den der Beginn der Siedlerbewegung in 
Wien darstellt, kann heute nur noch schwer detailliert nachgezeichnet 
werden, da viele Ereignisse nicht dokumentiert wurden. In der Zeit nach 
dem Ersten Weltkrieg kam es zu großflächigen Rodungen des Wiener-
waldes, die hauptsächlich der Brennholzbeschaffung dienten.

Im Anschluss daran folgte die wilde Bebauung der gerodeten Flächen. 
Die Bebauung fand ohne jede Erlaubnis der Gemeinde und der Grund-
stückseigentümer statt. Der in der Gartenstadtbewegung aktive Hans 
Kampffmeyer schildert die Ereignisse in Wien seinem 1926 erschienen 
Buch „Siedlungen und Kleingarten“ so: „Ohne Zutun der Gemeinde, ja ohne 
Erlaubnis des Grundeigentümers und der Baupolizei sind durch die Selbsthilfe 
der Kleingärtner Hunderte von Dauerwohnungen geschaffen worden. Darun-
ter sind viele massiv ausgeführte Häuser; zumeist sind es jedoch Bretterhütten, 
die aus allem erdenklichen billig gekauften Material zusammengezimmert sind. 
Es entstand die Gefahr, dass die unermüdliche Arbeit und das bescheidene Ver-
mögen des Kleingärtners in schlecht vorbereiteten Bauvorhaben verloren gehe 
und dass die ungewöhnlich schöne landschaftliche Umgebung von Wien durch 
diese wilde Bautätigkeit unheilbar verunziert werde. Unter diesen Umständen 
war es nicht verwunderlich, dass in den Kreisen der Kleingärtner der Gedanke, 
die bisher wilde Siedlungsbautätigkeit genossenschaftlich zu regeln und mit Un-

23	  Klaus Novy, Wolfgang Förster: Einfach bauen: genossenschaftliche Selbsthilfe nach der Jahrhundertwende; zur Re-
konstruktion der Wiener Siedlerbewegung, Wien 1991, S. 27.



97

terstützung vom Staat und Gemeinde in geordnete Bahnen zu leiten, auf frucht-
baren Boden fiel. Waren doch die meisten von ihnen [der Siedler] gewerkschaft-
lich und politisch organisiert, viele auch konsumgenossenschaftlich, so dass ihnen 
der Gedanke einer straffen Organisation von vornherein naheliegen musste.“24

Die erste große Demonstration der Siedler fand am 26. September 1920 
mit Vertretern aller politischen Lager statt. An der Demonstration nah-
men ca. 50.000 Menschen teil. Das Hauptanliegen der Siedler zu dieser 
Zeit war die Erlangung von Rechten an den illegal besetzten Gründen. 
Eine Parole damals war: „Gebt uns Land, Holz und Stein, wir machen Brot 
daraus.“25 
Die Zahl der Siedler, die sich damals keiner Organisation anschlossen und 
damit auf jegliche Unterstützung verzichteten, kann man heute aus der 
Literatur nicht mehr ableiten. Es dürfte sich dabei aber um eine beträcht-
liche Zahl handeln.

Phase II: Genossenschaftssiedlungen – Neugründung, Kon-
zentration, Verbundbildung 
In Deutschland gab es nach dem Ersten Weltkrieg ebenfalls wildes Sie-
deln und bauliche Selbsthilfe. Der wichtigste Unterschied zwischen den 
Siedlern in Deutschland und Wien ist, dass es in Wien innerhalb von nur 
zwei Jahren zur Bildung eines genossenschaftlichen Verbundes kam, der 
wichtige Hilfsdienste jeder Art verwirklichen konnte. Ab 1921 begann das 
organisierte Bauen von Genossenschaftssiedlungen auf den Flächen der 
durch die Siedler besetzten Gebiete. 1921 entstanden unter anderem der 
Österreichische Verband für Siedlungs- und Kleingartenwesen (ÖVSK), der ge-
meinwirtschaftliche Baustofflieferant GESIBA – Gemeinnützige Siedlungs- 
und Bauaktiengesellschaft26 und die Siedlungs-, Wohnungs- und Baugilde Ös-
terreichs.27 In der Siedlungs- Wohnungs- und Baugilde Österreichs wurden 
1922 der Zentralverband der Bauarbeiter Österreichs, der ÖVSK und die 
Mietervereinigung28 zusammengeführt.29

24	  Hans Kampfmeyer: Siedlung und Kleingarten, Wien (1926); zitiert in: Novy (wie Anm. 23), S. 28.
25	  Zimmerl (wie Anm. 13), S. 77.
26	  Johnan Brazda, Robert Schediwy: Pragmatische Sozialisierung. In: Das Werden der Ersten Republik, … der Rest ist 
Österreich. Hg. von Helmut Konrad, Wolfgang Maderthaner, Wien 2008, S. 119 f.
27	  Novy (wie Anm. 23), S. 29.
Der ÖVSK war der Vorläufer des heute noch aktiven Österreichischen Siedlerverbandes (ÖSV). Die „GESIBA“-Gruppe 
ist heute noch erfolgreich in Wien aktiv und verwaltet ca. 22.000 Wohnungen (siehe: http://www.gesiba.at (Zugriff 
2.4.2012)).
28	  Bereits am 1. Februar 1911 wurde der „Allgemeine Mieterverein“ als Reaktion auf die schlechte Wohnsituation gegrün-
det, am 15.3.1911 fand die vereinsrechtliche Registrierung statt. (siehe:http://mietervereinigung.at (Zugriff 2.4.2012))
29	  Österreichischer Siedlerverband (Hg.): Festschrift, 90 Jahre Österreichischer Siedlerverband, 1921 - 2011, Wien 2011, 
S. 6.
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Die sozialdemokratische Partei (SDAP) überwand 1921 ihre bisherige Ab-
neigung gegenüber der als „kleinbürgerlich“ eingestuften Siedlerbewe-
gung. Ein Grund dafür waren sicher die Dimensionen, die die Bewegung 
zu dieser Zeit bereits erreicht hatte. Auf zwei Demonstrationen in Wien 
waren bis zu 100.000 Teilnehmer. Aufgrund dieser Zahl kann man die 
Bedeutung der Siedlerbewegung erahnen. Ab 1921 nahm der christlichso-
ziale, 1915 gegründete Reichsverband der gemeinnützigen Bauvereinigungen 
nicht mehr an den Demonstrationen teil.
Trotz der politischen Spaltung kam es zur Anerkennung der Siedlerbewe-
gung auf Bundesebene durch das „Gesetz zur Errichtung des Bundes-
Wohn- und Siedlungsfonds“, das aus dem 1919 geschaffenen Wohnfürsor-
gefonds abgeleitet wurde.30 Auf kommunaler Ebene wurde von der 
sozialdemokratischen Wiener Stadtregierung ein eigenes „Siedlungsamt“ 
gegründet. Außerdem wurde in Wien ein eigener Wohnungs- und Sied-
lungsfonds eingerichtet.31

Der Erfolg der Wiener Siedlerbewegung stand in engen Zusammenhang 
mit der staatlichen Unterstützung ab 1921. In Deutschland gab es keine 
vergleichbaren Übereinkünfte zwischen Siedlern und den unterschied-
lichen Stadtverwaltungen. Oft verhinderten Parteienstreit und fehlende 
klare Mehrheiten ähnliche Kooperationslösungen.

Die bedeutendsten Siedlungen, die am Beginn der 1920er Jahre in Wien 
entstanden sind, waren: Rosenhügel, Hoffingergasse, Heuberg, Hermes-
wiese, Glanzing, Künstlersiedlung und Eden. Diese gelten als sozialrefor-
merische Mustersiedlungen. Während die Elemente der Wohnungsreform 
(Erbbaurecht, gemeinnütziges Genossenschaftseigentum am Haus, deka-
pitalisierter und teilweise demonetarisierter Arbeitseinsatz, gemeinschaft-
liche Infrastruktur, Selbstverwaltung) in diesen Siedlungen umgesetzt 
wurden, hinkte die architektonische Ästhetik bei den ersten Siedlungen 
noch hinterher. Erst ab 1923 kam es zu besser geplanten Siedlungen, wobei 
hier die Siedlung „Freihof “ positiv hervorgehoben werden kann.32

Bis zum Herbst 1922 haben Bund und Gemeinde ca. 600 Genossenschafts-
häuser in Wien gefördert. 1922 verschmolzen unter behördlichem Druck 
mehrere Kleingenossenschaften zur „Siedlungsunion“. Die Konzentration 
brachte auf der einen Seite Vorteile und Rationalisierungen in der Verwal-

30	  Ebd., S. 5.
31	  Novy (wie Anm. 23), S. 29.
32	  Die in den Jahren 1923 bis 1927 nach Plänen von Karl Schartelmüller errichtete genossenschaftliche Siedlungsanlage 
mit 1.014 Wohnungen und zahlreichen Gemeinschaftseinrichtungen und Geschäftslokalen wurde nach 1938 mehrfach er-
weitert und bildet heute die größte Genossenschaftssiedlung Wiens. (siehe: http://www.dasrotewien.at/am-freihof.html 
(Zugriff 2.4.2012)).
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tung und Finanzierung von Projekten, andererseits wurde dadurch die 
Selbstverwaltung der Siedlungen eingeschränkt. Mit der Einführung der 
Wohnbausteuer aufgrund eines Gemeinderatsbeschlusses im Jänner 1923 
kamen den Wohnbauprojekten neue finanzielle Mittel zugute, sodass in 
den Jahren 1923 bis 1925 weitere 2.000 Siedlerhäuser entstehen konnten, die 
ausschließlich von der Gemeinde Wien gefördert wurden. Damit waren 
1925 bereits über 10.000 Menschen in den neu geschaffenen Siedlungen 
untergebracht.33

Phase III: Die Kommunalisierung der Siedlerbewegung – Die 
Gemeindesiedlung 1923 – 1930 

Die Übergänge zwischen Phase II und III sind fließend. Die Wende in 
der Wohnbaupolitik war durch einen Gemeinderatsbeschluss vom Sep-
tember 1923 gekennzeichnet, als die Gemeinde Wien beschloss innerhalb 
von 5 Jahren 25.000 Wohnungen zu bauen und – als kommunaler Dienst-
leister – zu sehr günstigen Mieten zu vergeben. Insgesamt wurden in der 
Ersten Republik (1919 – 1938) von der Gemeinde 65.000 Wohnungen er-
richtet. Die Prioritäten verschoben sich jedoch weg von der Siedlerbewe-
gung hin zu Großwohnanlagen (Superblock): 1921 betrug der Anteil der 
Siedlerhäuser am gesamten Wohnungsbauprogramm 55 Prozent, 1922 39 
Prozent, 1923 28, 1924 14 und 1925 nur noch 4 Prozent.34

Ab 1924 begann die Gemeinde Wien, ohne die Zwischenschaltung der 
Genossenschaftsstruktur Anlagen zu errichten. Es wurde der Genossen-
schaftssozialismus vom Kommunalsozialismus abgelöst. Statt Selbstver-
waltung kam nun die Fremdverwaltung durch die Gemeinde zum Tragen. 
Beispiele für solche Siedlugen sind die Gemeindesiedlung „Lockerwiese“, 
sowie Teile der „Hermeswiese“ u. a. Die Beschlüsse der Gemeinde und die 
daraus resultierende Umgehung der Siedler und ihres Verbandes (ÖVSK) 
durch die Gemeinde schwächten den Verband beträchtlich, und es kam 
vermehrt zu verbandsinternen Konflikten. 

Phase IV: „Notprojekt von Oben“ – Stadtrandsiedlungen als 
Arbeitsbeschaffungsprogramm 1930 – 1937 
Mit dem Einsetzen der von den USA ausgehenden Weltwirtschaftskrise 
1929 kam die Gemeinde Wien durch Kürzung ihrer Budgetmittel von der 
autoritär handelnden Regierung in Bedrängnis, vor allem das geplante, 

33	  Novy (wie Anm. 23), S. 30.
34	  Novy (wie Anm. 23), S. 31.
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ehrgeizige Bauprogramm kam ins Stocken. Durch die Einschränkung der 
öffentlichen Investitionen in die Bauwirtschaft spitzte sich die bereits an-
gespannte Lage auf dem Wiener Arbeitsmarkt weiter zu.

Als Ausweg aus dieser schwierigen Lage begann die Gemeindeverwal-
tung, Siedlerprojekte als Arbeitsprogramme für Arbeitslose in Angriff zu 
nehmen. Mit der ursprünglichen Idee der Siedlerbewegung hatten diese 
„von Oben“ gesteuerten Initiativen nichts mehr gemeinsam. Die Bewerber 
(„Siedler“) wurden von der Stadtregierung ausschließlich aus dem großen 
verfügbaren Pool der Arbeitslosen ausgewählt. 
Als Vorbild für diese staatlich verordnete Siedlerbewegung dienten ähn-
liche Stadtrandsiedlungsaktionen in Deutschland. Ein Kennzeichen dieses 
Arbeitsbeschaffungsprogramms war der Versuch, mit möglichst geringen 
Mitteln die bis dahin brach liegenden Ressourcen nutzbar zu machen. Die 
Gemeinde Wien beschloss 1932 in Kooperation mit der GESIBA, das Pro-
jekt „Stadtrandsiedlung Leopoldau“ durchzuführen. Der Unterschied zu 
vorherigen Projekten lag darin, dass sämtliche Baustellenarbeiten von den 
Siedlern ausgeführt werden mussten. Für dieses für 80 Personen konzi-
pierte Projekt bewarben sich damals über 1.800 Interessenten. Die Aus-
wahl reduzierte sich aufgrund der Projektvorgaben großteils auf Baufach-
arbeiter. Die GESIBA erzeugte in Eigenproduktion wichtige Bestandteile 
der Häuser wie Türen und Fenster. So konnten aus den Mitteln, die vorher 
eine Wohnung im städtischen Großbau verschlang, jetzt zwei bis drei 
Kernhäuser errichtet werden.35

Die besonderen Merkmale des Arbeitsbeschaffungsprogramms der sozial-
demokratischen Gemeindeverwaltung waren:36

a) Explizit keine Reagrarisierungsabsicht; der Siedler sollte dem städ-
tischen Arbeitsmarkt erhalten bleiben; nur eine landwirtschaftliche Ne-
benerwerbsbasis sollte geschaffen werden.
b) Verpflichtender Zusammenschluss zu einer Erwerbs- und Wirtschafts-
genossenschaft zur partiellen genossenschaftlichen Produktion und Ver-
wertung der Gartenerzeugnisse.
c) Die Siedler erhielten eine vergleichsweise hohe Unterstützung von der 
Gemeinde während der Bau- und Übergangszeit (Übergangsunterkünfte, 
Straßenbahnfahrscheine und Pauschalvergütungen).
Insgesamt entstanden durch die Siedlungsaktionen der Gemeinde Wien 
6210 Unterkünfte. Wenn man von einer durchschnittlichen Belegung mit 
drei- bis vierköpfigen Familien ausgeht, fanden durch diese Aktionen der 

35	  Novy (wie Anm. 23), S. 33.
36	  Ebd.
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Jahre 1932 bis 1937 ca. 25.000 Menschen ein Zuhause. Das selbst gesetzte 
Ziel der Gemeinde 1933 von Unterkünften für ca. 100.000 Menschen 
konnte damit vor dem „Anschluss“ Österreichs an das Deutsche Reich 
1938 nicht erreicht werden.37 Die Not der ca. 500.000 Dauerarbeitslosen 
konnte durch die Errichtung der Stadtrandsiedlungen unter der Anleitung 
der Gemeinde letztendlich nicht spürbar gemildert werden.

37	  Robert Hoffmann: „Nimm Hack’ und Spaten…“, Siedlung und Siedlerbewegung in Österreich 1918 – 1938, Wien 
1987, S. 247.
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Armin Peter

Die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) und 
das genossenschaftliche Wohnungswesen 

Warum befasst sich die Internationale Arbeitsorganisation in 
Genf mit Fragen des genossenschaftlichen Wohnungswesens?
Als eine weltweit engagierte Sonderorganisation der Vereinten Nationen 
hat die Arbeitsorganisation – die UNO der Arbeit – die Aufgabe, global 
gültige Standards und Normen für ein – im weitesten Sinne – gutes Ar-
beiten und Leben zu entwickeln. Sie ist auch in ein System weltweiter 
Entwicklungszusammenarbeit eingegliedert, zu deren Kern die Industri-
alisierung und die Schaffung von Beschäftigungschancen für Milliarden 
Arbeitnehmer gehört.1 Im Methodenpool der Arbeitsorganisation wie 
auch im Feld einer breit angelegten Forschung spielen die Wohnungsbau-
genossenschaften eine bedeutende Rolle, wenn auch keine zentrale. Sie 
wird beschrieben unter der Generalüberschrift „Arbeitsbeziehungen“. Un-
ter ihr werden auch die Selbsthilfeeinrichtungen der Arbeitnehmer be-
handelt. Es sei erforderlich, sagt der ILO-Generaldirektor, dass die Ge-
werkschaften fördernde Einrichtungen für ihre Mitglieder und ihre 
Familienangehörigen schaffen und unterstützen, „etwa Konsumgenossen-
schaften, Spar- und Kreditvereine, Wohnungsbaugenossenschaften“2. Im Feld 
der Forschung werden „Arbeiterwohnungen und Sozialeinrichtungen“3 

genannt. 
Die globale Agentur hat es in den Ländern der Dritten Welt und der 
Schwellenländer mit Wohnungsverhältnissen zu tun – man denke nur an 
die ausufernden Behelfswohnungen und Slums an den Rändern der Mil-
lionen-Megalopolis – , die denen der europäischen Industriestaaten bis in 

1	  David A. Morse: 50. Internationale Arbeitskonferenz, Bericht des Generaldirektors, Teil I: Industrialisierung und 
Arbeit, Genf 1966, S. 103.
2	  Ebd. S. 74.
3	  Ebd. S. 100.
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das frühe vergangene Jahrhundert hinein nicht völlig unähnlich sind.
Der „Verein für Socialpolitik“ – das Forum der Kathedersozialisten – lie-
ferte in seinen Gutachten und Berichten über die Wohnungsnot der är-
meren Klasse in deutschen Großstädten im 19. Jahrhundert erschütternde 
Bilder. Überall, nicht nur in Berlin und Hamburg (wo man aus Kellern 
Wohnungen machte), gab es Häuser, die wegen Überfüllung, Unsauber-
keit, Mangel an frischer Luft und sanitären Einrichtungen zu wahren 
„Pesthöhlen“ wurden.4 Aus Wiener Erfahrungen sagte Eugen von Phi-
lippovich (1858-1917), einflussreicher Volkswirt der vorletzten Jahrhundert-
wende und Lehrer Joseph Schumpeters: „Diese Wohnungen bieten keine Be-
haglichkeit und keine Erquickung, sie haben keinen Reiz für den von der Arbeit 
Abgemühten. Wer in sie hinabgesunken oder hineingeboren wurde, muss körper-
lich und geistig verkümmern und verwelken und verwildern“5 Der Pionier des 
genossenschaftlichen Wohnungswesens, Viktor Aimé Huber (1800-1869), 
hat gesagt: „Die Wohnungsfrage ist die Kernfrage der gesamten sozialen Frage, 
im Guten wie im Schlimmen“.6

Die Internationale Arbeitsorganisation ILO – als Abkürzung für Interna-
tional Labour Organisation – mit ihren jährlich in Genf stattfindenden, in 
der Regel dreiwöchigen Internationalen Arbeitskonferenzen und dem In-
ternationalen Arbeitsamt in Genf ist ein ganz und gar singuläres Gebilde. 
Sie ist dreigliedrig. Die Vertreter der Regierungen, der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer wirken zusammen, um sozial- und arbeitsmarktpoli-
tische Standards zu entwickeln – in der Sozialgesetzgebung, in der Lohn-
politik, der Arbeitszeit, den Arbeitsbeziehungen einschließlich der Mit-
bestimmungsregelungen, der sozialen Sicherheit und im Arbeitsschutzes. 
Dreigliedrig heißt nicht drittelparitätisch, denn die Regierungen sind mit 
je zwei und Arbeitgeber und Arbeitnehmer mit je einem Delegierten ver-
treten. Auch der Verwaltungsrat ist in diesem Verhältnis besetzt. Umla-
gert wird die Organisation von zahlreichen Nicht-Regierungsorganisati-
onen und Heerscharen von Beratern in allen Delegationen (zu denen auch 
der Verfasser in den Jahren 1965 und 1966 als Berater des DGB in Genos-
senschaftsfragen gehört hat).

Die erarbeiteten Standards, die weltweite Gültigkeit beanspruchen, wer-
den in Übereinkommen (conventions) und Empfehlungen (recommenda-
tions) transportiert. Nur die Übereinkommen, von denen es seit der Grün-
dung der ILO im Jahre 1919 mittlerweile rund 190 gibt, sind durch die 
nationalen Parlamente zu ratifizieren, um die Staaten völkerrechtlich zu 

4	  Helmut Faust: Geschichte der Genossenschaftsbewegung, , Frankfurt a. M. 1965, S. 377.
5	  Ebd. S. 376.
6	  Ebd. S. 379.
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binden und die Regierungen zur kontrollierten Umsetzung zu verpflich-
ten. Die Empfehlungen sind kluge Vorschläge, die von Regierungen und 
Parlamenten wohlwollend-konstruktiv zur Kenntnis genommen werden 
sollen. 

„Der Fortschritt ist eine Schnecke“, hat Günter Grass gesagt, und das gilt für 
den sozialen Fortschritt in der Welt in besonderem Maße. Aber man darf 
doch sagen, dass die Welt der Arbeit ohne die ILO ärmer und bedrü-
ckender wäre. Bundeskanzlerin Angela Merkel hat die 100. Arbeitskonfe-
renz im Jahr 2011 besucht (in der Regel nehmen nur die Arbeitsminister 
teil) und festgestellt: „Nun ist es natürlich ganz klar, dass die Internationale 
Arbeitsorganisation nicht dazu da ist, die nicht gelösten Probleme der nationalen 
Regierungen und Sozialpartner zu lösen. Das muss jedes Land selbst tun. Aber 
die ILO kann Hilfestellungen bieten, wobei sie aus einem großen Erfahrungs-
schatz – den Erfahrungen aus allen Mitgliedsstaaten – schöpfen kann.“7 Das 
gilt auch für die Erfahrungen der deutschen Gewerkschaften und Genos-
senschaften. Ursula Engelen-Kefer (geboren 1943), die langjährige Sozial-
politikerin des DGB, hat darauf hin gewiesen, dass man Arbeitsstandards 
nicht isoliert sehen könne, sondern nur in internationalen Bezügen, vor 
allem zur Welthandelsorganisation, zur Weltbank und zum Internationa-
len Währungsfonds; dort könne Druck zur Durchsetzung von Normen 
aufgebaut werden.8 Es gibt 183 Mitgliedsstaaten. Die Erfahrungen der 
Deutschen seit dem Start der Weimarer Republik und später wieder ab 
1951, als die Bundesrepublik Mitglied wurde, sind in reichem Maß in die 
Beratungen und Beschlüsse eingeflossen. 

Es ist schwierig, weltweit den gemeinsamen Nenner für Normen zu fin-
den, die wenigstens einen marginalen Fortschritt bewirken. Das zeigte z. 
B. im Jahr 2011 ein Übereinkommen, das menschenwürdige Arbeit für 100 
Millionen Hausangestellte schaffen soll. Es gibt gewaltige Unterschiede 
zwischen dem Butler eines echten Oberhaus-Lords, der Haushälterin eines 
Pfarrers und den Köchen und Hof- und Hausfegern der indischen Mittel-
standsfamilie. Nord-Süd-Spannungen, Ost-West-Differenzen, die natür-
lichen Interessenkonflikte der Dreiparteilichkeit und dazu die große Bü-
rokratie – da ist es fast ein Wunder, dass die Beratungen und Beschlüsse 
zu klugen Vorschlägen führen. Aber es gibt sie in Hülle und Fülle! 
Für die deutschen Gewerkschaften war die Arbeit in der ILO stets von 
großer Bedeutung, sowohl in der Weimarer Republik mit ihren bahnbre-
chenden Entscheidungen als auch in der Wiederaufbauzeit nach dem 
Zweiten Weltkrieg. Alle bedeutenden Gewerkschaftsführer – so zwischen 

7	  ILO Nachrichten, Ausgabe 2, August 2011, S. 8.
8	  Ursula Engelen-Kefer: Kämpfen mit Herz und Verstand – mein Leben, Köln 2009, S. 95.
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den Kriegen Carl Legien (1861-1920), Theodor Leipart (1867-1947), Her-
mann Müller (1871-1931), Wilhelm Leuschner (1890-1944) – hatten vor 1933 
einen Sitz im Verwaltungsrat. Wilhelm Leuschner wurde auf der Konfe-
renz 1933 von der nationalsozialistischen Deutschen Arbeitsfront genötigt, 
mit seinem persönlichen Ansehen als ehemaliger hessischer Innenminister 
und Vorstandsmitglied des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes 
(ADGB) die Deutsche Arbeitsfront als legal und „salonfähig“ erscheinen 
zu lassen und ihrem Leiter Robert Ley (1890-1945) einen Sitz im Verwal-
tungsrat zu verschaffen. Leuschner weigerte sich und die gesamte Arbeit-
nehmergruppe protestierte gegen die Anwesenheit der „Kerkermeister der 
deutschen Arbeiterschaft“. Daraufhin verließ die Arbeitsfront-Delegation 
die Konferenz. Wilhelm Leuschner fuhr trotz aller Warnungen in die 
Heimat zurück und wurde beim Grenzübertritt verhaftet. Da Leuschner 
offen gegen den Nationalsozialismus protestierte, wurde er im Zuge des 
gescheiterten Attentats auf Adolf Hitler 1944 hingerichtet.9

Noch im Zweiten Weltkrieg, im Mai 1944, bekräftigte die ILO auf der 26. 
Konferenz in Philadelphia ihre Grundsätze. Sie erklärte: „Arbeit ist keine 
Ware“, des Weiteren beschrieb sie als eines ihrer Ziele die Schaffung ange-
messener Ernährungs- und Wohnverhältnisse und von Möglichkeiten zur 
Erholung und zur Teilnahme am kulturellen Leben.10

1961 verabschiedete die Internationale Arbeitskonferenz die Empfehlung 
betreffend Arbeiterwohnungen (Nr. R 115). Das Ziel ist klar: ausreichende 
und angemessene Wohnungen in geeigneten Umweltverhältnissen für alle 
Arbeitnehmer und ihre Familien mit einer Priorität für alle, die sie am 
dringendsten brauchen. Des weiteren wurden Wohnungen zur Miete oder 
im Eigentum gefordert, die mit einem zumutbaren Teil des Einkommens 
bezahlbar sind.

Als Träger einer solchen Wohnungsversorgung werden – entsprechend 
dem Geist der Dreigliedrigkeit der ILO – private, genossenschaftliche 
und öffentliche Unternehmen genannt. Nationale Körperschaften für 
Wohnungsbauprogramme sollen geschaffen, die Eindämmung von Slums 
vorangetrieben werden und eine Beteiligung der Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer ist erwünscht. Den Arbeitgebern wird empfohlen, sich um die 
Wohnsituation ihrer Mitarbeiter zu kümmern, auf allen drei Wegen, aber 
so, dass die Wohnungen getrennt von den Unternehmen verwaltet wer-
den. Es sollte keine Abhängigkeiten bei unsteter Beschäftigung entstehen 
(was in deutschen Großunternehmen im 19. und 20. Jahrhundert nicht 

9	  Bernt Heise: Die Internationale Arbeitsorganisation (IAO) und ihre Bedeutung für die Arbeitnehmer, Düsseldorf 
1969, S. 52.
10	  Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation IAO, Genf 2004.
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selten zu Problemen führte). Mieten sollen nach dem Kostenprinzip, aus-
drücklich unter Ausschließung von Spekulationsgewinnen, bemessen 
werden. Viele Empfehlungen richten sich auf Finanzierungsfragen, bei 
denen der Gedanke der Selbsthilfe betont wird. So wird z. B. vorgeschla-
gen, dass private Pensionskassen und Sozialversicherungen ihre Rückla-
gen für die langfristige Finanzierung von Arbeitnehmer-Wohnungen zur 
Verfügung stellen; dies geschieht z. B. in der Hamburger Pensionskasse 
der Konsumgenossenschaften von 1905. Dem Staat wird die Aufgabe 
zugeschrieben, ausreichende und bezahlbare Baugrundstücke zur Verfü-
gung zu stellen. Auf die Familienfreundlichkeit der Wohnungen wird 
großen Wert gelegt, und sie sollen alters- und behindertengerecht sein. 
Für die Qualität der Wohnungen in gesundheitlicher Hinsicht werden 
differenzierte Normen aufgestellt, einschließlich der uns Stadtmenschen 
fremd anmutenden Forderung, Wohnungen von Ställen zu trennen. Auch 
den Bedürfnissen von Wanderarbeitern und Einwanderern ist Rechnung 
zu tragen (jeder ein eigenes Bett, nach Geschlechtern getrennt). Die Bau-
weise soll landestypisch sein, mit dem ausdrücklichen Hinweis auf die 
Erdbebensicherheit. 
Das, was z. Zt. in Hamburg geschieht, nämlich die Befriedigung eines in 
vielen Jahren aufgestauten Wohnungsbedarfs durch den Bau von 6000 
Wohnungen jährlich, davon ein Drittel Sozialwohnungen, wird exakt in 
Ziffer 36 der Empfehlung beschrieben, auch als Mittel gegen steigende 
Mieten. 
Man kann die ILO-Empfehlung wie ein Raster auf einen Artikel der 
langjährigen Justitiarin des Gesamtverbandes gemeinnütziger Wohnungs-
unternehmen legen, in dem sie die Theorie und Praxis einer „dem Gemein-
wohl dienenden Wohnungsversorgung“ ausführlich darstellt, wird man eine 
große Deckungsgleichheit feststellen.11 Es ist anzunehmen, dass auch 
hier, wie die Bundeskanzlerin sagte, ein „Erfahrungsschatz“ aus westeuro-
päischen Ländern von der ILO zu heben war.

Die 50. Arbeitskonferenz hat 1966 die Empfehlung betreffend die Rolle 
der Genossenschaften in der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 
der Entwicklungsländer (Nr. R 127) verabschiedet. Sie lässt sich in ihren 
universalen prinzipiellen und praktischen Ansätzen durchaus als eine „in-
ternationale Charta des Genossenschaftswesens“12 bezeichnen. Die Vertreter 
der Arbeitnehmer haben darauf gedrungen, dem Dokument den Charak-

11	  Alice Riebandt-Korfmacher: Wohnungsbaugenossenschaften. In: Handwörterbuch des Genossenschaftswesens, Wies-
baden 1980, S. 1802 ff.
12	  Armin Peter, Die Genossenschaften in den Entwicklungsländern. In: Gewerkschaftliche Monatshefte, Dezember 
1966, S. 724.
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ter eines in nationale Gesetzgebung zu verankernden Übereinkommens zu 
geben, konnten sich aber nicht durchsetzen. Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer setzten sich mit einer Definition der Genossenschaft gegen die Regie-
rungen durch, die meinten, eine allgemein akzeptierte Definition der ge-
nossenschaftlichen Organisation könne es nicht geben.13 Im Mittelpunkt 
dieser Definition in Ziffer zwölf stehen die Freiwilligkeit, die demokra-
tische Leitung, die finanzielle und praktische Selbsthilfe, die sachgerechte 
Ertrags- und Risikobeteiligung. Dreizehn Genossenschaftsarten werden 
im einzelnen aufgeführt, darunter die Wohnungsbaugenossenschaften.
In einer umfassenden Bestandsaufnahme des Arbeitsamtes zur Vorberei-
tung der Empfehlung über die Genossenschaften werden die Wohnungs-
baugenossenschaften – neben Konsum- und Spar- und Darlehensgenos-
senschaften – als die Genossenschaftsform hervorgehoben, die in 
besonderer Weise zur Verbesserung des Lebensstandards der Arbeitneh-
mer beitragen können.14 Die Urbanisierung der Bevölkerung, steigende 
Ansprüche der sich entwickelnden unteren Mittelschichten, demogra-
fische Entwicklungen haben den Wohnungsgenossenschaften in Indien, 
Japan, einigen arabischen Ländern, Ostafrika, aber auch in einigen Län-
dern Südamerikas Auftrieb gegeben. Als besonders traditionsreich und 
musterhaft werden die schwedischen und polnischen Genossenschaften 
betrachtet. 
Die ILO unterscheidet die Bausparkasse als einfachste Form einer Woh-
nungsgenossenschaft und die Mietergenossenschaft als komplexen Typ. 
Dazwischen steht die Baugenossenschaft zur Errichtung von Häusern, die 
ins Eigentum der Mitglieder übergehen, was den sozialen Wert dieser Ge-
nossenschaftsform beschränke.15 Diese Produktivgenossenschaften waren 
in Deutschland nicht üblich. Auch in der deutschen historischen Ent-
wicklung gab es das genossenschaftliche „Eigenhausprinzip“16, es hat sich 
jedoch im ideologischen Widerstreit mit dem Prinzip des Gemeinschafts-
eigentums nicht durchsetzen können, höchstens am Rande durch die Be-
treuung der Eigentumsbildung oder durch den partiellen Verkauf von 
Wohnungen. Die ILO unterstreicht für ländliche Gebiete die Möglich-
keit, dass Genossenschaften Baustoffe und Beratungsleistungen anbieten 
und die eigentliche Bauarbeit ihren Mitgliedern überlassen. 
In den Beratungen über die Genossenschafts-Empfehlung waren deut-
liche Interessentendenzen zu erkennen. Die Arbeitgeber (Unternehmer) 

13	  Ebd. S. 727.
14	  Internationale Arbeitskonferenz: Die Rolle der Genossenschaften in der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 
der Entwicklungsländer, Genf 1964, S. 6.
15	  Ebd. S. 32.
16	  Riebandt-Korfmacher (wie Anm. 11), S. 1806.
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fürchteten um ihre Marktanteile im Wettbewerb, die Regierungen strebten 
die Sicherung ihrer Gestaltungsfreiheit und die Arbeitnehmer legten ei-
nen Genossenschafts-Enthusiasmus an den Tag, der manchmal utopische 
Züge trug. 
Die deutsche Delegation setzte sich vor allem dafür ein, Hemmungen für 
Genossenschaftsgründungen zurückzudrängen. Sie können in bürokra-
tischen Vorschriften und in staatlicher Bevormundung oder in Formen der 
Mediatisierung liegen. Und es gelang ihr wirklich, die Rolle der Prüfungs-
verbände als Bastion genossenschaftlicher Autonomie fest zu etablieren. 
Die ILO-Studie stellte jedoch auch fest, dass in den meisten Ländern die 
Wohnungsgenossenschaften viel eher als andere Genossenschaften bereit 
seien, sich in internen Angelegenheiten einer Beaufsichtigung durch staat-
liche Instanzen zu unterwerfen, - in Deutschland dem (früheren) Woh-
nungsgemeinnützigkeitsgesetz. Den Prüfungsverbänden wird auch die 
Aufgabe zugewiesen, Motor der genossenschaftlichen Entwicklung zu 
sein: durch Werbung, Ausbildung in Managementfragen und Gründungs-
hilfe und –betreuung. Da dies aber vielen Regierungen – mit ihren sog. 
„registrars“ und ihren Monster-Ministerien nicht gefiel – wurde in Ziffer 
30 festgestellt, dass bis zur Schaffung zentraler Verbände „andere qualifi-
zierte Stellen“ tätig werden sollen, d. h. staatliche Stellen. Von Genossen-
schaftern asiatischer und afrikanischer Länder war zu hören, dass die Be-
amten die Geschäftsunterlagen nicht im Betrieb, sondern in den 
Ministerien prüften – hier musste buchstäblich eine doppelte Buchfüh-
rung geführt werden. 

Die Empfehlung aus dem Jahr 1966 wurde 2002 durch die Empfehlung 
betreffend die Förderung von Genossenschaften (Nr. R 193) ersetzt. Sie 
beschreibt nicht mehr einzelne Genossenschaftsarten, deren Bedingungen 
und Chancen. Sie stellt die Genossenschaften ins Licht modernerer Ten-
denzen, z. B. Umwelt und nachhaltiges Wirtschaften, Gleichstellung und 
Beteiligung der Frauen, die Entwicklung von Managementqualifikati-
onen, soziale und kommunitaristische Wirkungen, Vermehrung von Be-
schäftigungschancen, auch bei Arbeitsplatzverlusten durch Betriebsschlie-
ßungen, die administrative Erleichterung von Genossenschaftsgründungen 
(„möglichst rasche, einfache, kostengünstige und effiziente Registrierung von 
Genossenschaften“17), Kapitalbildung, vorbildliche Führungspraktiken, die 
Verhinderung von Pseudo-Genossenschaften zur Verschleierung von Aus-
beutung und Spekulation (wie sie der Erfinder der segensreichen Mikro-
kredite mit seiner Grameen Bank, der Nobelpreisträger Muhammad 
Yunus zu seiner Pein erleben musste). Wichtig ist auch die Umwandlung 

17	 ILO; Empfehlung betreffend die Förderung von Genossenschaften, Genf 1966; R 193, Ziffer 6 a.
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von Formen der „informellen Wirtschaft“ in gesetzlich geschützte Arbeit. 
Diese Empfehlung von 2002 ist weit abstrakter, als die von 1966. Interes-
sant ist, dass sie sich auf die international akzeptierten Definitionen und 
Grundsätze des Internationalen Genossenschaftsbundes (die berühmten 
Rochdaler Prinzipien18) stützt und sie im Anhang zur Empfehlung wie-
dergibt. 
Niemand weiß, wie stark die Empfehlungen der ILO – von den Überein-
kommen hier zu schweigen - der Lage der Arbeitnehmer der Welt in der 
Praxis verbessert haben. Sie erzeugen ja keinen legislativen Handlungs-
druck und müssen von Parlamenten nur zur Kenntnis genommen werden. 
Vielleicht beeinflussen sie nur eine zivilisatorische Atmosphäre, in der sich 
fortschrittliche soziale Ideen und Maßnahmen verbreiten wie technische 
Neuerungen. Vielleicht hilft ja auch das Internet, den Empfehlungen der 
ILO Bekanntheit und Charme zu verleihen. Denn sie sind es tausendfach 
wert, als ein kollektives Weltwissen über gute Politik und gute Arbeit stu-
diert zu werden.  

18	  Armin Peter: Rochdaler Prinzipien; In: Handwörterbuch der Genossenschaften, Wiesbaden 1980, S. l425 f.
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Bettina Harms

Wohnungsgenossenschaften auf dem Weg  
in die Zukunft

Lange Zeit galten Wohnungsgenossenschaften in Deutschland als altmo-
disch und verstaubt. Es schien, als würden die Uhren in den Genossen-
schaften anders gehen als in anderen Bereichen der Wohnungswirtschaft. 
Die genossenschaftlichen Prinzipien Selbstverwaltung, Selbstverantwor-
tung und Selbsthilfe schienen nicht mehr zeitgemäß. Insbesondere junge 
Menschen, so glaubte man, würden mit diesen Begriffen nichts mehr an-
fangen und für die genossenschaftliche Idee nicht mehr begeistern kön-
nen. In genossenschaftlichen Gremien wurde über eine Neudefinition, 
über das Finden neuer Begrifflichkeiten diskutiert, letztendlich erschien 
aber keine der vorgeschlagenen Alternativen wirklich besser. Ein Höhe-
punkt und nach meiner Wahrnehmung auch ein Wendepunkt, war die 
Diskussion im Zusammenhang mit der Expertenkommission Wohnungs-
genossenschaften, die von der Bundesregierung 2002 in Auftrag gegeben 
wurde, „das selbstbestimmte, genossenschaftliche Wohnen als dritte tra-
gende Säule neben dem Wohnen zur Miete und dem Wohneigentum wei-
ter zu entwickeln und die Zukunft der genossenschaftlichen Idee zu 
sichern.“1 Unter der Leitung von Jürgen Steinert und der fachlichen Be-
gleitung von Analyse & Konzepte GmbH sowie dem Institut für Genos-
senschaftswesen an der Philipps-Universität Marburg, fand in diesem Zu-
sammenhang eine gründliche Aufarbeitung der damaligen Situation von 
Wohnungsgenossenschaften in Deutschland statt, die auch als eine Posi-
tionsbestimmung und der Identifikation von Perspektiven und Potentialen 
(so auch der Titel des Kommissionsberichts) von Wohnungsgenossen-
schaften diente. Im Kommissionsbericht wurde für die Genossenschaften, 
ihrer Verbände sowie für die Politik beschrieben, welche Handlungsbe-
darfe einerseits und welche Unterstützung und Förderungsmöglichkeiten 

1	  Vgl. Expertenkommission Wohnungsgenossenschaften: Wohnungsgenossenschaften. Potentiale und Perspektiven, 
Berlin 2004, S. 19.



112

andererseits bestanden, damit Wohnungsgenossenschaften, die ihnen in-
newohnenden Potentiale noch stärker entfalten können. 
Sehr viel hat sich seitdem in den Wohnungsgenossenschaften getan. Dies 
ist sicherlich nicht allein auf die Arbeit der Kommission zurückzuführen, 
auch wenn eine unlängst durchgeführte Evaluation einen hohen Grad der 
Umsetzung ihrer Empfehlungen ergeben hat. Meiner Wahrnehmung 
nach, hat die Arbeit der Kommission eher dazu beigetragen, die zum 
Zeitpunkt der Kommission bereits beginnenden Veränderungsprozesse zu 
unterstützen, zu beschleunigen und zu verstärken. Jahre zuvor waren 
schon die Weichen gestellt worden, die in ihrer Folge eine Neubesinnung 
und Neupositionierung der Wohnungsgenossenschaften notwendig mach-
ten. In Westdeutschland war 1990 das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz 
abgeschafft worden, das mit seinen Regelungen weit in die Unternehmen 
hineingewirkt hatte. Der gleichzeitige Rückgang der öffentlichen Förde-
rung v.a. im Neubaubereich, der mit sehr konkreten Auflagen und Forde-
rungen bezüglich der Art des Neubaus verbunden gewesen war, brachte 
darüber hinaus die Notwendigkeit einer eigenen Strategieentwicklung mit 
sich, ob überhaupt, und wenn, was zukünftig gebaut werden sollte. Noch 
gravierender waren die Anforderungen an die ostdeutschen Wohnungsge-
nossenschaften, die Lösungen für sehr weitreichende Veränderungen aller 
unternehmensbezogenen Rahmenbedingungen  einschließlich einer weit-
reichenden Neujustierung angesichts dramatischer Entwicklungen an vie-
len regionalen Wohnungsmärkten finden mussten. 
Heute erleben wir Wohnungsgenossenschaften überwiegend als moderne 
Unternehmen, die in dem Bewusstsein das angelegte Kapital ihrer Mit-
glieder mit entsprechender Sorgfalt zu verwalten, unter wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten agieren und sich gleichzeitig den Besonderheiten ihrer 
Rechtsform bewusst sind, was ihr Verhältnis zu den Mitgliedern und den 
Organen prägt. 
Damit sind bei vielen Wohnungsgenossenschaften gute Ausgangsbedin-
gungen für die Zukunft geschaffen worden. In den nachfolgend darge-
stellten vier Abschnitten möchte ich beschreiben, was darüber hinaus die 
Zukunft von Wohnungsgenossenschaften in Deutschland besonders prä-
gen wird.

1. Wohnungsgenossenschaften entwickeln sich im Wettbe-
werb
Wohnungsgenossenschaften unterscheiden sich in vielen Punkten von an-
deren Wohnungseigentümergruppen, z.B. sind ihre Mieter als Mitglieder 
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gleichzeitig Eigentümer, grundlegende Entscheidungen werden in der 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung getroffen und der Aufsichtsrat 
wird von der Vertreter- oder Mitgliederversammlung gewählt. Allerdings 
stellen die Besonderheiten von Wohnungsgenossenschaften für die mei-
sten Mitglieder nicht  den ausschlaggebenden Grund für die Mitglied-
schaft dar. Mitgliederbefragungen führen uns immer wieder vor Augen, 
dass die Attraktivität des Wohnungsangebots das Hauptmotiv darstellt, 
Mitglied einer Wohnungsgenossenschaft zu werden. 

Genossenschaften sind auf die Gewinnung neuer Mitglieder für ihren 
Fortbestand angewiesen. Dies ist zum einen auf die natürliche, altersbe-
dingte Fluktuation zurück zuführen. Zum anderen entspricht der Woh-
nungsbestand nicht immer den sich ändernden Mitgliederwünschen. Ge-
rade die jungen Mieter finden mitunter nicht die gewünschte Wohnung, 
wenn sie im Bestand eine größere Wohnung suchen. 
Die Attraktivität bzw. die Marktgerechtigkeit des Wohnungsbestandes 
sichert die Vermietbarkeit und damit die wirtschaftliche Zukunft der Ge-
nossenschaft. Wohnungsgenossenschaften stehen dabei mit anderen 
Marktteilnehmern am Wohnungsmarkt im Wettbewerb. Nicht zuletzt 
aus diesem Grund sind Genossenschaften heute gezwungen, sich am 
Markt weiter zu entwickeln. Denn die Summe aus der Attraktivität des 
Wohnungsbestandes, der Höhe der Nutzungsgebühren und Qualität des 
Services entscheidet im Wettbewerb. Wohnungsgenossenschaften können 
sich dabei nicht ausschließlich an den Wünschen ihrer heutigen Mitglieder 
orientieren. Sie müssen ihr Wohnungsangebot auch für zukünftige Nutz-
ergruppen weiter entwickeln, um die langfristige Vermietbarkeit sicher zu 
stellen.  Bei der Gestaltung ihrer Nutzungsgebühren sind sie darauf ange-
wiesen, dass sie diese Weiterentwicklung, d.h. die Anpassung an sich ver-
ändernde technische Anforderungen und Nachfragewünsche auch finan-
zieren können. Nicht  zuletzt sorgt der Wettbewerb am Wohnungsmarkt 
dafür, dass Wohnungsgenossenschaften auch in Zukunft attraktiv belei-
ben.

2. Nachhaltigkeit als Grundprinzip
Wohnungsgenossenschaften sind von ihrer Struktur her nachhaltig ausge-
richtet. Sie bauen für mehrere Generationen, die Beschaffenheit und tech-
nische Ausstattung der Wohnungen wie auch die Anlage der Siedlungen 
sind auf eine langfristige Vermietbarkeit hin ausgelegt. Genossenschaften 
arbeiten generationsübergreifend, so können viele Wohnungsgenossen-
schaften auf eine über 100-jährige Existenz zurückblicken. Die Weiter-
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entwicklung des Bestandes durch Neubau und Modernisierung ist nicht 
ohne das Einverständnis der Gremien möglich. Gerade hier zeigt sich die 
Nachhaltigkeit in besonderem Maße. Denn bisweilen ist es notwendig, 
hier Entscheidungen mit Weitblick zu treffen, um gute Voraussetzungen 
für nachfolgende Generationen zu schaffen. Dies kann zum Beispiel die 
Entscheidung für einen Bestandersetzenden Neubau sein, der sehr viel 
bessere ökologische Eigenschaften aufweist. 

Aber nicht nur in Bezug auf die zeitliche Dimension und Lebensdauer 
kommt die Nachhaltigkeit von Wohnungsgenossenschaften zum Aus-
druck. Immer stärker treten dabei auch ökologische Gesichtspunkte in 
den Vordergrund.
So plant die Genossenschaft Möckernkiez zum Beispiel derzeit in Berlin 
ein Stadtviertel mit 400 Wohnungen, die barrierefrei und ökologisch er-
baut werden. Dazu gehören die Nutzung alternativer Energiequellen und 
die Errichtung der Gebäude im Passivhausstandard.2 Zahlreiche Genos-
senschaften haben ihre umfassenden Aktivitäten im Bereich Energieein-
sparung und Klimaschutz auch in dem Wettbewerb „Genossenschaften 
sorgen für ein gutes Klima: Energieeffizient Wohnen“ des GdW im Jahr 
2010 unter Beweis gestellt. Zu den Preisträgern gehörte die Wohnungs-
baugenossenschaft Halberstadt eG. Sie hat ein strategisches Energiekon-
zept umgesetzt, das nicht nur die energetische Modernisierung des Be-
standes, die Einbeziehung und Information der Mitglieder sondern auch 
die Gewinnung bzw. Erzeugung von Energie in eigenen Anlagen umfasst. 
Ebenfalls Preisträger ist die Hamburger Mietergenossenschaft Garten-
stadt Farmsen eG, die ihre denkmalgeschützte Siedlung aus den 1950er 
Jahren unter Einsatz regenerativer Energien umfassend modernisiert und 
dadurch nicht nur eine Kostenentlastung ihrer Bewohner, sondern auch 
einen Beitrag zum Umweltschutz hat erreichen können.
Stabile Bewohnerstrukturen kennzeichnen genossenschaftliche Wohn-
quartiere. Viele Wohnungsgenossenschaften entwickeln ihren Bestand 
weiter, um Wohnungen für nahezu alle Lebensphasen und unterschied-
liche Lebenssituationen zur Verfügung stellen zu können. Dazu gehört 
eine wachsende Anzahl von Sonderwohnformen, wie z.B. Wohnungen 
für Demenzwohngemeinschaften.
Wirtschaftliche Stabilität ist ein weiteres wichtiges Kriterium für Nach-
haltigkeit. Nicht zuletzt aufgrund der genossenschaftlichen Pflichtprü-
fung haben sich Genossenschaften seit Jahrzehnten als wirtschaftlich be-
sonders stabile Unternehmensform erwiesen. 

2	  Vgl. „Bunter, offener Lebensraum“, Süddeutsche Zeitung vom 04.11.2011. 
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Nachhaltigkeit ist ein Zukunftstrend, der in Deutschland insgesamt an 
Bedeutung gewinnt. Wohnungsgenossenschaften werden in Zukunft 
nicht nur nachhaltig handeln, sondern dieses Handeln auch verstärkt nach 
außen dokumentieren. 

3. Wohnungsgenossenschaften: Immer wichtiger für unsere 
Gesellschaft
Wohnungsgenossenschaften sind aus privater Initiative entstanden und 
haben in erster Linie die Förderung ihrer Mitglieder zum Ziel. Darüber 
hinaus haben sie aber inzwischen eine weitreichende Bedeutung für das 
Zusammenleben der Menschen in Deutschland, von der längst nicht mehr 
nur die Genossenschaftsmitglieder profitieren. 

Fast 10% der mehr als 23 Mio. Mietwohnungen in Deutschland befinden 
sich in der Hand von rd. 2.000 Wohnungsgenossenschaften. Den rd. 2,8 
Mio. Genossenschaftsmitgliedern kommen das genossenschaftliche Dau-
erwohnrecht und das angemessene, vielfach sogar preisgünstige Mietni-
veau zu Gute.3 Die Bedeutung von Genossenschaften wird in der Zukunft 
zunehmen: aktuell beteiligen sich Genossenschaften überproportional am 
Neubau von Mietwohnungen. So wurden 2010 rd. 15% aller Mietwoh-
nungen durch Genossenschaften errichtet. Darüber hinaus besteht ein 
wachsendes Interesse an Neugründungen oder an genossenschaftlichen 
Wohnprojekten. 
Wohnungsgenossenschaften fördern die Entwicklung ihrer Quartiere 
durch Maßnahmen, die auch der Entwicklung des Wohnstandortes ins-
gesamt zu Gute kommen. Im Vordergrund steht dabei das gute Zusam-
menleben der Menschen in den Wohngebieten. Mit Hilfe von Stiftungen 
und Fördervereinen unterstützen viele Wohnungsgenossenschaften Maß-
nahmen im sozialen Bereich oder die Entwicklung von Nachbarschaften. 
Daneben tragen Genossenschaften im Rahmen ihrer baulichen Quar-
tiersentwicklung auch zur Stadtentwicklung bei. Eine enge Zusammenar-
beit zwischen Kommunen und Genossenschaften ist für beide Seiten sinn-
voll. Dies kann in einer Abstimmung der jeweiligen Maßnahmen, über 
die Unterstützung und Erleichterung bei administrativen Verfahren bis 
hin zur Förderung von Einzelmaßnahmen gehen.  
Die 2,8 Mio. Mitglieder von Wohnungsgenossenschaften tragen bereits 
heute dazu bei, dass das Immobilienvermögen breit gestreut wird, und sich 

3	  Vgl. Angaben des GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e.V. http://web.gdw.de/, 
Zugriff: 14.5.2012.
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in den Händen derjenigen befindet, die ein grundsätzliches Interesse an 
einer nachhaltigen und qualitätsvollen Bestandsentwicklung haben. Je 
mehr Wohnungen genossenschaftlich geführt werden, desto größer sind 
die Chancen, dass einem großflächigen Substanzverkehr im Mietwoh-
nungsbestand aufgrund stärker an reinen Renditegesichtspunkten ausge-
richteten Bewirtschaftungsstrategien, entgegengewirkt werden kann. Da-
rüber hinaus tragen zahlreiche Genossenschaften durch die Zahlung von 
Zinsen oder Dividenden auf die Geschäftsanteile, auch im Rahmen der 
Riester-Förderung, zur Vermögensbildung ihrer Mitglieder bei. 

4. Ehrenamt im Wandel
Ein konstituierendes Merkmal von Wohnungsgenossenschaften ist das 
Ehrenamt. Im Rahmen von Mitgliederversammlungen, als Mitglieder-
vertreter im Aufsichtsrat oder in wenigen  Fällen auch als Vorstände wir-
ken Genossenschaftsmitglieder ehrenamtlich in der Genossenschaft mit. 
Angesichts der professionellen Organisationsstrukturen und zunehmend 
anspruchsvoller werdenden Aufgaben, die in Wohnungsgenossenschaften 
für einen ordnungsgemäßen Geschäftsbetrieb notwendig sind, wird es 
immer schwerer ehrenamtliche Aufgaben zu definieren, die von den Mit-
gliedern sinnvoll übernommen werden können. Lediglich einmal im Jahr 
im Rahmen der Mitglieder- oder Vertreterversammlung abzustimmen, 
wird oft als unzureichend empfunden. Dieses und eine allgemein zurück-
gehende Bereitschaft in der Bevölkerung, langfristige, nicht nur projekt-
bezogene Aufgaben zu übernehmen, führt in vielen Genossenschaften 
dazu, dass es immer schwieriger wird, Mitglieder für die satzungsgemäß 
notwendigen Aufgaben, wie z.B. die Vertreteraufgabe zu finden. Anderer-
seits ist die enge Verbindung zu den Mitgliedern, die auch in der ehren-
amtlichen Mitarbeit zum Ausdruck kommt, eines der besonderen Merk-
male von Wohnungsgenossenschaften. Nicht zuletzt bringt sie auch einen 
stärkeren Austausch mit den Mitgliedern und damit beidseitig einen In-
formationsgewinn mit sich. Immer mehr Genossenschaften sind deshalb 
auf der Suche nach neuen Formen der ehrenamtlichen Beteiligung und 
einem neuen Verständnis des Vertreteramtes. Neben speziellen Informa-
tions- und Weiterbildungsveranstaltungen, die auch eine Aufwertung des 
Amtes und eine gute Informationsbasis der Vertreter mit sich bringen, gibt 
es andere erfolgreiche Konzepte, Mitgliedervertreter in Entscheidungs-
prozesse einzubeziehen, z.B. über die Verwendung von Budgets zur Ver-
besserung des Wohnumfeldes. Gerade letzteres fördert auch den Aus-
tausch zwischen Vertretern und Mitgliedern und beinhaltet die stärkere 
Berücksichtigung von Bewohnerinteressen bei der Mittelverwendung.
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In diesem Zusammenhang sei auch auf die Rolle der Aufsichtsräte verwie-
sen. Ihre Aufgabe, die Vorstände von Wohnungsgenossenschaften zu be-
gleiten und zu kontrollieren, wird mit steigenden Anforderungen an die 
Unternehmen immer anspruchsvoller und komplexer. Um der Gefahr ent-
gegen zu wirken, mit den Entscheidungen überfordert zu sein oder auch 
eine notwendige Unternehmensentwicklung zu verhindern, ist auch eine 
Formulierung von Anforderungen an die Aufsichtsräte von Wohnungsge-
nossenschaften sinnvoll, die bei der Auswahl geeigneter Personen hilfreich 
sind. Darüber hinaus sollten Aufsichtsräte die Möglichkeit einer qualita-
tiven Weiterbildung erhalten, um über sich ändernde Rahmenbedin-
gungen informiert zu werden. Das Angebot des Verbands Norddeutscher 
Wohnungsunternehmens zur dreitägigen Fortbildung „Qualifizierter Auf-
sichtsrat“ ist in diesem Zusammenhang als sehr empfehlenswert zu er-
wähnen.

Fazit
Abschließend kann festgestellt werden, dass sich die Wohnungsgenossen-
schaften bereits auf dem Weg in die Zukunft befinden. Sie müssen sich 
immer wieder am Markt bewähren und stehen deshalb vor der perma-
nenten Herausforderung sich entsprechend der Marktgegebenheiten und 
Mitgliederwünsche weiter zu entwickeln.

Gleichzeitig tragen Wohnungsgenossenschaften auf vielfältige Weise zu 
einer positiven Entwicklung der Gesellschaft bei. Dies ist zum einen auf 
ihr nachhaltiges Geschäftsmodell, den Beitrag zu Vermögensbildung bei 
ihren Mitgliedern, ihren positiven Einfluss auf die Entwicklung von 
Nachbarschaften und Quartieren und zum anderen auf ihre Beiträge zur 
Stadtentwicklung zurück zuführen. Es ist davon auszugehen, dass in Zu-
kunft Wohnungsgenossenschaften in einem wachsenden Umfang mit 
Aufgaben konfrontiert werden, die eigentlich der öffentlichen Hand zuge-
hörig sind und die ihr ursprüngliches Aufgabenfeld weit überschreiten. 
Hierfür einen geeigneten Rahmen in Verhandlung insbesondere mit den 
Kommunen zu finden, der die Interessen beider Seiten angemessen be-
rücksichtigt, wird zu den Zukunftsaufgaben der Genossenschaften und 
ihrer Interessenverbände gehören.
Wohnungsgenossenschaften sind heute professionell gemanagte Unter-
nehmen, die gleichzeitig die Nähe zu ihren Kunden, zu ihren Mitgliedern 
pflegen, deren Förderung schließlich ein wesentlicher Unternehmens-
zweck ist. In Zukunft wird die Gruppe der Wohnungsgenossenschaften 
noch vielfältiger werden. Bei mittleren bis großen Genossenschaften ist 
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eine Tendenz zum weiteren Wachstum zu erkennen. Kleinere, neu ge-
gründete Wohnungsgenossenschaften werden dort dazukommen, wo Be-
völkerungsgruppen die Vorteile dieser Wohnformen für sich entdecken, 
die Politik die positive Wirkung von Genossenschaft erkennt und deren 
Entwicklung unterstützt. Da Genossenschaften Unterstützung und För-
derung beim Zugang zu Grundstücken und beim Erwerb von Wohnungs-
beständen benötigen, weil es ihnen i.d.R. nicht möglich ist, einen gegenü-
ber anderen Geschäftsmodellen wettbewerbsfähigen Kaufpreis zu 
zahlen. 
Wohnungsgenossenschaften, das lässt sich abschließend zusammenfassen, 
sind ein Zukunftsmodell, das auch Antworten auf zukünftige neue He-
rausforderungen des Wohnungsmarktes bereithält.
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I.	 Geschichtlicher Hintergrund 
1.	 Victor Aimé Huber: Idee der „ökonomischen Assoziation“ 

Um die Mitte des 19. Jahrhunderts hatten sich in Deutschland die ersten 
modernen Genossenschaften gebildet. Zu dieser Zeit begann der Über-
gang von der Agrar- zur Industriegesellschaft mit tiefgreifenden wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Veränderungen. Die Industrialisie-
rung schritt rasch voran, die Wirtschaft florierte und die Massenfertigung 
von Gütern setzte ein. Jedoch hatte der Segen des Aufschwungs, den die 
deutsche Volkswirtschaft erlebte, eine Kehrseite trauriger Natur:1

Mit der Wirtschaft hatte sich schlagartig auch die Rolle der Arbeiter ver-
ändert.2 Sie mussten sich nun neuen Beschäftigungen zuwenden und wur-
den zu Handlangern der Maschinen. In den größeren Städten, in denen 
sich die Fabriken konzentrierten, nahm die Bevölkerung durch die Zu-
wanderung vom Lande (Bauern, Landarbeiter) und aus kleineren Städten 
(Handwerker) ständig zu. Die Arbeiterbevölkerung wuchs dramatisch. 
Daraus folgend stieg in den Ballungszentren der Bedarf an Wohnungen 
beängstigend – und zugleich die Wohnungsnot, nicht zuletzt wegen der 
fast völlig fehlenden staatlichen Wohnungspolitik.3 
Durch private Bautätigkeit konnte die Nachfrage nach Wohnungen bei 
weitem nicht befriedigt werden. Die akute Wohnungsnot, die in ihrer 
schärfsten Form zur Obdachlosigkeit führte, wurde zu einem gesell-
schaftspolitischen Problem.4 Wohnraumknappheit ließ die Mieten in bis 
dahin nicht gekannte Höhe steigen. Was nun mehr für Wohnen aufge-
wendet werden musste, fehlte beim täglichen Konsum. Verständlich, dass 
das drängende Wohnungsproblem der Arbeiterschaft, die sogenannte 
„Arbeiterwohnungsfrage“5, nach einer Lösung verlangte, um den revoluti-
onären Druck zu mindern.

In dieser Situation griff Viktor Aimé Huber (1800-1869), Gelehrter und 
geistreicher Schriftsteller aus dem Kreis des konservativen Bürgertums, 

1	 Vgl. Karl Johannes Fuchs: Die Wohnungsfrage vor und nach dem Kriege. Aufsätze und Vorträge zur Wohnungsfrage, 
München/Leipzig 1917, S. 2.
2	 Vgl. Alfried Schmitz: Deutsche Arbeiterbewegung im 19. Jahrhundert: http://www.planet-wissen.de/ politik_ge-
schichte/preussen/geschichte_preussens/deutsche_arbeiterbewegung, abgerufen am 21.07.2011.
3	 Vgl. Karl-Heinz Peters: Wohnungspolitik am Scheideweg. Wohnungswesen, Wohnungswirtschaft, Wohnungspolitik, 
Berlin 1984, S. 19 ff.
4	 Zu den Ursachen und Folgen der Wohnungsnot vgl. die ausführliche Darstellung in Otto Trüdinger: Die Arbeiter-
wohnungsfrage und die Bestrebungen zur Lösung derselben, Jena 1888, S. 8-55.
5	 Trüdinger (wie Anm. 4), S. 2, weist auf den Sprachgebrauch des Wortes „Arbeiterwohnungsfrage“ hin: „Die Bezeich-
nungen ´Arbeiterbevölkerung´, ´Arbeiter´ ´arbeitende Klassen´, ´niedere und untere Klassen´ sind in allen die Arbeiterwoh-
nungsfrage einschlagenden Schriften gleichbedeutend gebraucht und zwar stets im weitesten Sinn, so daß darunter außer 
den eigentlichen Lohnarbeitern auch die sogenannten ´ kleinen Leute´ zu verstehen sind.“
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den Gedanken der „Assoziation“ als Selbsthilfe der unteren Klassen auf. Er 
empfahl den minderbemittelten Industriearbeitern, sich geschäftlich mit-
einander zu verbinden.6 Nach seiner Vorstellung konnte die Lage der Ar-
beiterfamilien nur durch Vereinigung zum gemeinschaftlichen Bezug der 
wichtigsten Lebensmittel und Beschaffung von Wohnungen im Wege des 
genossenschaftlichen Zusammenschlusses verbessert werden.7

Vorrang hatte, die Menschen aus unwürdigen Behausungen herauszuho-
len, vor Wuchermieten und willkürlichen Kündigungen zu schützen. 
Dazu waren eine familiengerechte Größe und zweckmäßige Grundrissge-
staltung der Wohnungen sowie eine den hygienischen Anforderungen 
entsprechende Wohnausstattung erforderlich.8 „Vor allem fordern wir“, 
schrieb Huber 1849, „möglichst gute und möglichst wohlfeile Wohnungen 
in gesunder Lage, womit dann schon ein kleiner Garten für jede Woh-
nung inbegriffen ist.“9

2. 	Wohnungselend im 19. Jahrhundert und Vorbilder für eine Abhilfe 
In seiner Beschreibung der Gründungsphase der Wohnungsgenossen-
schaften gibt Helmut Faust einige Hinweise auf das damalige 
Wohnungselend:10

Die Wohnungen waren durch Teilung (um zusätzliche Wohnungen 1.	
zu schaffen) kleiner, ungesunder und auch in sittlicher Beziehung un-
zureichend.
Oft bestanden sie nur aus einem einzigen Raum, der als Küche, Wohn- 2.	
und Schlafzimmer diente. 
Es war kaum möglich, für Hygiene zu sorgen, so dass die Wohnungen 3.	
zu Brutstätten für Ungeziefer und Krankheiten wurden.
Als Unterkünfte wurden Räume herangezogen, die nicht als mensch-4.	
liche Behausungen anzusprechen waren.
Die meisten Arbeiterwohnungen waren überbelegt. Nicht selten mus-5.	
sten darin bis zu zehn Personen leben.

6.	

6 	 Vgl. Victor Aimé Huber: Die Selbsthülfe der arbeitenden Klassen durch Wirthschaftsvereine und innere Ansiedelung, 
Berlin 1848. Durch Huber wurde erstmals das genossenschaftliche Selbsthilfeprinzip auf die Wohnungswirtschaft übertra-
gen; Wilhelm Jäger: Wohnungsgenossenschaften zwischen Gemeinwohl und Gruppenegoismus, Genossenschaftliche Bei-
träge des Instituts für Genossenschaftswesen der Universität Münster, Vorträge/Heft 40, Münster 1995, S. 9.; vgl. dazu 
auch Helmut Faust: Geschichte der Genossenschaftsbewegung, 3. Aufl., Frankfurt am Main 1977, S. 179 und 184 ff.
7	 Vgl. Robert Deumer: Das deutsche Genossenschaftswesen, Berlin/Leipzig 1919, S. 39 f.
8	 Vgl. Hans Pohl: Wohnungsgenossenschaften auf dem Weg zu einem neuen Selbstverständnis. Genossenschaftliche Bei-
träge, hrsg. vom Institut für Genossenschaftswesen der Universität Münster, Vorträge/Heft 20, Münster 1990, S. 10.
9	 Zitiert bei Robert Deumer (wie Anm. 7). S. 40.
10	 Vgl. Helmut Faust (wie Anm. 6), S. 504 f.
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Sogenannte „Schlafgänger“ verfügten nur über ein dürftiges Nachtla-7.	
ger in einer fremden Wohnung.11
Obdachlose wurden in Armenhäusern und Baracken untergebracht, 8.	
was jedoch die schreiende Wohnungsnot nicht beheben konnte.

Wie aber sollte den aus dem Wohnungsmangel resultierenden Missstän-
den im Wohnungswesen konkret begegnet werden? Die private Bauiniti-
ative versagte, weil die Kapitalbesitzer die Erstellung von Arbeiterwoh-
nungen wegen des Risikos eines ungewissen Mieteingangs nicht eingehen 
wollten. Zudem boten Kapitalanlagen in den aufblühenden Zweigen der 
Industrie und des Verkehrs größere Chancen. So wurde es unausweich-
lich, neue Wege zu beschreiten. Zu denen, die nicht nur die Öffentlichkeit 
auf „die schlimmen Wohnungszustände als eine der Hauptursachen des 
überaus traurigen physischen, ökonomischen und moralischen Zustandes 
eines großen Teils der Bevölkerung“ als Ursache sozialer Spannungen auf-
merksam machten, sondern auch Wege zur Abhilfe fanden und beschrit-
ten, gehörte Victor Aimé Huber.12

Als Ideenlieferanten dienten Huber ausländische Vorbilder. Auf Reisen 
nach Schottland, England und Frankreich hatte er dort die Anfänge und 
das Aufblühen des Genossenschaftswesens kennengelernt und darüber 
berichtet. 13 Dazu gehörte auch der genossenschaftliche Häuserbau. In 
Schottland war bereits 1815 ein Sparklub gegründet worden, der den Mit-
gliedern den Bau von Häusern erleichtern sollte. Daneben entstanden Ver-
einigungen, die Grundstücke erwarben und darauf Häuser errichteten, die 
sie gegen Ratenzahlungen ihren Mitgliedern überließen. Am erfolg-
reichsten aber waren die Building Societies, eine Art Baukreditgenossen-
schaften. Deren Mitglieder übernahmen Geschäftsanteile und verpflich-
teten sich, darauf wöchentlich oder monatlich Einzahlungen zu leisten, 
die verzinst wurden. Aus dem so gebildeten Kapitalfonds wurden an Mit-
glieder, die ein Haus bauen wollten, verzinsliche Vorschüsse gewährt, die 
planmäßig zu tilgen waren. Diese und andere Gesellschaften hatten in 
England bereits viel zum Aufbau der Städte beigetragen und ein vertrau-
ensvolles Klima in der Gesellschaft gefördert.

11	 Vgl. Karl Johannes Fuchs (wie Anm. 1), S. 6 und 10 f.
12	 Vgl. Otto Trüdinger (wie Anm. 4), S. 7; Helmut Faust (wie Anm. 6), S. 506 f.
13	 Vgl. Victor Aimé Huber: Sociale Reisebriefe aus England, in: Concordia. Beiträge zur Lösung der socialen Fragen in 
zwanglosen Heften, siebentes Heft, Leipzig 1861, S. 31-64, bes. S. 59-61; Willi Wygodzinski: Das Genossenschaftswesen 
in Deutschland, Leipzig und Berlin 1911, S. 27 f.; Helmut Faust (wie Anm. 6), S. 507.
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II.	 Vertrauen auf Besserung als positive Erwartungs-
haltung 
Der weitgereiste Gelehrte Huber ist „[.] einer der wichtigsten Anreger auf 
dem Gebiet des Genossenschaftswesens geworden, als dieses noch im er-
sten Entstehen war (in den fünfziger und sechziger Jahre), und zugleich 
einer seiner ersten klassischen Schilderer.“14 Er konnte Mut und Vertrauen 
in die Zukunft aus dem schöpfen, was er im Ausland erfahren hatte. Wa-
rum sollte es nicht auch in Deutschland gelingen, auf diese oder ähnliche 
Weise dem Wohnungsmissstand abzuhelfen? Aus der Arbeiterbewegung 
entstanden die politisch der Sozialdemokratie nahestehenden Bauvereine 
und Baugenossenschaften. Für die ersten Gründungen waren drei Umstän-
de entscheidend:15

die wirtschaftliche und soziale Gesamtsituation•	
Initiatoren, die aus eigener Erfahrung die Lage kannten  •	
und von dem Willen beseelt waren, der sozialen Zerstörung  
Einhalt zu gebieten.

Als erste Wohnungsgenossenschaft in Deutschland wurde 1862 die „Häu-
serbau-Genossenschaft zu Hamburg“ errichtet16, danach die „Bau- 
genossenschaft München von 1871“ und 1875 die „Allgemeine Deutsche  
Schiffszimmerer-Genossenschaft“ in Hamburg. Weitere bekannte Arbei-
ter-Bauvereine, Spar- und Bauvereine und Baugenossenschaften folgten in 
den 1880er Jahren in Flensburg, Hannover, Berlin und Kassel.17

Vertrauen im Sinne einer positiven Erwartungshaltung war zu allen 
Zeiten ein wichtiges Element des Wirtschafts- und Gesellschaftslebens. 
Im liberalistischen Industriekapitalismus war der Faktor „Vertrauen“ bei 
der in ihrer Existenz bedrohten Arbeiterschicht verständlicherweise 
schwach ausgeprägt. Doch wo immer in der Geschichte der Menschheit, 
so auch um die Mitte des 19. Jahrhunderts, wirtschaftliche Notlagen und 
Resignation dominierten, bedurfte es des Pioniergeistes, der Begeisterung 
für eine Sache entfachte und vom möglichen Wandel zum Besseren über-
zeugte, woraus wiederum Vertrauen und Tatkraft entstand. Die Grün-

14	 Willi Wygodzinski (wie Anm. 13), S. 27.
15	 Vgl. Werner Ziegenfuß: Die genossenschaftliche Wirtschaftsform, Stuttgart/Berlin 1939, S. 5.
16	 In Berlin waren zuvor bereits 1848 eine „Gemeinnützige Baugesellschaft“ als Aktiengesellschaft (die sich jedoch nicht 
als bestandsfähig erwies) und 1856 die „Aktienbau-Gesellschaft Alexandra Stiftung“ gegründet worden.
17	 Vgl. Alice Riebandt-Korfmacher: Wohnungsgenossenschaften, in: Handwörterbuch des Genossenschaftswesens, hrsg. 
von Eduard Mändle/Hans-Werner Winter, Wiesbaden 1980, Sp. 1802-1819, hier Sp. 1805 f.; Stephanie Hanrath/Heinz-
Otto Weber: „Alte“ Wohnungsgenossenschaften auf neuen (Förder-)Wegen – Mehr als ein Dach über dem Kopf –, in: 
Hans-H. Münkner/Günther Ringle: Neue Genossenschaften und innovative Aktionsfelder. Grundlagen und Fallstudien, 
Baden-Baden 2010, S. 177-190, S. 179.
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dungsväter der Wohnungsgenossenschaften, nicht nur Huber, hatten die 
vorantreibende Zuversicht, gegen das krasse Wohnungselend erfolgreich 
angehen zu können.

Andererseits brauchten damals die Initiatoren von Genossenschaftsgrün-
dungen das Vertrauen der hilfsbedürftigen Bevölkerungskreise als Vertrau-
ensgeber. Doch bekanntlich sind Beziehungen, der Umgang miteinander 
und Kommunikation, die auf Vertrauen basieren, keineswegs selbstver-
ständlich. Inwieweit Vertrauen entgegengebracht wird, hängt vom Vorrat 
an Informationen, Erfahrungen und Erlebnissen ab, die auf die Zukunft 
projiziert werden18, aber auch von der Integrität und vom glaubwürdigen 
Verhalten des Vertrauensempfängers: Anforderungen, die damalige Vor-
denker und wegbereitenden Akteure des wohnungsgenossenschaftlichen 
Bereichs im Vorstellungsbild der notleidenden Bevölkerungsschichten of-
fenbar erfüllten.

Da es in der Startphase einer Bewegung an Einschätzbarkeit von Funk-
tions- und Leistungsfähigkeit der entstehenden Organisation mangelte, 
handelte es sich der Art nach um ein auf die jeweiligen Initiatoren gerich-
tetes Personalvertrauen. Solches Vertrauen erwächst aus der Erwartung 
von Verlässlichkeit. 19 Man ist von anderen abhängig und kann Enttäu-
schungen erleben. Daher ist die Identität des Partners so wichtig, soll ein 
Vorhaben nicht schon auf halbem Wege scheitern. 

Bis auf den heutigen Tag können auch die Beziehungen zwischen Woh-
nungsgenossenschaften und ihren Nutzern mitunter schwierig sein. Der 
Eintritt in eine Genossenschaft begründet zweiseitige Abhängigkeit. Wie 
noch zu zeigen ist, wird das Vertrauensphänomen mit zunehmender Grö-
ße und höherem Organisationsgrad komplexer, differenzierter. Es kommt 
dann nicht nur auf Professionalität der Wohnungsgenossenschaft an, son-
dern auch auf Identität, Unternehmenskultur, auf die Werte und Grund-
sätze, denen sich das System verpflichtet fühlt20, auf den sprichwörtlichen 
„Stil des Hauses“ – verständlicherweise auch auf die korrespondierenden 
Sachverhalte auf der Mitgliederseite. 

18	 Vgl. Niklas Luhmann: Vertrauen. Ein Mechanismus der Reduktion sozialer Komplexität, 3. Aufl., Stuttgart 1989, 
S. 27 und 34.
19	 Vgl. dazu Johannes Blome-Drees: Authentizität und Förderorientierung. Grundsätzliche Überlegungen zu einem 
typgerechten Management von Genossenschaftsbanken, in: Hans-H. Münkner/Günther Ringle (Hrsg.): Alleinstellungs-
merkmale genossenschaftlicher Kooperation. Der Unterschied zählt, Göttingen 2008, S. 194-219, hier S. 205 f.
20	 Vgl. Holger Bonus: Das Selbstverständnis moderner Genossenschaften. Rückbindung von Kreditgenossenschaften an 
ihre Mitglieder, Tübingen 1994, S. 15 f.
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Abb. 1:  Prozess der Vertrauensbildung 

Vertrauen muss wachsen. Es bedarf des Gefühls, sich auf Personen und 
deren Zusagen verlassen zu können. In diesem Verständnis ist Vertrauen 
eine positive Einstellung, die auf günstigen Aussichten beruht. Eine Ver-
trauenskultur war damals wie heute das ideale Fundament für langfri-
stige, partnerschaftliche Beziehungen zwischen Mitglied und Genossen-
schaft sowie für eine erfolgreiche Verwirklichung der Grundprinzipien 
Selbsthilfe, Selbstverwaltung und Selbstverantwortung im Bereich des 
genossenschaftlichen Wohnungswesens. 
Zur Selbsthilfe gehörte neben dem handwerklichen Einsatz auch die fi-
nanzielle Beteiligung der Mitglieder am Wohnungsbau durch Übernahme 
von Geschäftsanteilen. Selbstverwaltung fand durch ehrenamtliche Steu-
erung der Wohnungsgenossenschaft im Vorstand und Aufsichtsrat statt. 
Schließlich entsprach es dem Gedanken der Selbstverantwortung, für 
Fehlentwicklungen der Genossenschaft zu haften.21

21	 Vgl. Hans Pohl (wie Anm. 8), S. 10.
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III.	 Entwicklung der Wohnungsgenossenschaften bis heute 

Das Preußische Genossenschaftsgesetz von 1867 erkannte „Vereine zur 
Herstellung von Wohnungen für ihre Mitglieder“ als eingetragene Genos-
senschaften an. Doch vor 1870 verlief die Entwicklung der Wohnungsge-
nossenschaften noch recht zögerlich. Eine Ursache hierfür war die schwie-
rige Beschaffung von längerfristigem Kapital, das zum Bau von 
Wohnhäusern benötigt wurde. Wegen der Kapitalschwäche der meisten 
Mitglieder waren der Bildung von Eigenkapital aus eingebrachten Ge-
schäftsguthaben Grenzen gesetzt.22 Als weiteres Hemmnis erwies sich die 
damals unbeschränkte Haftpflicht. 

Im wirtschaftlichen Aufschwung der eigentlichen Gründerjahre seit Be-
ginn der 1870er Jahre entstanden 52 Baugenossenschaften. Mit dem Bör-
senkrach 1873 setzte dann ein ständiger Rückgang (Massenaustritte, Auf-
lösungen) ein, der seine Ursache neben wirtschaftlichen Umständen in der 
unbeschränkten Haftpflicht hatte. Im Jahr 1888 waren nur noch 28 Woh-
nungsgenossenschaften verblieben.23

Bessere Voraussetzungen für eine genossenschaftliche Wohnungsversor-
gung und einen erneuten Anstieg der Gründungen brachte die Zulassung 
der beschränkten Haftpflicht durch das Genossenschaftsgesetz von 1889.24 
1890 war die Zahl der Baugenossenschaften wieder auf 60 gestiegen, 1900 
existierten bereits 361, 1910 964, 1914 etwa 1.400 und im Jahr 1933 über 4.000. 
Zu einer Blütezeit kam die Bautätigkeit der wohnungsgenossenschaftlichen 
Bewegung in den 1920er Jahren; in denen sie zum Vorreiter bei der grund-
legenden Verbesserung der Wohnverhältnisse in Deutschland wurde.25 
Bedingt durch Zusammenlegungen und die verstärkte staatliche Einfluss-
nahme in der Zeit der nationalsozialistischen Herrschaft ging die Zahl der 
Wohnungsgenossenschaften wieder zurück. Im Zweiten Weltkrieg wurde 
ein Großteil des genossenschaftlichen Wohnungsbestandes zerstört oder 
beschädigt. In der Nachkriegszeit gestalteten die Wohnungsgenossen-
schaften die Wohnungslandschaft maßgeblich mit. Sowohl in West-
deutschland als auch in der DDR hatten sie erheblichen Anteil am Wieder 
aufbau. 

22	 Vgl. Helmut Faust: Genossenschaftswesen, Stuttgart 1969, S. 148.
23	 Zu diesen und den weiteren Daten vgl. Institut für Genossenschaftswesen der Universität Hamburg: Genossenschaft-
liche Zeittafel, 5. Aufl., Hamburg 1970; Arnd Kluge: Zeittafel zur deutschen Genossenschaftsgeschichte, Marburger Bei-
träge zum Genossenschaftswesen 22, Marburg 1992; Andreas Militzer: Neue Finanzierungsformen für Wohnungsgenos-
senschaften, Arbeitspapiere 32 des Forschungsinstituts für Genossenschaftswesen an der Universität Erlangen-Nürnberg, 
Nürnberg 2007, S. 4 f.; H. Faust (wie Anm. 6), S. 515 ff.
24	 Jürgen Zerche/Reinhard Schultz: Genossenschaften als Kooperationen, Regensburg 2000, S. 80 f.
25	 Vgl. Christoph Pleister (Hrsg.): Genossenschaften zwischen Idee und Markt. Ein Unternehmenskonzept für die Zu-
kunft, Frankfurt/Main 2001, S. 249 f.
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Genauere Daten weist die folgende, auf einige wenige Kriterien begrenzte 
Übersicht für die letzten 60 Jahre auf: 26

1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010

Zahl der Unternehmen 1.791 1.586 1.395 1.217 1.172 1.991 1.931

Mitglieder  (Tsd.) 
a) insgesamt  
b) je Genossenschaft

   
678
  379

 
1.081
  682

 
1.461
1.047

 
1.613
1.325

 
1.724
1.471

 
3,033
1.523

 
2.822
1.461

Wohnungsbestand  
a) insgesamt (Tsd.)
b) je Genossenschaft

  
 300
  168

   
702
  443

   
901
  646

  
 987
…811

 
1.025
  875

 
2.172
1.091

 
2.180
1.129

Abb. 2:  Entwicklung der Wohnungsgenossenschaften 1950-2010

Von Beginn an haben Wohnungsgenossenschaften ihre Aufgabe darin ge-
sehen, ihren Mitgliedern gutes und preisgünstiges Wohnen zu bieten. Mit 
der Bereitstellung qualitativ hochwertiger Wohnungen verfolgten sie im-
mer auch wohnungsreformerische Ziele. Hinzu kamen die Wohnungsver-
sorgung der Mitglieder ergänzende fürsorgerische sowie soziale und woh-
nungskulturelle Aufgaben.27 „Mit dieser Förderung der Wohnungs- und 
Wohnkultur werden die Wohnungsgenossenschaften zu Kulturträgern. 
Daß sie auch auf dem Gebiet des Städtebaues die öffentlichen Aufgaben in 
Vergangenheit und Gegenwart in beachtenswerter Weise unterstützt ha-
ben […], darf ebenfalls als Kulturleistung gewertet werden.“28

IV.	 Aktuell relevante Vertrauensebenen 

In der bisherigen Retrospektion wurde festgestellt: Ohne Mut und Ver-
trauen der Vordenker und Wegbereiter wie Viktor Aimé Huber in die ge-
wollte Zukunft wären die Pionierleistungen in den Anfängen der genos-
senschaftlichen Wohnungswirtschaft nicht vorstellbar gewesen. 
Andererseits bedurften die Initiatoren der Gründung von Bauvereinen 
und Baugenossenschaften, die es sich zur Aufgabe gemacht haben, der 
Wohnungsproblematik entgegenzuwirken, des Vertrauens der unter den 
krassen Missständen in der Wohnungswirtschaft des Laissez-faire-Kapi-

26	 Vgl. Andreas Militzer (wie Anm. 23), S. 8; Michael Stappel: Die deutschen Genossenschaften 2010. Entwicklungen – 
Meinungen – Zahlen, Wiesbaden 2011, S. 19 und 51; dgl. Ausgabe 2011. S. 51; Jürgen Zerche/Reinhard Schultz (wie Anm. 
24), S. 81.
27	 Vgl. dazu August Flender: Die Bewährung des deutschen Genossenschaftsrechts bei Zusammenbrüchen, in: ZfgG Bd. 
2 (1952),S. 46-49, hier S. 46; Helmut Faust: Genossenschaftswesen, S. 151.
28	 Helmut Faust (wie Anm. 22), S. 151.
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talismus leidenden Menschen in die Wirksamkeit ihres Engagements. Die 
damaligen prekären Umstände gaben Anlass genug, ein gewisses Vertrau-
enskapital anzusammeln und Vertrauen zu erweisen.29

Wenn Vertrauen etwas Wichtiges, ja Notwendiges für Kooperation ist, 
das Fehlen von Vertrauen fatale Konsequenzen hat30, es jedoch zu allen 
Zeiten ein steiniger Weg zu einer „Vertrauenskultur“ war, stellt sich die 
Frage, was in den heutigen Wohnungsgenossenschaften zu einem ver-
trauensvolles Miteinander führt und was dafür zu tun wäre. Aus Sicht der 
Mitglieder kann erstens dem Leistungsangebot eines wohnungsgenossen-
schaftlichen Unternehmens, zweitens den darin tätigen Personen und 
drittens der Institution „Genossenschaft“ Vertrauen entgegengebracht 
werden – oder nicht. Daran orientiert ist im Folgenden zwischen 
Leistungs-, Personal- und Systemvertrauen zu unterscheiden.31

1.	Leistungsvertrauen 

Mit dieser Vertrauenskategorie gemeint ist primär das Vertrauen in den 
Wert und die Beständigkeit der wohnungsgenossenschaftlichen Dienstlei-
stungen an die Mitglieder32 wie 

Bereitstellung bedarfsgerechter Wohnungen zu Nutzungsentgelten in •	
einem günstigen Verhältnis zu ortüblichen Vergleichsmieten zur Dau-
ernutzung, mitunter ergänzt durch Eigentumswohnungen und Ei-
genheime,
Verbesserungen bei Gebäudetechnik und effiziente Energieversor-•	
gung,

•	

29	 Dazu Niklas Luhmann (wie Anm. 18), S. 45: „Zunächst muß ein Anlaß gegeben sein, Vertrauen zu erweisen. Der 
Vertrauende muß eine Situation definieren, in der er auf seinen Partner angewiesen ist. Sonst kommt das Problem [der 
Komplexitätsreduktion – Einf G.R.] gar nicht auf. Er muß sich sodann in seinem Verhalten auf diese Situation einlassen 
[…].“
30	 Vgl. Michael Laske/Herbert Neunteufel: Vertrauen als „Condition sine quo non“ für Kooperationen, Wismarer Dis-
kussionspapiere Heft 01/2005, S. 5 f.
31	 Grundlegend für die weiteren Erörterungen in diesem Teil IV waren: Werner Grosskopf/Michael Schuler: „Sor-
timentspolitik“ in Marktgenossenschaften, in: Neuere Entwicklungen in Betriebswirtschaftslehre und Praxis, Festschrift 
für Oswald Hahn, hrsg. von Horst-Tilo Beyer et al., Frankfurt a. M. 1988, S. 353-366, hier S. 361 f.; zum personalen und 
Systemvertrauen Niklas Luhmann (wie Anm. 18), S. 23, 54 und 76 f.; Michael Schuler: Sortimentspolitik und Förderungs-
auftrag in Bankgenossenschaften, Stuttgart-Hohenheim 1989, S. 87 ff.; Ludwig Glatzner: Organisationsformspezifische 
Mitgliederbindung in Bankgenossenschaften, Hohenheim 1990, S. 46 f.; Günther Ringle: Der Faktor „Vertrauen“ in Ge-
nossenschaften, in: ZfgG Bd. 57 (2007), S. 284-298, hier S. 286-290.
32	 Zu Beispielen für Mitgliederförderung vgl. Bernhard Koppmann: Genossenschaftliches Wohnen – Eine „alte“ Idee 
mit neuem Glanz, in: Theresia Theurl (Hrsg.): Marketing und Kooperation bei Wohnungsgenossenschaften, Münstersche 
Schriften zur Kooperation, Band 51, Aachen 2001, S. 57-65,hier S. 60 ff.; Hanrath/Weber (wie Anm. 17), S. 180 ff.; 
Iris Beuerle: Sozialmanagement als Instrument der Mitgliederförderung in Wohnungsgenossenschaften, in: Hans-Jürgen 
Rösner/Frank Schulz-Nieswandt (Hg.): Beiträge der genossenschaftlichen Selbsthilfe zur wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung, Bericht der XVI. Internationalen Genossenschaftswissenschaftlichen Tagung 2008 in Köln, Teilband 2, 
Berlin 2009, S. 347-357,hier S. 353.
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ansprechende Gestaltung des wohnungsnahen Außenbereichs (Grün-•	
anlagen, Kindergarten/Kinderspielplätze, Sportanlagen), aber auch 
Maßnahmen des Sozialmanagements (sozial sensible Belegungspoli-
tik, zu stabilen Nachbarschaften beitragende Aktionen [Nachbar-
schaftstreffs, Freizeitveranstaltungen, Kinder- und Mieterfeste]),
spezielle Serviceleistungen für einzelne Bewohnergruppen (Kinder-•	
betreuung, Mutter-Kind-Gruppen, Jugendtreff/Jugendclub, Nachhil-
feangebote/Hausaufgabenbetreuung, Sprachunterricht für Migranten 
und Betreuungsdienste für ältere Menschen) sowie 
Gemeinschaftseinrichtungen (Bibliotheken, Zentralwäschereien, Gä-•	
stewohnungen, Gemeinschaftsräume).

Es sind dies Beispiele für Leistungskomponenten, die dauerhafte Wohn-
sicherheit bieten und Integration der Wohnungsnutzer bewirken können. 
Davon wird die Identifikation der Bewohnerschaft mit dem Quartier ge-
fördert, ebenso der Zusammenhalt einschließlich Nachbarschaftshilfe. 
Für das Vertrauen der Mitglieder in den Nutzen der von ihrer Wohnungs-
genossenschaft erbrachten Dienstleistungen war von jeher von großer Be-
deutung, ob davon ökonomische Fördereffekte ausgehen. Damit ist vor 
allem bei solchen Leistungen zu rechnen, die 
a) der freie Markt nicht bietet, 
b) die anderen Angeboten qualitativ überlegen oder 
c) preisgünstiger als vergleichbare Konkurrenzangebote sind. 
Es handelt sich um drei zentrale Möglichkeiten einer Erfüllung des För-
derauftrages.33 Leistungsvertrauen der Mitglieder ist letztlich Vertrauen in 
die Versorgung mit bedarfsadäquaten Dienstleistungen zu günstigen Kon-
ditionen.
In der genossenschaftlichen Wohnungswirtschaft wird seit geraumer Zeit 
nach Potenzialen und Perspektiven gesucht, das genossenschaftliche 
Wohnen zu stärken und für das Mitglied attraktiver zu gestalten. Speziell 
gefragt sind künftig Strategien, die geeignet sind, sich über die Mitglie-
derorientierung hinaus gegenüber der wohnungswirtschaftlichen Kon-
kurrenz abzugrenzen, insbesondere durch die Gestaltung des Wohnum-
feldes und soziale Einrichtungen. Den Mitgliedern soll auf Dauer mehr 
als nur ein Dach über dem Kopf geboten werden34, nämlich möglichst 
Vorteile gegenüber Mietern auf dem allgemeinen Wohnungsmarkt, die 
wirtschaftlicher, sozialer und demokratischer Art sein können.35

33	 Vgl. Oswald Hahn: Die Unternehmensphilosophie einer Genossenschaftsbank, Tübingen 1980, S. 19.
34	 Vgl. Hans Pohl (wie Anm. 8), S. 17.
35	 Vgl. Bernhard Koppmann (wie Anm. 32), S. 58; Hans Pohl (wie Anm. 8), S. 24.
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Personalvertrauen 

Diese im Rahmen persönlicher Beziehungen entstehende Vertrauensart 
ist auf die in der Genossenschaft Beschäftigten gerichtet, d. h. auf die 
Führungskräfte, vor allem aber auf die im unmittelbaren Mitgliederkon-
takt stehenden Mitarbeiter. In einer Wohnungsgenossenschaft sollte per-
sonales Vertrauen der in ihr Beschäftigten und der Mitglieder zueinander 
selbstverständlich sein. Erlebbare Mitgliedernähe geht maßgeblich von 
den Mitarbeitern aus: vom Verwaltungspersonal, von Hauswarten und 
Personen, die Beratungs- oder Betreuungsfunktionen wahrnehmen. Sie 
haben die weitaus häufigsten Kontakte zu den Mitgliedern. In diesen Be-
ziehungen erwächst Personalvertrauen und werden „Vertrauenspersonen“ 
identifiziert, die Kredit genießen. 

Die menschliche Qualität dieser Beziehungen entscheidet über die Dauer-
haftigkeit genossenschaftlicher Bindungen. „Vertrauen, Verlässlichkeit, 
Zuhören-können, die Fähigkeit und Bereitschaft, sich in die Erfahrungs-
welt des Mitglieds [...]zu versetzen, seine Sprache zu sprechen, von ihm 
sogar zu lernen, bilden die Voraussetzung einer tragfähigen menschlichen, 
d. h. genossenschaftlichen Beziehung. [...] In der Genossenschaft gilt es 
eine Kultur zu schaffen, die von den Mitgliedern als offen, lern- und dia-
logfähig erlebt wird. Mitgliedernähe sollte [...] für das Mitglied erleb- und 
erfahrbar sein.“36 Ein Vertrauensverhältnis begründen besonders die Per-
sönlichkeitsmerkmale und das Verhalten der Akteure in der Wohnungsge-
nossenschaft. Dazu zählen deren fachliche Qualifikation und Zuverlässig-
keit, Diskretion, sympathische Ausstrahlung und Freundlichkeit – also 
Fähigkeiten und Eigenschaften, die menschliche Nähe und Vertrauen 
herzustellen vermögen. 

Entsprechendes gilt für ehrenamtliche Funktionsträger, die in den Auf-
sichtsrat, die Vertreterversammlung, in Ausschüsse oder Siedlungsräte de-
legiert sind und dort an einer fördereffizienten Gestaltung der Geschäfts-
politik mitwirken können. Gleiches gilt für Personen, die damit betraut 
sind, Konflikte zwischen Mitgliedern zu regeln. Während ihrer Amtszeit 
verdienen sie Vertrauen, solange ihr Verhalten und Handeln den Erwar-
tungen der Mitglieder entspricht, d. h. sie den ihnen bei der Wahl in ein 
Gremium gewährten Vertrauensvorschuss nicht missbrauchen.

36	 Ernst-Bernd Blümle: Die Genossenschaft - ein Dienstleistungsbetrieb, in: ZfgG, Bd. 44 (1994), S. 254-262, hier S. 
260 f.



131

I. Systemvertrauen 

Sehr viel anonymer als das persönliche Vertrauen ist das Systemvertrauen, 
das sich auf die Genossenschaft als Organisation, auf die Beachtung insti-
tutionell festgeschriebener Regeln oder Wirkungsmechanismen bezieht37: 
Vertrauen auf die Verlässlichkeit des Systems. Ist dieses Vertrauen vorhan-
den, wird dadurch für die Genossenschaft die Erfüllung ihrer Funktionen 
und Zwecke erleichtert. Maßnahmen bzw. Faktoren, die „Organisations-
vertrauen“ in Wohnungsgenossenschaften begründen, sind u. a. 

Stärkung des genossenschaftlichen Wir-Gefühls,•	
�nachbarschaftlicher Zusammenhalt und Hilfe bei Nachbarschafts-•	
konflikten
�Beitrag eines Beschwerdemanagements zur ausgleichenden Bünde-•	
lung von Mitgliederinteressen, 
Orientierung des genossenschaftlichen Handelns an den Mitglie-•	
derbedürfnissen, 
praktizierte Solidarität und funktionierende demokratische Selbst-•	
verwaltung sowie 
Nutzenstiftung zu Gunsten der die Genossenschaft umgebenden •	
Bürgergesellschaft.

Individuelles Systemvertrauen wird dadurch gestärkt, dass sich auch ande-
re Mitglieder auf die Funktionsfähigkeit des wohnungsgenossenschaft-
lichen Geschäftsmodells verlassen, diese Gemeinsamkeit des Vertrauens 
bewusst wird38 und daraus Gemeinschaft entsteht.
Die drei erörterten Vertrauenskategorien stehen nicht isoliert nebeneinan-
der, sie unterstützen sich vielmehr gegenseitig.39 So kann z. B. Personal-
vertrauen positiv auf die Entstehung von Leistungsvertrauen wirken und 
diese Vertrauensart wiederum das Vertrauen im zwischenmenschlich-in-
teraktiven Bereich fördern. Und diese beiden Vertrauensarten lassen sich 
umso leichter realisieren, je stärker Vertrauen in das sozioökonomische Sy-
stem „Wohnungsgenossenschaft“ ausgeprägt ist. In umgekehrter Richtung 
werden Mitglieder, die bereits Leistungs- und Personalvertrauen aufge-
baut haben, auch eher Organisationsvertrauen gewinnen.40 Vertrauen in 
die Genossenschaft bildet sich häufig im Rahmen interpersonaler Bezie-

37	 Vgl. Niklas Luhmann (wie Anm. 18), S. 50 ff.; Albert Otten: Mitgliederförderung in Kreditgenossenschaften, Müns-
ter 1987, S. 46 f.; Schuler (wie Anm. 29), S. 88; Otto Weidmann: Genossenschaften aus Mitgliedersicht unter besonderer 
Berücksichtigung der Transaktionskosten, Stuttgart-Hohenheim 1996, S. 55.
38	 Vgl. Niklas Luhmann (wie Anm. 18), S. 77.
39	 Vgl. Michael Schuler (wie Anm. 31), S. 92 ff. 
40	 Vgl. Iris Beuerle (wie Anm. 32), S. 354.
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hungen heraus und richtet sich dementsprechend eher auf Personen als auf 
die Institution oder das System. Intakte persönliche Verbundenheit, in der 
es Absprachen gibt, die eingehalten werden, wird mitunter höher geschätzt 
als materielle Vorteile.41 Das Zusammenwirken aller drei Vertrauensarten 
ermöglicht es, dass sich eine Vertrauenskultur entwickeln kann, deren 
Pflege dann ein permanentes Anliegen sein sollte.42 Vertrauen kann als 
eine Form von „Kapitel“ der Genossenschaft, nämlich als soziales Kapital 
bezeichnet werden, das ermöglicht, Verhaltensunsicherheit abzubauen und 
die Erwartungen zu stabilisieren. Dies setzt allerdings voraus, dass die 
arttypischen Merkmale einer Genossenschaft ihre Bedeutung für die Mit-
glieder nicht verlieren.43

V.	 Effekte von Vertrauenskultur in Wohnungsgenossen-
schaften 
1.	Wertschätzung der genossenschaftlichen Leistungen 
Für die Mitglieder stellt die Wohnungsgenossenschaft eine Interessen- 
und Vorteilsgemeinschaft dar; sie werden abschätzen können, inwieweit 
das Leistungsangebot ihrer Bedürfnislage entspricht. Zur Vertrauensbil-
dung trägt vor allem bei, wenn die Mitglieder ihre individuellen Erwar-
tungen im Leistungsportfolio ihrer Wohnungsgenossenschaft erfüllt fin-
den.
Vertrauen in die künftige mitgliederorientierte Leistungspolitik der Ge-
nossenschaft liegt im Weiteren in der Annahme begründet, dass die Woh-
nungsnutzer einen mit der Mitgliedschaft erworbenen Anspruch darauf 
haben, aus der Verbindung mit der Genossenschaft wirtschaftlichen Nut-
zen zu ziehen. Um deren Interessen wahren zu können, hat die Genossen-
schaft eine Konkretisierung des Förderauftrages vorzunehmen, die sich an 
der Erwartungs- und Präferenzstruktur ihrer Mitglieder ausrichtet. 

2.	 Beteiligung an der Selbstverwaltung 
Je mehr die Mitglieder nicht nur als Leistungsnutzer, sondern auch in den 
Prozess der Willensbildung eingebunden sind, desto eher dürften sie be-

41	 Vgl. Berthold Eichwald.: Mitgliederaktionen als praktizierte genossenschaftliche Kundenpartnerschaft in Deutsch-
land, in: Hans Hofinger/Andrea Karner (Hrsg.): Genossenschaftliche Mitgliedschaft – mehr als strategisches Asset, Wien 
2003, S. 107-124, hier S. 121.
42	 Vgl. Tanja Ripperger: Ökonomik des Vertrauens. Analyse eines Organisationsprinzips, Tübingen 1998, 
	 S. 232.
43	 Vgl. dazu Theresia Theurl: Wohnungsgenossenschaften im Systemwettbewerb: Marketing und Kooperation als Er-
folgsfaktoren, in: Theresia Theurl (Hrsg.): Marketing und Kooperation bei Wohnungsgenossenschaften, Münstersche 
Schriften zur Kooperation, Band 51, Aachen 2001, S.9-23 ,hier S. 14.
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reit sein, ihrer Wohnungsgenossenschaft Vertrauen entgegenzubringen. 
Ein Management, das die demokratische Selbstverwaltung bejaht, wird 
Mitgliederengagement auf dieser Ebene schätzen und die Mitgliederbe-
teiligung fördern, um Aktivierungs- und Bindungseffekte zu erzielen. 

Dazu ist es mitunter erforderlich, die Mitglieder zur Mitgestaltung zu mo-
tivieren, ferner die Versammlungskultur, Mitgliederansprache und Wahl-
mechanismen einer „Vertrauensorganisation“ gemäß zu gestalten. Vertrau-
en der Mitglieder wird sich auf Dauer dort einstellen, wo bei 
vergleichsweise hoher Kontakthäufigkeit der Mitglieder untereinander ein 
Nahverhältnis zur Genossenschaft existiert. Hierfür bestehen gerade in 
Wohnungsgenossenschaften im Vergleich zu anderen Genossenschaftss-
parten sehr günstige Bedingungen.

Faktoren des Vertrauens in Wohnungsgenossenschaften

Leistungsvertrauen
Vertrauen in den Wert und 
die Beständigkeit der 
Leistungen

Personalvertrauen
Vertrauen in die Kontaktper-
sonen in der Genossenschaft

Systemvertrauen
Vertrauen in die Genos-
senschaft als Organisati-
on

Bedarfsentsprechung des 
Leistungsangebotes

Angemessenheit von Lei-
stung und Gegenleistung 

Ökonomische, soziale bzw. 
kulturelle Förderung der 
Mitglieder

Grad der Mitgliederzufrie
denheit mit der Wohnsitua-
tion insgesamt

Mit dem Marktgeschehen 
vergleichende Entwicklung 
des Leistungsprogramms

Persönlichkeitsmerkmale und 
Verhalten der Führungskräfte 
und Mitarbeiter
(z. B. fachliche Kompetenz, Zu-
verlässigkeit, Diskretion, sympa-
thische Ausstrahlung und 
Freundlichkeit, Loyalität)

Kommunikationsfähigkeit und 
Dialogkultur

Räumliche Nähe / Kontak
häufigkeit und –intensität

Erfahrungen mit Vertrauens
beziehungen

(z. B. Dauerhaftigkeit, Erfolg)

Funktionsfähigkeit der 
Genossenschaft

Kooperations- und Kom-
promissbereitschaft

Zielorientierter Einsatz 
disponibler Ressourcen

Gutes Image der Genos
senschaft / Wirksamkeit 
vertrauensbildender 
Maßnahmen (z. B. Ein-
bindung der Mitglieder)

Markt- und 
Mitgliederzentrierte 
Unternehmenskultur

Abb. 3: Vertrauen bildende Faktoren
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3.	 Aufrechterhaltung der Mitgliedschaft 
Soweit Vertrauen in die Genossenschaft, Zufriedenheit und Zustimmung 
zu deren Geschäftspolitik vorhanden sind, weil die Genossenschaft 
Leistungen bewirkt bzw. anbietet, von denen starke Bindungseffekte aus-
gehen (z. B. Bereitstellung einer größeren Wohnung bei Vergrößerung der 
Familie), besteht für ein Mitglied keinerlei Veranlassung, über sein Ver-
bleiben in der Wohnungsgenossenschaft nachzudenken. Vertrauen führt 
zu Stabilität der individuellen Mitgliedschaften.

Vorhandenes Leistungs-, Personal- und/oder Systemvertrauen kann eine 
Genossenschaft davor bewahren, durch Abwanderung Mitglieder und zu-
gleich Nutzer und Eigenkapitalgeber zu verlieren. Denn aus dem formalen 
Anschluss an die Genossenschaft entstehen noch nicht zwingend Vertrau-
ensbildung und Integration. Je mehr man sich mit seinen „Interessen und 
Wertvorstellungen [..] in der Genossenschaft wiederfinden kann, […] je 
eher zu erkennen ist, daß die Genossenschaft den persönlichen Vorstel-
lungen entsprechend agiert und je intensiver die Möglichkeit wahrgenom-
men wird, selbst mitzubestimmen und mitzugestalten, desto eher kann 
man [...] sich mit der Genossenschaft identifizieren.“44 

VI.	 Potenzielle positive Wirkungen 

Zweifellos kommt dem Faktor „Vertrauen“ zentrale Bedeutung für eine 
nachhaltige Zusammenarbeit einer Genossenschaft mit ihren Mitgliedern 
zu. Es gibt allerdings keine erschöpfende Antwort auf die Frage, welche 
positiven Effekte entstehen, wenn die Führungskräfte und Mitarbeiter ei-
ner Wohnungsgenossenschaft aktiv um die Stärkung von Vertrauen ihrer 
Mitglieder bemüht sind. Mit Sicherheit aber können aus einer Vertrauen 
entwickelnden starken Genossenschaftskultur beachtliche Verbesserungen 
entstehen. Beispiele dafür sind:45

Höhere Stabilität im Kooperationsgefüge, •	
geringere formale Koordination der Zusammenarbeit mit der Folge •	
geringerer Such-, Informations-, Verhandlungs- und Kontrollkosten 
(Transaktionskosten), 
größere Chancen zur Bewältigung von Konflikten durch zum Teil •	
selbststeuernde Kommunikation auf Basis hohen gegenseitigen Ver-
trauens, 

44	 Ludwig Glatzner (wie Anm. 31), S. 114.
45	 Vgl. dazu Otto Weidmann (wie Anm. 37), S. 16; Wolfgang H. Staehle: Management. Eine verhaltenswissenschaftliche 
Perspektive, 8. Aufl., München 1999, S. 409 und 411 ff.; Christian M. Ringle: Kooperation in Virtuellen Unternehmun-
gen, Wiesbaden 2004, S. 37 und 155; Günther Ringle (wie Anm. 31), S. 297 f.
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Verminderung der Risikoabsicherung durch Zuversicht in die Ver-•	
lässlichkeit des gemeinsamen Kooperationsverständnisses, 
erhöhte Effizienz der Zusammenarbeit und •	
stärkere gesellschaftliche Integration der Menschen in ihrem •	
Wohnumfeld und Bindung an die Genossenschaft.

Vertrauen ist zwar kein Alleinstellungsmerkmal der Wohnungsgenossen-
schaften, jedoch handelt es sich um ein wichtiges Koordinationsinstru-
ment, insofern um einen Erfolgsfaktor. Dies lassen die beispielhaft  
angeführten möglichen Effekte, die hochgradig von der Kooperationsat-
mosphäre und vom gegenseitigen Vertrauen in den sozialen Beziehungen 
abhängig sind, klar erkennen.

VII.	Schlussbemerkungen 
Für das Gelingen der Zusammenarbeit zwischen einer Genossenschaft 
und ihren Mitgliedern kommt der Komponente „Vertrauen“ zentrale Be-
deutung zu. Vertrauen verbindet. Von Vertrauen bestimmte Partnerschaft 
ist eine wertvolle Ressource und fördert erfolgreiches Miteinander. Jedoch 
kann sich Vertrauen in einer Austauschbeziehung nur „entfalten, wo Be-
reiche geschaffen werden, die Raum für Vertrauen lassen.“46 Aus einer 
starker Vertrauenskultur erwachsen einer Wohnungsgenossenschaft si-
gnifikante positive Effekte. 
Vertrauenskultur ist kein Alleinstellungsmerkmal der Wohnungsgenos-
senschaften, jedoch ein glaubwürdiger Bestandteil ihres Profils und ihrer 
langen Tradition, zudem ein wichtiges Koordinationsinstrument. Insofern 
handelt es sich um einen Erfolgsfaktor. Die beispielhaft angeführten po-
tenziellen Effekte, die hochgradig von der Kooperationsatmosphäre und 
vom gegenseitigen Vertrauen in den sozialen Beziehungen abhängen, sind 
deutlich ausgeprägt.
Als tradierte Stärke der Wohnungsgenossenschaften gilt die in räumlicher 
und menschlicher Nähe zu den Mitgliedern und innerhalb des Mitglie-
derkreises begründete Verbundenheit. Dieses „Beziehungs-Plus“47 bietet 
einen Differenzierungsvorteil, der im Internetzeitalter der Kommerziali-
sierung, Anonymisierung und Virtualisierung der Geschäftsverbindungen 
von entscheidender Bedeutung sein kann. Eine stabile Vertrauenskultur 
verschafft Wohnungsgenossenschaften einen nachhaltigen Wettbewerbs-
vorteil.

46	 Tanja Ripperger (wie Anm. 42), S. 270.
47	 Vgl. Klaus Lambert: Aus der Tradition in die Zukunft. Kundennähe durch Mitgliederförderung: Der zwingende 
Erfolgsfaktor der Genossenschaftsbanken, in: Maß und Mitte und Visionen, Festschrift für Albert Weber, Wiesbaden 1997, 
S. 198-204, S. 200.
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Carolin Schröder 

Zukünftige Herausforderungen für 
Wohnungs(bau)genossenschaften:  
Klimaschutz & Stadtteilorientierung1 

Für die Genossenschaftsbewegung scheinen die wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Rahmenbedingungen zur Zeit etwas günstiger zu sein als 
noch vor einigen Jahren. Auch die zunehmende Berichterstattung in ver-
schiedenen Medien, bereits vor dem UN-Jahr der Genossenschaften, lässt 
auf ein leicht gestiegenes öffentliches Interesse schließen. Ihr besonderes 
Potenzial liegt demnach in ihrer zugleich auf wirtschaftliche und soziale 
Nachhaltigkeit angelegten Organisationsform, welche einerseits an die In-
teressen der jeweiligen Genossenschaftsmitglieder angepasst werden kann 
und andererseits auch zunehmend als Gegenstrategie zu Privatisierungs-
tendenzen in ganz unterschiedlichen Bereichen gesehen wird, so zum Bei-
spiel in den Bereichen Energie/Wasser, Wohnen/Bauen, Konsum und 
Mobilität. 
Die Form des Wohnens hat große Auswirkungen auf alltägliche Zufrie-
denheiten weiter Teile der Bevölkerung: Hier können unter anderem die 
Kosten für Wohnung, Strom, Wasser etc. die Ausstattung, aber auch die 
Nachbarn, die Lage und die Wohnumgebung eine Rolle spielen. 
Wohnungs(bau)genossenschaften (WBG) verwirklichen – vor dem Hin-
tergrund langfristig wirtschaftlicher Stabilität und wie andere Genossen-
schaften auch – vorrangig die Interessen ihrer Mitglieder; entsprechend 
steht das Schaffen bzw. der Erhalt bezahlbaren, attraktiven Wohnraums 
für ihre jeweiligen Zielgruppen im Mittelpunkt der Aktivitäten. 

Diesem Beitrag liegt die Annahme zugrunde, dass wirtschaftlich und so-
zial nachhaltige Unternehmen, wie es zum Beispiel auch Genossenschaften 

1	  Dieser Beitrag basiert auf Teilen eines Vortrags, den ich zusammen mit meiner Kollegin Dr. Delal Atmaca auf der 
Tagung zur Genossenschaftsgeschichte am 29.10.2011 hielt. 
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sind, auch große Potenziale für ökologische und gesellschaftliche Nach-
haltigkeit haben. Im Folgenden werden daher exemplarisch zwei Heraus-
forderungen herausgegriffen, wie sie bereits von einigen WBG themati-
siert und umgesetzt werden: Zum einen die Orientierung zum lokalen 
Klimaschutz, als Ausdruck von Umweltbewusstsein und ökologischer 
Nachhaltigkeit und zum anderen die Stadtteilorientierung, als Ausdruck 
eines zunehmenden Wunsches nach sozialen Kontakten und individu-
ellem oder kollektivem Engagement im Wohnumfeld. 

Argumentiert wird im Folgenden, dass Genossenschaften aufgrund ihrer 
spezifischen Struktur und ihres Selbstverständnisses geeignet sind, diesen 
zukünftigen Herausforderungen zu begegnen – vielleicht sogar besser als 
viele andere Unternehmensformen. Dem Beitrag liegen Forschungsergeb-
nisse zugrunde, die im Rahmen des Projekts „Solidarische Stadt. Genos-
senschaftliche Handlungsmöglichkeiten im Kontext des Klimawandels“ 
erarbeitet wurden.2

1. Aktuelle und zukünftige Herausforderungen für WBG 
Umfangreich ist die Literatur, die sich mit den Chancen und Problemen 
von Genossenschaften im Allgemeinen und von WBG im Besonderen 
befasst. Für die folgende Diskussion ist vor allem die Unterscheidung von 
einerseits Rahmenbedingungen, mit denen so oder ähnlich auch andere 
Unternehmen und Organisationen zu kämpfen haben – wie wirtschaft-
liche und gesellschaftliche Strukturen sowie von andererseits Potenzialen 
und Herausforderungen, die sich aus der spezifischen Struktur von Ge-
nossenschaften ergeben, von Bedeutung. 
Wirtschaftliche Rahmenbedingungen: WBG sind (immer noch) eine wich-
tige Größe in dieser Wohnungswirtschaft, leiden aber auch unter Rück-
gang der Mitgliederzahlen sowie unter Konzentrationsbestrebungen. Da-
mit sind sie als ein Akteur auf dem Wohnungsmarkt zunächst den gleichen 
Rahmenbedingungen ausgesetzt wie andere öffentliche bzw. privatwirt-
schaftliche Wohnungsunternehmen. Diesem Bereich sind auch kommu-
nale, nationale und EU-Förderpolitiken zuzuordnen, die bestimmte Inve-
stitionen oder Maßnahmen unterstützen oder erschweren können. 

2	  Das BMBF-geförderte Forschungsprojekt (Laufzeit 2010-2013) geht folgenden Untersuchungsfragen nach: (1) Welche 
genossenschaftlichen Ansätze bzgl. Klimawandel existieren in Städten? (2) Wie wurden klimarelevante Routinen im 
Alltag in Genossenschaften aufgebrochen? (3) Wie werden Solidarität, Gerechtigkeit definiert? (4) Welche Chancen & 
Grenzen gemeinschaftlichen Handelns werden in Kommunen gesehen? (5) Welche Handlungsempfehlungen können für 
Genossenschaften und Kommunen formuliert werden? (6) Wie lassen sich Gender-Dimensionen in die Forschungspraxis 
umsetzen? Mehr Informationen unter http://www.solidarischestadt.de. (Zugriff 10.04.2012)
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Gesellschaftliche Rahmenbedingungen: Auch gesellschaftliche Verände-
rungen haben großen Einfluss auf die Potenziale von WBG. Zunächst ist 
hier der Megatrend demographischer Wandel mit regional unterschied-
lichen Auswirkungen durch schrumpfende Gesamtbevölkerung zu nen-
nen, wie zum Beispiel Zu- und Wegzüge, veränderte Altersstrukturen 
(mehr Senior_innen, weniger Kinder, Jugendliche und junge Familien). 
Auch haben sich über die Jahrzehnte die Lebensstile, die Bedürfnisse und 
Ansprüche vieler Bevölkerungsgruppen verändert, zum Beispiel durch 
technische Neuerungen in den Bereichen Bauen, Energie, Sicherheit, Mo-
bilität, Kommunikation (Ausdifferenzierung von Haushaltstypen). Und 
nicht zuletzt lassen sich auch neue Themen im gesellschaftlichen Diskurs 
identifizieren wie zum Beispiel Diversity und Integration, Barrierefreiheit, 
Mehrgenerationenwohnen, Ressourcen-, Umwelt- und Klimaschutz – 
aufgrund der Erfahrungen der jüngsten Wirtschaftskrisen – auch das 
Thema solidarische Ökonomie.
Genossenschaftsspezifische Potenziale und Herausforderungen3: In Zeiten lee-
rer kommunaler Kassen und krisengebeutelter Unternehmerschaft werden 
Genossenschaften wieder häufiger als wichtige Akteure für nachhaltige 
und innovative Lösungen gesehen.4 Da die Wirtschaftlichkeit genossen-
schaftlichen Handelns nicht ausschließlich im Vordergrund steht, bieten 
sie Möglichkeiten für langfristige Investitionen und weniger profitorien-
tierte Ansätze. Aber auch die genossenschaftlichen Partizipations-, Soli-
daritäts- und Demokratieprinzipien (Stimm- und Mitwirkungsrecht, ge-
meinschaftliche Eigentümer- und Entscheidungsstruktur) wirken auf 
unterschiedlichen Ebenen.5 In der Konsequenz wurden in den vergangenen 
Jahren einige kleinere WBG gegründet, u.a. in Deutschland und Groß-
britannien – allerdings häufig mit Mitgliederzahlen im unteren zweistelli-

3	  Ein wichtiger Bereich mit großem Einfluss auf die Handlungsmöglichkeiten von Genossenschaften, nämlich das Ge-
nossenschaftsrecht, wird hier ausgeklammert; denn andere Autor_innen können sich dazu fundierter äußern. 
4	  Vgl. Stephanie Hanrath: Selbstbestimmung in Gemeinschaft – Wohnungs- und Sozialgenossenschaften als Zu-
kunftsoption, in: Michaela Allgeier (Hg.): Solidarität, Flexibilität, Selbsthilfe. Zur Modernität der Genossenschaftsidee, 
Wiesbaden 2011, S. 121-134; Rob Rowlands: Forging Mutual Futures - Co-operative, Mutual and Community Based 
Housing in Practice: History & Potential. Report to the Commission on Co-operative and Mutual Housing Birmingham: 
Commission on Co-operative & Mutual Housing 2009; ExWoSt: Genossenschaftspotenziale. Modelle genossenschaftli-
chen Wohnens. Hg. von BMVBS, Berlin 2006, Oktober 2006; ExWoSt: Erschliessen von Genossenschaftspotenzialen, 
ExWoSt, Heft 126, Bonn 2007.
5	  Vgl. Heike Walk; Carolin Schröder: Solidarität und Nachhaltigkeit in Städten: Die Rolle der Genossenschaften, 
in: Heinrich-Böll-Stiftung: Urban Futures 2050, Berlin 2011, S. 90-93; Delal Atmaca: Produktivgenossenschaften - 
zwischen Utopie und Realismus. Hg. von Thomas Brockmeier: Volkswirtschaftliche Theorie der (genossenschaftlichen) 
Kooperation, Marburger Schriften zum Genossenschaftswesen, Göttingen 2007, vol. 100, S. 837-846; International Co-
operative Alliance: Statement on the Cooperative Identity 1995, in: http://www.ica.coop/coop/principles.html, Zugriff: 
2011-09-27.
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gen Bereich ( vgl. Alscher/Priller 2006, Rowlands 2009).6 

Für WBG und ihre Mitglieder steht aber zunächst die Versorgung mit 
preiswertem, attraktivem Wohnraum im Mittelpunkt ihrer Interessen 
(Förderprinzip), und WBG haben aufgrund ihrer spezifischen Organisa-
tionsstruktur auch das Potenzial, unterschiedliche gruppenspezifische 
Wohnwünsche zu befriedigen.7 Entsprechend wurden und werden vielfäl-
tige Angebote für ihre Bewohner_innen und auch für unterschiedliche 
Zielgruppen geschaffen bzw. bereitgehalten. Und viele WBG - ähnlich 
wie viele andere Wohnungsunternehmen - reagieren bereits auf die oben 
angerissenen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklungen mit 
konkreten Maßnahmen: zielgruppengerechter Um-, Rück- und Neubau, 
energetische Sanierung und Wohnungstauschbörsen zum Beispiel, aber 
auch Maßnahmen, die über die reine Wohnraumversorgung hinaus gehen 
wie Freizeitangebote, Gemeinschaftseinrichtungen, Beratungsangebote 
und teilweise auch Dienstleistungen.8 

2. Herausforderung lokaler Klimaschutz
Lokaler Klimaschutz wird im Folgenden verstanden als Sammelbegriff 
aller Maßnahmen, über die auf lokaler Ebene (Kommune, Unternehmen, 
Zivilgesellschaft) entschieden werden kann und deren Umsetzung posi-
tive Effekte auf die lokale Klimabilanz hat. Dies sind zum Beispiel Maß-
nahmen, die eine direkte Ressourceneinsparung bzw. eine größere Res-
sourceneffizienz zum Ziel haben wie Energiemanagement und 
Energieeffizienz, erneuerbare Energien und Kraft-Wärme-Kopplung, 
umweltverträgliche Verkehrsentwicklung, Zusammenarbeit von Städten, 
Abfallvermeidung, aber auch Information, Kommunikation und Beratung 
zu Energie, Mobilität, Konsum. 
Diese Ebene des Klimaschutzes bietet einerseits bestimmte Handlungs-
spielräume für zivilgesellschaftliche Gruppen, Unternehmen und Kom-
munen: Hier besteht häufig eine größere Offenheit für Experimente und 

6	  Vgl. Mareike Alscher; Eckhard Priller: Zu Neugründungen von Genossenschaften in Deutschland 2000-006 – eine 
Analyse zu den Ressourcen und Potentialen – Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung 2007, http://b-b-e.com/
uploads/media/nl1707_neu_genoss_00-06.pdf, Zugriff: 2011-05-07; Rob Rowlands: Forging Mutual Futures - Co-
operative, Mutual and Community Based Housing in Practice: History & Potential. Report to the Commission on Co-
operative and Mutual Housing Birmingham: Commission on Co-operative & Mutual Housing 2009.
7	  Vgl. Gregor Jekel: Wohnungsbaugenossenschaften als Motor der Stadtteilentwicklung. Das Beispiel „Bremer Höhe“ 
in Berlin/Prenzlauer Berg, in: STANDORT. Zeitschrift für angewandte Geographie, Jg.: 30, Nr.1/2007, S. 28-31; Jekel 
Gregor, Franciska Frölich v. Bodelschwingh, Hasso Brühl, Claus-Peter Echter: Stadtpolitik und das neue Wohnen in der 
Innenstadt, Bd. 8, Berlin 2010.
8	  Vgl. Stefan Krämer; Gerd Kuhn (Hg.): Städte und Baugemeinschaften, Stuttgart 2009; ExWoSt 2006 (wie Anm.3), 
Genossenschaftspotenziale, S. 8.
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dort können sich in der Regel leichter Kontakte herstellen lassen etc. Ge-
nossenschaften wiederum - als Zusammenschluss von Menschen mit 
ähnlichen Interessen und einer gewissen wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Durchsetzungskraft - haben in diesem Kontext ggf. bessere 
Möglichkeiten und Durchsetzungskraft, bestimmte Maßnahmen umzu-
setzen als Einzelpersonen oder (kleinere) zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen. Hier kann zum einen die Größe der WBG und die Zahl ihrer 
Mitglieder eine Rolle spielen, zum anderen ihre Bereitschaft und Fähig-
keit, bestimmte Themen intern oder öffentlich zu thematisieren. Anderer-
seits können diesen lokalen Anstrengungen auch globale und nationale 
Wirtschafts- bzw. Klimaschutzansätze entgegenstehen. 
Während einige WBG bereits energiesparende Maßnahmen durchge-
führt haben, wie zum Beispiel eine Senkung von Energie- und Umweltko-
sten durch Sanierung, Einbau von Messgeräten, Energieberatungen usw., 
steht das Ziel Klimaschutz als solches (bisher) sehr selten in genossen-
schaftlichen Satzungen.9 Darüber hinaus sind bisher nur wenige For-
schungsergebnisse im Bereich lokaler Klimaschutz und Genossenschaften 
zu finden, nicht zuletzt, da es sich um ein vergleichsweise neues Tätig-
keitsfeld handelt: Insbesondere Untersuchungen zu den Effekten kollek-
tiver lokaler Klimaschutzmaßnahmen fehlen bisher weitgehend, aber auch 
eine klimabezogene Lebensstilforschung findet kaum statt.10 Aber es las-
sen sich in der Literatur einige Texte finden, die auf die wichtige Rolle 
lokaler, kollektiver Klimaaktivitäten als Ergänzung globaler und natio-
naler Aktivitäten hinweisen.11

3. Herausforderung Stadtteilorientierung 
Während positive lokale Klimaschutzeffekte durchaus erzielt werden kön-
nen, ohne dass Nicht-Mitglieder einbezogen werden, beschreibt Stadttei-
lorientierung eine explizite Orientierung über die Mitglieder der Genos-
senschaft hinaus. Geht man davon aus, dass der Wohnort einer wichtiger 

9	  Vgl. Enkeleda Kadriu; Gabriele Wendorf: How do housing cooperatives in German housing market address the energy 
saving issue?, in: ENHR2011 (European Network for Housing Research) 23nd Conference, Urban Dynamics and Hou-
sing Change, Toulouse, France 5-8 July 2011, http://www.enhr2011.com/sites/default/files/Paper-Kadriu%26Wendorf-
WS11.pdf, Zugriff: 2012-01-7.
10	  Ausnahmen zum Beispiel: Huber, Joseph: Allgemeine Umweltsoziologie, Wiesbaden 2001; Rhein, Stefanie: Lebens-
stil und Umgehen mit Umwelt. Empirisch-kultursoziologische Untersuchung zur Ästhetisierung des Alltags, Wiesbaden 
2006.
11	  Vgl. David Satterthwaite: Climate change and urbanization: Effects and implications for urban governance, Exper-
tenbericht zum United Nations expert group meeting on population distribution, urbanization, internal migration and 
development, International institute for environment and development 2007; Janice Caulfield; Helge O. Larsen (eds.): 
Local Government at the Millennium. Urban Research International, Opladen 2002; Adger W. Neil: Social Capital and 
Climate Change: Tyndall Centre Working Paper 8, University of East Anglia 2001, Norwich, S. 1.
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Bezugspunkt für viele Menschen ist, so ist eine Stadtteilorientierung von 
WBG geprägt durch die Vorstellung, dass auch die unmittelbare oder 
mittelbare Wohnumgebung zur Wohnqualität beiträgt. Darüber hinaus 
kann auch der Wunsch oder das Bedürfnis eine Rolle spielen, über die 
Genossenschaft hinaus in die Nachbarschaft und oder den städtischen 
Raum zu wirken und ggf. zu einem Gemeinwohl beizutragen.12 
In der Praxis stadtteilorientierter WBG kann dies zu ganz unterschied-
lichem - und unterschiedlich starkem - Engagement führen: von Grußbe-
kanntschaften auf der Straße über gemeinsame, nachbarschaftliche Akti-
vitäten, gemeinsame Ressourcennutzung (Räume, Wissen), konkreter 
Nachbarschaftshilfe im Alltag (Einkäufe, Kleintransporte usw.) bis hin zu 
öffentlichen Treffpunkten und Projekten in den Bereichen Soziale Arbeit, 
Bildung, Demokratie und Umweltschutz, Stadtteilfesten bzw. anderen 
kostenlosen oder kostenpflichtigen Dienstleistungen für die Bewohner_
innen der Umgebung.13 Räumlich kann sich der Wirkungsradius stadttei-
lorientierter WBG vom Wohngebäude über Straßenzüge und Stadtteile 
erstrecken, sozial von den Genossenschaftsmitgliedern über Verwandte, 
Bekannte und Freund_innen bis hin zu Nachbar_innen und Anwohner_
innen des Stadtteils. 

Demokratische Mitsprache
Beteiligungsmöglichkeiten der Bewohner kann in folgenden Bereichen 
ansetzen:

�Demokratische Umangsformen stärker in genossenschaftlichen •	
Alltag verankern
Als starr empfundene Gremiumstrukturen flexibler gestalten•	
Mitsprachemöglichkeit und Form für junge Bewohner suchen •	

Nutzungs- statt Renditeorientierung
Wohnungsbaugenossenschaft setzt Standards zu Möglichkeiten in •	
der Instandsetzung und Modernisierung
Hoher Betreuungsgrad der Genossenschaftsmietglieder setzt •	
Maßstäbe auch für die benachbarten privaten und städtischen  
Wohnungsunternehmen (Genossenschaft als „Insel der Glück-
lichen“)

12	  Im Unterschied zu Stadtteilgenossenschaften, die die Stadtteilorientierung bereits im Namen tragen, stehen bei stadt-
teilorientierten WBG die Beschäftigungswirkungen in der Regel weniger im Vordergrund.
13	 Vgl. ExWoSt 2006 (wie. Anm.3): Genossenschaftspotenziale, S.7ff sowie 37ff. Dies hat sich auch in den Interviews des 
Forschungsprojekts gezeigt. Im Rahmen des Forschungsprojekts wurden 36 gut einstündige Leitfadeninterviews in sieben 
verschiedenen Genossenschaften durchgeführt. 
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Mitgliedsorientierte Verwaltungsstrukturen
�Neuorganisation der Verwaltung unter dem Aspekt der Mitglie-•	
dernähe
Schnelle Ereichbarkeit der Mitarbeiter und Vorstände•	
Genossenschaftliche Hauswarte als „Kenner“ der Bewohner und •	
Mittler zur Verwaltung 

Soziales Engagement als Selbsthilfe- nicht als Fürsorgeansatz
Beschäftigung von qualifizierten Sozialarbeitern •	
Einrichtung und Unterhaltung von Gemeinschaftsräumen
Organiatorische und finanzielle Unterstützung von gemeinschaft-•	
lichen Aktivitäten (Feste, Kochkurse, Kiindergruppen etc.)
Konzeptsuche zur Beschäftigung arbeitsloser Mitglieder•	
Kooperation mit sozialen Trägern im Quartier (z.B. Altenpflege)•	

Engagement im Quartier
Die Genossenschaft ist Kooperationspartner für die Organisati-•	
onen im Quartier: Quartiersmanagement, Stadtumbau-West, Kie-
zbündnis
Zusammenarbeit mit lokalen Akteuren: Schulen, Handwerker und •	
Dienstleister im Umfeld
Kontaktaufnahme zu lokaler Ökonomie: Handwerker und Dienst-•	
leister im Umfeld

Mitgleiderbindung als genossenschaftliche Ressource
Langjährige Wohnbiografien und generationsübergreifende Treue •	
zur Genossenschaft
Hohe Identifikation und Vertrauen•	
Hohe Bereitschaft zum Engagement in der Nachbarschaft•	

Abb. 1: Genossenschaftliche Potenziale bezüglich einer Stadtteilorientierung, Quelle: ExWo-
St: Erschliessen von Genossenschaftspotenzialen, ExWoSt, Heft 126, Bonn 2007, S. 41.
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Die Mehrzahl stadtteilorientierter Initiativen von WBG werden von die-
sen in Eigenregie durchgeführt. In die strategische Quartiersentwicklung 
sind sie bisher seltener als Partner eingebunden, und wenn, dann werden 
eher die größeren WBG als Akteure wahrgenommen14: So wurden zum 
Beispiel WBG und Stadtteilgenossenschaften verstärkt in das Bund-Län-
der-Programm Soziale Stadt einbezogen, im Rahmen des Forschungs-
feldes „Genossenschaften“ von ExWost (BMVBS) wurden zudem vor ei-
nigen Jahren mehrere Studien zu Potenzialen von WBG durchgeführt. 
Diese Untersuchungen und Projekte waren von der Annahme geleitet, 
dass Genossenschaften als stabile, i.e. langjährig existente, wirtschaftliche 
und soziale Struktur auch positive Effekte auf ihre Umgebung haben.15 
Ein Ergebnis dieser Forschungen war, dass sich gerade junge WBG stär-
ker in Richtung Stadtteil zu orientieren scheinen; in der Praxis erstreckt 
sich deren Wirkungsradius dann allerdings eher auf das unmittelbare Um-
feld eines Wohngebäudes denn auf einen ganzen Stadtteil.16

Weiterhin kann eine Stadtteilorientierung auch für eine WBG als Orga-
nisation attraktiv sein: Es kann angenommen werden, dass diese ebenfalls 
ein Interesse an einem angenehmen, stabilen Wohnumfeld für ihre Mit-
glieder haben. Die Bereitstellung von Zusatzangeboten für die Mitglieder 
kann die Attraktivität erhöhen oder auch das Image einer WBG verbes-
sern. Ein ausführlicherer Überblick über genossenschaftliche Potenziale 
und Herausforderungen hinsichtlich einer Stadtteilorientierung ist in Ab-
bildung 1 zu finden. 

4. Zwei Beispiele17 
Nicht ungewöhnlich für WBG ist, einige kostenlose oder auch kosten-
pflichtige Angebote und Dienstleistungen für die Mitglieder bereit halten, 
wie zum Beispiel Urlaubsbetreuung der Wohnung (Blumen/Briefkasten), 
Hausnotruf insbesondere für ältere Bewohner_innen, soziale Aktivitäten 
wie Spielnachmittage, Büchertausch, Sport, Ausflüge etc. 

14	  ExWoSt 2007 (vgl. Anm:3): Erschliessen von Genossenschaftspotenzialen, S.43.
15	  ExWoSt 2007 (vgl. Anm:3): Erschliessen von Genossenschaftspotenzialen.; ExWoSt 2006 (vgl. Anm:3): Genossen-
schaftspotenziale.
16	  ExWoSt 2006 (vgl. Anm.3): Genossenschaftspotenziale, S. 25.
17	  Genossenschaften, die als Projektpartner fungieren sind: Spar- und Bauverein Hannover eG, Möckernkiez eG, 
Weiberwirtschaft eG, EngMitte Jena eG, Konsum Dresden eG, StattAuto eG Lübeck/Kiel und Stadtteilgenossenschaft 
Wedding eG. 
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Spar- und Bauverein Hannover eG 
Ähnlich vielfältige Angebote bietet die 1885 gegründete Spar- und Bauver-
ein Hannover eG ihren rund 22.000 Mitgliedern in ca. 7.770 Wohnungen: 
In den vergangenen Jahren wurden dort zum Beispiel einige klimaschüt-
zende Maßnahmen und Projekte durchgeführt: Angefangen vom Einbau 
besserer Heizungsanlagen in vielen Häusern bei der Sanierung bis hin zur 
Fördermitgliedschaft der Genossenschaft in der Klimaschutzagentur 
Hannover. Überlegt wurde auch, Solaranlagen aufzustellen, was allerdings 
aus wirtschaftlichen Gründen nicht realisiert wurde. Vorstand und Auf-
sichtsrat sehen sich, laut der Interviewergebnisse, selbst in einer aktiven 
Rolle bei der Thematisierung und Durchführung von klimarelevanten 
Maßnahmen, demnach ist Klimaschutz auch des Öfteren Thema bei Auf-
sichtsratssitzungen. 
Aufgrund der Tatsache, dass die Spar- und Bauverein Hannover eG eine 
große Zahl Häuser, zum Teil auch ganze Straßenzüge bewirtschaftet, 
kennen sich viele der Mitglieder untereinander zumindest vom Sehen. 
Zusätzlich zu einem bereits bestehenden öffentlichen Stadtteiltreff soll 
nun auch - an einem anderen Ort - ein Treffpunkt für die Genossen-
schaftsmitglieder eingerichtet werden. Hierzu wurden, mit Unterstützung 
des Forschungsprojekts „Solidarische Stadt“, Anfang 2012 zwei partizipa-
tive Verfahren zur Entwicklung eines Stadtteiltreffs durchgeführt. 

Möckernkiez eG Berlin 
Die noch recht junge, 2007 gegründete Genossenschaft mit knapp 1000 
Mitgliedern plant zur Zeit den Bau eines neuen Quartiers in der Berliner 
Innenstadt. Entstehen soll eine gemeinschaftliche und Generationen ver-
bindende Wohnanlage mit knapp 400 Wohnungen und Gewerbeflächen, 
die ökologisch nachhaltig, barrierefrei, interkulturell und sozial integrativ 
sein soll. Die Gebäude sollen zudem im Passivhausstandard gebaut wer-
den. 

Aktuell tagen verschiedene Arbeitsgruppen, u.a. zu Fragen der Nachhal-
tigkeit, und bringen diese Themen auch immer wieder bei den – häufig 
stattfindenden – Mitgliederversammlungen ein.18

Auch wurden bereits viele Veranstaltungen durchgeführt, durch die die 
Genossenschaft im Stadtteil bekannt gemacht werden sollte, wie zum Bei-
spiel eine Ausstellung im Rathaus, Sommerfeste, Führungen über das 
Baugelände, Informations- und Diskussionsveranstaltungen. Seit Ende 
2011 existiert ein Stadtteiltreff, in dem – von einem dafür gegründeten 

18	  Vgl. Walk; Schröder 2011 (wie Anm. 5).
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Verein von Genossenschaftsmitgliedern – Beratungen und Kurse angebo-
ten werden. Geplant sind weiterhin die Bereitstellung von Gewerberäu-
men für Unternehmer_innen aus der Umgebung und auch in den Inter-
views zeigte sich eine vergleichsweise große Bereitschaft, sich aktiv in die 
Gestaltung des Stadtteils durch künstlerische, soziale und Bildungspro-
jekte einzubringen. 
 

5. Ausblick - Mögliche Annäherungen an die Umsetzung 
Es lassen sich sicher noch viele andere Beispiele finden für Aktivitäten von 
WBG in den Bereichen lokaler Klimaschutz bzw. Stadtteilorientierung, 
von gemeinsamer Ressourcennutzung (Waschmaschinen, Internet, Car-
Sharing etc.) bis zu WBG mit eigener nachhaltiger Energieerzeugung, 
von informellen nachbarschaftlichen Kontakten bis zur Bereitstellung von 
Wohnraum für Menschen mit geringem Einkommen. Diese Themen wer-
den also durchaus aufgegriffen, es bleibt aber die Frage, ob und wie lokaler 
Klimaschutz und/ oder Stadtteilorientierung jeweils sinnvoll mit den In-
teressen der Mitglieder verbunden werden können. 

Eine wichtige Voraussetzung für jegliche Umsetzung ist die (langfristige) 
wirtschaftliche Darstellbarkeit von Maßnahmen. Dies entbindet die 
WBG aber nicht davon, darüber nachzudenken, wie sie weiterhin attrak-
tiv für ihre Mitglieder sein können und wie sie sich zukünftig auf dem 
Wohnungsmarkt positionieren wollen. In diesem Zusammenhang kann es 
durchaus auch von Bedeutung sein, welches Verständnis von Wohnen und 
Genossenschaft jeweils gelebt wird: In den im Forschungsprojekt ge-
führten Interviews zeigte sich unter anderem, dass auch soziale bzw. poli-
tische oder Umweltaspekte ähnlich wichtige Motivationen von Genossen-
schaftsmitgliedern sein können wie wirtschaftliche Gründe.19 
Es ist aber davon auszugehen, dass auch bei optimierten wirtschaftlichen 
und rechtlichen Rahmenbedingungen eine einheitliche Herangehensweise 
von WBG an lokalen Klimaschutz oder Stadtteilorientierung kaum mög-
lich und sinnvoll ist:
Zum einen unterscheiden sich Maßnahmen im Bereich lokaler Kli-
maschutz und im Bereich Stadtteilorientierung sowohl inhaltlich als auch 
strukturell: Viele Beiträge zum lokalen Klimaschutz können im Prinzip 
von einer WBG beschlossen und umgesetzt werden, ohne dass Außen-

19	  Diese Ergebnisse können nur Hinweise geben, da keine Repräsentativität gegeben aufgrund der geringen Zahl der 
Interviews. Leider liegen zu sozialer und ökologischer Orientierung von Genossenschaften und ihren Mitgliedern bisher 
noch kaum Forschungsergebnisse vor. 
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stehende einbezogen werden; wie sich in den Interviews zeigte, wird lo-
kaler Klimaschutz auch in den Genossenschaften, die bereits technikori-
entierte Klimaschutzmaßnahmen umgesetzt haben, bisher weniger unter 
den Mitgliedern diskutiert denn von Vorstand oder Aufsichtsräten. Für 
eine Stadtteilorientierung ist hingegen eine gewisse Öffnung über die 
Genossenschaft hinaus unerlässlich, indem zum Beispiel bestimmte Ziel-
gruppen angesprochen werden oder Themen aufgegriffen werden, die 
über die Kernziele von WBG hinaus gehen. Insbesondere für die Themen 
Integration und Nachhaltigkeit wurde in den Interviews Interesse geäu-
ßert. 

Zum anderen sind die diesbezüglichen Potenziale von Genossenschaften 
auch von ihrer jeweiligen Lage (Stadtteil, Stadt, Region), ihrer Bausub-
stanz, ihren Budgets und ihrer Mitgliederstruktur bzw. der Bevölkerungs-
struktur des Stadtteils bestimmt. Entsprechend können sich gleiche Maß-
nahmen durchaus als unterschiedlich durchsetzbar, bezahlbar und 
erfolgreich herausstellen. 
Eine wesentliche Voraussetzung für eine breite Akzeptanz und aktives 
Engagement ist die Motivation und Bereitschaft der Mitglieder, des Vor-
stands, des Aufsichtsrats, sich mit Themen wie lokaler Klimaschutz bzw. 
Stadtteilorientierung auseinander zu setzen. Möglichkeiten zum thema-
tischen Austausch (von informellen Nachbarschaftskontakten über die 
Mitgliederversammlung bis hin öffentlichen Veranstaltungen) sind in die-
sem Zusammenhang von Bedeutung. Weiter unterstützt werden können 
solche Diskussionen auch durch interne oder öffentliche Anreizsysteme, 
wie zum Beispiel genossenschaftsinterne Energiesparwettbewerbe oder 
staatliche Förderprogramme. 
Eine andere Art der Unterstützung solcher Diskussionen und Prozesse 
kann der Ausbau der partizipativen Möglichkeiten in WBG für die Ent-
wicklung geeigneter Ideen und Maßnahmen sein: Während sich die Par-
tizipation in einigen WBG durchaus auf die jährliche Mitgliederver-
sammlung beschränkt, bei der formal die notwendigsten Punkte 
abgearbeitet werden, so bestünde dort, oder in einem anderen Rahmen, 
durchaus auch die Möglichkeit zum inhaltlichen Austausch der Mitglieder 
- sofern dies von diesen gewollt ist. So wurden zum Beispiel im Rahmen 
des Forschungsprojekt bereits eine Zukunftswerkstatt und ein World Café 
durchgeführt, sowie die „Grüne Mappe“ eingesetzt. Bei diesen drei Maß-
nahmen in unterschiedlichen Genossenschaften war das Interesse an den 
Themen Klimaschutz und Stadtteilorientierung groß, in der Folge wird 
auch mit einigen Genossenschaftsmitgliedern eine kleine Ausstellung für 
den Stadtteil entwickelt. 
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Und auch bei einer technischen Umstellung kann eine Information und 
Beteiligung wichtig sein, wie Befragte in den Interviews berichteten: Zum 
einen vorab, wenn es darum geht, geeignete Maßnahmen zu entwickeln, 
zum anderen auch, wenn sich die Mieter_innen eine neue Technik aneig-
nen sollen (Begleitung von Verhaltensänderungen, ibs. im Bereich lokaler 
Klimaschutz). 
Nicht zu unterschätzen in diesem Zusammenhang ist auch der mögliche 
Einfluss der jeweiligen Kommunalpolitik auf WBG, zumal Genossen-
schaften eben wegen ihres lokalen Bezugs auch von kommunalpolitischen 
Entscheidungen abhängig sind. Während viele größere WBG bereits mit 
den Kommunen zusammenarbeiten - vergleichsweise häufiger in den ost-
deutschen Bundesländern -, so scheinen die Potenziale für eine strate-
gische Einbindung von WBG in kommunalen Klimaschutz und Stadtteil-
entwicklung insgesamt noch nicht ausgeschöpft; hier bestehen sicher noch 
Verbesserungsmöglichkeiten hinsichtlich Beratung, Finanzierung, Quali-
fizierung, Vernetzung und Unterstützung.20 Eine Ausnahme, bei der 
WBG auch strategisch in die Entwicklung von Stadtentwicklungskon-
zepten eingebunden waren, ist das Bund-Länder-Förderprogramm „Stadt-
umbau Ost“ (ebd.).
Allerdings ist auch darauf hinzuweisen, dass WBG sich und ihre Mit-
glieder nicht mehr Aufgaben zumuten sollten als sie zeitlich, personell und 
willentlich in der Lage sind umzusetzen. Insbesondere in Debatten um 
die Rolle von WGB in der Stadtteilentwicklung, um bürgerschaftliches 
Engagement, Ehrenamt und Gemeinwohl besteht auch eine Gefahr der 
Instrumentalisierung, indem diese quasi mit öffentlichen Unternehmen 
gleichgesetzt werden. Wichtig bleibt dabei aber darauf hinzuweisen, dass 
Genossenschaften gemeinsames Eigentum bewirtschaften, kein öffent-
liches und dass weder Klimaschutzpolitik noch Sozialpolitik ureigene 
Aufgabe von Genossenschaften sind.21

Welche Rollen könnten WBG also zukünftig spielen, wenn es um lokalen 
Klimaschutz oder Stadtteilorientierung geht? vorausgesetzt, dass es den 
Interessen der Mitglieder entspricht: 

20	  Vgl. BMVBS: Aktivierung von Potenzialen genossenschaftlichen Wohnens, Evaluierung der Empfehlungen der 
Expertenkommission Wohnungsgenossenschaften im Forschungsprogramm „Experimenteller Wohnungs- und Städtebau 
(ExWoSt)“ BMVBS-Online-Publikation 2010, Nr. 25/2010. 
21	  Vgl. Kadriu; Wendorf (wie Anm.9); Atmaca (wie Anm.5), S. 837-846.
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Thematisierung dieser Themen bei Mitgliederversammlungen, Klau-•	
surtagungen, Strategiesitzungen, im Rahmen von Workshops oder 
Arbeitsgruppen,22 
Entwicklung und Umsetzung eigener Ideen und Maßnahmen; In-•	
formation, Beratung und Weiterbildung der Bewohner_innen, Vor-
stände, Angestellten zu technischen oder infrastrukturellen Maß-
nahmen, Verhaltensänderungen; eine_n Ansprechpartner_in, zum 
Beispiel für Klimaschutz (Unternehmenspolitik) - beides Angebote 
ausschließlich für Mitglieder
teilweise oder vollständige Öffnung der Angebote oder der Mitglied-•	
schaft für Externe (Einzelpersonen, Gruppen, Vereine etc.) 
personelle oder strukturelle Einbindung in städtische, regionale oder •	
internationale Netzwerke
aktive Rolle in der kommunalen Klima- oder Stadtteilpolitik (Lob-•	
byarbeit, Kooperationen), Durchführung eigener Projekte bzw, Aus-
bildung eines spezifischen Klima- oder Stadtteilimages mit Vorbild-
charakter, Thematisierung in der Öffentlichkeit.23

Man könnte also durchaus sagen, dass Genossenschaften vielverspre-
chende Voraussetzungen für ein wirtschaftlich, ökologisch und sozial 
nachhaltige Entwicklung bieten, indem die Mitglieder zum Beispiel ihre 
eigene Genossenschaft gestalten oder aktiv an der Gestaltung ihres (loka-
len) Umfelds mitwirken.24 Attraktive Angebote, die sich für die Genos-
senschaften und ihre Mitglieder wirtschaftlich und ideell rechnen, sollten 
aber in jedem Fall im Vordergrund stehen. 

Zudem ist die Tatsache, dass die Genossenschaftsbewegung immer noch 
vergleichsweise viele Anhänger_innen hat, die auch deren nachhaltige und 
demokratische Potenziale zu schätzen wissen, als Potenzial zu werten: 
Kollektives, eigenverantwortliches Handeln kann einerseits durch eine 
Aktivierung eines – zunächst und vorrangig nach innen gerichteten - bür-
gerschaftlichen Engagements und gegenseitige Unterstützung der Mit-
glieder geschehen, andererseits kann es auch über die Genossenschaft hi-
naus wirksam werden, indem zum Beispiel genossenschaftliche Prinzipien 
auf die Nachbarschaften und Stadtteile übertragen werden.25 Aber es wäre 

22	  Vgl. Hanel Alfred: Genossenschaften und Wirtschaftsordnungen, Hg. von Marburg Consult: Genossenschaftliche 
Selbsthilfe und struktureller Wandel, Marburg 1992; Burghardt Flieger: Produktivgenossenschaft als fortschrittsfähige 
Organisation – Theorie, Fallstudie, Handlungshilfen, Marburg 1996.
23	  Vgl. Christine von Blanckenburg: Cooperatives and Climate Protection, Hg. Von Ortwin Renn, A. Reichel, J. Bauer: 
Civil Society for Sustainability - A Guidebook for Connecting Science and Society 03/2012, Bremen 2012.
24	  Vgl. Carolin Schröder, Heike Walk: Local Climate Governance and the Role of Cooperatives, in Knieling, J. and 
Filho, W.L. (eds.) Climate Change Governance 2012 (in Druck); Kadriu; Wendorf ( vgl. Anm.8.)
25	  Vgl. Wohnungsgenossenschaften: Potenziale und Perspektiven; Hg. von Bundesministerium für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen, Bericht der Expertenkommission Wohnungsgenossenschaften, Berlin 2004, S. 383.
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unfair, WBG eine zu große gesellschaftliche Verantwortung sowohl in 
Bezug auf lokalen Klimaschutz als auch auf Stadtteilorientierung zuzu-
schreiben. 
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